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Menschenrechte

Die Menschenrechte gelten für uns alle, unabhängig von unserer 

Nationalität, Wohnort, Geschlecht, nationaler oder ethnischer Her-

kunft, Hautfarbe, Religion, Sprache oder irgend einem anderen Sta-

tus. Wir alle haben in gleicher Weise Menschenrechte ohne jede Dis-

kriminierung. Diese Rechte sind alle miteinander verbunden, mit-

einander verknüpft und unteilbar.

Die internationalen Menschenrechte sind innewohnende Rechte 

aller Menschen, die in völkerrechtlichen Verträgen zwischen Staa-

ten, bzw. zwischen Staaten und den Vereinten Nationen, vereinbart 

werden. Sie verpflichten Regierungen auf bestimmte Art und Weise 

zu handeln oder bestimmte Handlungen zu unterlassen, um die För-

derung und den Schutz  der  Menschenrechte  und  Grundfreiheiten 

von Einzelpersonen oder Gruppen sicher zu stellen.

Die unterzeichnenden Staaten müssen regelmäßig vor den Ver-

einten Nationen Rechenschaft über die Erfüllung dieser Abkommen 

ablegen.  Auch  Nicht-Regierungsorganisationen  können  bei  diesen 

Überprüfungen  ihre  Stellungnahmen  zur  tatsächlichen  Einhaltung 

der internationalen Verträge einreichen und werden vor den Verein-

ten Nationen gehört. Somit kann sich jeder an der Durchsetzung der 

Menschenrechte beteiligen.

Menschenrechte sind von Natur aus weltweit gültig und besitzen 

einen unteilbaren Charakter. Daher können zu ihren Lasten auf Dau-

er nirgendwo auf der Welt Kompromisse geschlossen werden, schon 

gar nicht zu Lasten von Minderheiten, denn gerade zu deren Schutz 

sind Menschenrechte besonders wichtig. Kompromisse sind immer 
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eine Nicht-Anerkennung von Menschenrechten. 

Es genügt nicht, darauf zu hoffen, von Menschenrechtsverletzun-

gen verschont zu bleiben und den Kopf in den Sand zu stecken. Wer 

Unbehagen vor der wachsenden Macht von Bürokratien, der zuneh-

menden  Überwachung  und  Ausspionieren  von  Menschen  verspürt, 

wer den Machtmissbrauch durch Wirtschaftsimperien und Briefkas-

tenfirmen nicht mag, Rechte als Arbeitnehmer oder Rechte bei der 

medizinischen Versorgung haben möchte, die Entwicklung zu einer 

ungerechten  Gesellschaft  befürchtet,  darf  nicht  passiv  bleiben. 

Menschenrechte  sind  von  Menschen  geschaffen.  Die  Wirksamkeit 

von Menschenrechten ist nur so groß wie die Zahl der Menschen, die 

für sie einzutreten bereit sind. 

Das Internationale Menschenrechtsgesetz gilt theoretisch seit 40 

Jahren in  Deutschland.  Es  wurde 1976 ratifiziert,  was  bedeutet, 

dass Deutschland zusicherte, es in deutsches Recht zu integrieren. 

Seit 40 Jahren ist dies nicht geschehen. 

Einige Artikel sind in unserem Grundgesetz enthalten, doch be-

reits das allgemeine Diskriminierungsverbot fehlt im Grundgesetz. 

Lediglich die  Diskriminierung weniger Gruppen ist  verboten.  Aus-

drücklich erlaubt und erwünscht  ist  in Deutschland nach wie vor 

eine  Diskriminierung z.B.  auf Grund von Transsexualität  oder  auf 

Grund  des  Alters.  Man  müsste  den  Artikel  3  des  Grundgesetzes 

dringend um den Passus „oder sonstigen Status“ erweitern, um jede 

Diskriminierung, egal aus welchem Grund, zu verbieten.

Auch ein Recht auf  Gesundheit gibt es in Deutschland nicht. Da 

die Krankenkassen allgemein lediglich verpflichtet sind, Kosten zur 

Leidensminderung oder zur Wiedererlangung der Arbeitsfähigkeit zu 

übernehmen, werden Sehhilfen oder notwendige Zahnbehandlungen 
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nicht übernommen. Ältere Menschen müssen, wegen ihres  Alters, 

auf medizinische Hilfe häufig verzichten.

Das Recht auf Gesundheit beinhaltet auch das Recht auf Glypho-

sat-freie  Nahrung,  auf  saubere  Luft,  Trinkwasser  (und  damit  das 

Verbot einer Privatisierung der Wasserversorgung), etc.

Gleicher Lohn für gleiche  Arbeit bedeutet, dass Menschen, die 

über Werkverträge oder Zeitarbeit beschäftigt werden, das gleiche 

Einkommen erhalten müssen, wie regulär Beschäftigte,  oder dass 

Frauen dasselbe verdienen müssen, wie Männer. Die schlechte Be-

zahlung von Frauen und die Schaffung von „Billigarbeitnehmern“ ist 

ein Verstoß gegen internationales Menschenrecht. Auch die Regelun-

gen zu Hartz4 verstoßen klar gegen den Sozialpakt.

Seit 40 Jahren weigert sich die Bundesrepublik Deutschland das 

internationale  Menschenrechtsgesetz völlig  in  deutsches  Recht  zu 

integrieren. Damit dieses Fehlen nicht einklagbar ist, verweigert sie 

die Unterzeichnung des optionalen Protokolls zum  Sozialpakt, das 

Einzelklagen gegen Deutschland vor den Vereinten Nationen ermög-

lichen würde.

Wenn wir in einer Welt leben wollen, in welcher alle Menschen 

die gleichen Rechte haben, in einer Welt der Vielfalt und des gegen-

seitigen Respekts, frei von Diskriminierungen und Demütigungen, in 

einer Welt, in der wir alle die Möglichkeit auf ein intaktes Gebiss 

und im Alter die Chance auf ein würdevolles Leben haben, müssen 

wir  etwas  tun.  Rechte  werden  nicht  verschenkt,  sie  werden  er-

kämpft.

Es gibt viele Organisationen, die sich auf unterschiedliche Weise 

für die Menschenrechte einsetzen. Die Gewerkschaften setzen sich 

für bessere und gerechtere Löhne ein, auch manche Parteien haben 

sich Menschenrechte auf ihre Fahnen geschrieben. Zusätzlich gibt 
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es viele Vereine, die sich für bestimmte Rechte stark machen. Sie 

alle benötigen unsere Mitarbeit und Engagement um etwas zu ver-

ändern, um Menschenrechte für uns alle möglich zu machen.

Und last but not least geht es bei der Durchsetzung der Men-

schenrechte nicht nur um uns, sondern um  alle Menschen. Wenn 

Deutschland Menschenrechte allgemein und uneingeschränkt aner-

kennen und in deutsches Recht integrieren würde, wäre dies ein 

Vorbild für andere Länder. Deutschland könnte glaubhaft die Einhal-

tung der Menschenrechte in anderen Nationen fordern oder deren 

Einhaltung als Bedingung für Unterstützung verlangen.

Um ein Verständnis für Menschenrechte - und damit auch für Un-

recht - zu bekommen, ist es notwendig, die Menschenrechte zu ken-

nen. Sie zeigen, was möglich ist oder sein kann, wenn wir bereit 

sind, uns für sie einzusetzen. Sie sind kein Traum, sondern eine er-

reichbare Realität, auf welche sich viele Staaten als erreichbares 

Ziel geeinigt haben. Doch um an diesem Ziel anzukommen, müssen 

wir auch dahin gehen.

Beginnen  wir  jetzt!  Bessere  Zeiten  kommen  nicht,  wie  der 

Morgen, nach einer durchschlafenen Nacht1.

Christina Schieferdecker

1 Bertolt Brecht wird dieses Zitat im ungefähren Wortlaut zugesprochen, doch habe 

ich noch keine genaue Quellenangabe ausmachen können.
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Wichtige Menschenrechtsabkommen
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Abkiirzung unterzeichnet am...
ratifiziert am...
(akzeptiert am)

Rechenschafts- 
berichte an UN- 

Komitee 
(Abgleich mit 
Berichten von 

NGOs)

Individual- 
Beschwerden 

mbglich

UN- 
Untersuchungs 

-verfahren 
erlaubt

CAT 13. Okt. 1986 1.0kt. 1990 X X X

CAT-OP 20. Sep. 2006 4. Dez. 2008

CCPR 9. Okt. 1968 17. Dez. 1973 X X

CCPR-OP1 25. Aug. 1993

CCPR-OP2- 
DP

13. Feb. 1990 18. Aug. 1992

CED 26. Sep. 2007 24. Sep. 2009 X X X

CEDAW 17. Jul. 1980 10. Jul. 1985 X X X

CEDAW-OP

CERD 10. Feb. 1967 16. Mai. 1969 X X

CESCR 9. Okt. 1968 17. Dez. 1973 X abgelehnt abgelehnt

CESCR-OP nicht akzeptiert <- -

CMW nicht unterzeichnet

CRC 26. Jan. 1990 6. Mrz. 1992 X X X

CRC-OP-AC 6. Sep. 2000 13. Dez. 2004

CRC-OP-SC 6. Sep. 2000 15. Jul. 2009

CRPD 30. Mrz. 2007 24. Feb. 2009 X X X

CRPD-OP 24. Feb. 2009
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Das internationale

Menschenrechtsgesetz

… besteht aus:

• Der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte (AEMR)

vom 10.12.1948

• Dem Internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und 

kulturelle Rechte (Sozialpakt)

vom 16.12.1966. 

Von Deutschland ratifiziert am 17.12.1973. In Kraft getre-

ten in Deutschland am 3.01.1976.

• Dem Internationalen Pakt über bürgerliche und politische 

Rechte (Zivilpakt)

vom 16.12.1966. 

Von Deutschland ratifiziert am 17.12.1973. In Kraft getre-

ten in Deutschland am 23.03.1976

Und zwei optionalen Protokollen zu diesem Pakt, die in 

der vorliegenden Schrift komplett weggelassen wurden.
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Anmerkung zum vorliegenden Text:

Der Originalwortlaut wurde beibehalten, doch wurden einzelne 

identische Artikel zusammengefasst. Im Titel der einzelnen Artikel 

werden  die  enthaltenen  Abkommen  genannt.  Auch  die  Präambel 

wurde zusammengefasst. Sie ist im wesentlichen identisch mit der 

Präambel  der  Allgemeinen  Erklärung  der  Menschenrechte  (AEMR) 

und wurde mit Abschnitten aus dem Sozial- und Zivilpakt, die in der 

AEMR nicht enthalten sind, erweitert.

War der Wortlaut einer Erklärung in einer anderen, länger gefass-

ten, vollständig enthalten, so wurde der enthaltene Artikel im Text 

und im Titel kursiv gedruckt. Ähnliche, aber nicht identische Artikel 

wurden nicht zusammengefasst.

Ausführungsbestimmungen  und  Regelungen,  wie  eine  Überprü-

fung der Einhaltung dieser Pakte stattfinden soll, wurden weggelas-

sen, um den vorliegenden Text nicht zu umfangreich werden zu las-

sen. Die Optionalen Protokolle (gleichfalls nicht enthalten) handeln 

von der  Todesstrafe (Protokoll 2) und von der Art und Weise, wie 

man  gegen  Menschenrechtsverletzungen  vor  der  UN  klagen  kann 

(Protokoll 1).

Diese  Zusammenfassung des Internationalen Menschenrechtsge-

setzes soll vor allem dem Zweck dienen, ein Bewusstsein dafür zu 

schaffen, welche Menschenrechte wir alle haben und den Einsatz 

für  Menschenrechte  unterstützen.  Viele  Menschen  wissen  nicht, 

dass es zu den Menschenrechten gehört, gleichen Lohn für gleiche 

Arbeit zu erhalten, oder dass sie ein Recht auf  Gesundheit haben. 

Vor allem die  sozialen Menschenrechte sind wenig im Bewusstsein 

und wir hoffen dies hiermit zu ändern.
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PRÄAMBELPRÄAMBEL

Da nach  den  in  der  Charta  der  Vereinten  Nationen  verkündeten 

Grundsätzen die Anerkennung der angeborenen Würde und der glei-

chen  und  unveräußerlichen  Rechte  aller  Mitglieder  der  Gemein-

schaft der Menschen die Grundlage von Freiheit, Gerechtigkeit und 

Frieden in der Welt bildet,

und sich diese Rechte aus der dem Menschen innewohnenden Würde 

herleiten,

da die Nichtanerkennung und Verachtung der  Menschenrechte zu 

Akten der Barbarei geführt haben, die das Gewissen der Menschheit 

mit  Empörung erfüllen,  und da verkündet worden ist,  dass einer 

Welt, in der die Menschen Rede- und Glaubensfreiheit und Freiheit 

von Furcht und Not genießen, das höchste Streben des Menschen 

gilt,

da es notwendig ist, die Menschenrechte durch die Herrschaft des 

Rechtes zu schützen, damit der Mensch nicht gezwungen wird, als 

letztes Mittel zum Aufstand gegen Tyrannei und Unterdrückung zu 

greifen,

da es notwendig ist, die Entwicklung freundschaftlicher Beziehun-

gen zwischen den Nationen zu fördern, da die Völker der Vereinten 

Nationen in der Charta ihren Glauben an die grundlegenden Men-

schenrechte, an die Würde und den Wert der menschlichen Person 

und an die Gleichberechtigung von Mann und Frau erneut bekräftigt 

und  beschlossen  haben,  den  sozialen  Fortschritt  und  bessere 

Lebensbedingungen in größerer Freiheit zu fördern,

da die Mitgliedstaaten sich verpflichtet haben, in Zusammenarbeit 

mit den Vereinten Nationen die allgemeine und wirksame Achtung 

der Rechte und Freiheiten des Menschen zu fördern,
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da ein gemeinsames Verständnis dieser Rechte und  Freiheiten von 

größter Wichtigkeit für die volle Erfüllung dieser Verpflichtung ist,

in der Erkenntnis, dass nach der Allgemeinen Erklärung der Men-

schenrechte das Ideal vom freien Menschen, der bürgerliche und 

politische  Freiheit genießt und frei von Furcht und Not lebt, nur 

verwirklicht werden kann, wenn Verhältnisse geschaffen werden, in 

denen jeder seine bürgerlichen und politischen Rechte ebenso wie 

seine  wirtschaftlichen,  sozialen  und  kulturellen  Rechte  genießen 

kann,

im  Hinblick  darauf,  dass  der  einzelne  gegenüber  seinen  Mit-

menschen und der  Gemeinschaft,  der  er  angehört,  Pflichten hat 

und gehalten ist, für die Förderung und Achtung der in diesem Pakt 

anerkannten Rechte einzutreten,

Vereinbaren  die Vertragsstaaten folgende Artikel,

als das von allen Völkern und Nationen zu erreichende gemeinsame 

Ideal, damit jeder einzelne und alle Organe der Gesellschaft sich 

diese stets gegenwärtig halten und sich bemühen, durch Unterricht 

und  Erziehung die Achtung vor diesen Rechten und  Freiheiten zu 

fördern  und  durch  fortschreitende  nationale  und  internationale 

Maßnahmen ihre allgemeine und tatsächliche Anerkennung und Ein-

haltung durch die Bevölkerung der Mitgliedstaaten selbst wie auch 

durch  die  Bevölkerung  der  ihrer  Hoheitsgewalt unterstehenden 

Gebiete zu gewährleisten.
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GRUNDSÄTZEGRUNDSÄTZE

AEMR 1 (Würde)

Alle Menschen sind frei und gleich an Würde und Rechten gebo-

ren. Sie sind mit Vernunft und Gewissen begabt und sollen einander 

im Geiste der Brüderlichkeit begegnen.

Zivilpakt/Sozialpakt 1 (Selbstbestimmung Volk)

(1) Alle Völker haben das Recht auf Selbstbestimmung. Kraft die-

ses Rechts entscheiden sie frei über ihren politischen Status und ge-

stalten in  Freiheit ihre wirtschaftliche,  soziale und  kulturelle Ent-

wicklung.

(2) Alle Völker können für ihre eigenen Zwecke frei über ihre na-

türlichen Reichtümer und Mittel verfügen, unbeschadet aller Ver-

pflichtungen,  die  aus  der  internationalen  wirtschaftlichen  Zu-

sammenarbeit auf der Grundlage des gegenseitigen  Wohles sowie 

aus dem Völkerrecht erwachsen. In keinem Fall darf ein Volk seiner 

eigenen Existenzmittel beraubt werden.

(3) Die Vertrags Staaten, einschließlich der Staaten, die für die 

Verwaltung von Gebieten ohne Selbstregierung und von Treuhand 

gebieten verantwortlich sind, haben entsprechend den Bestimmun-

gen  der  Charta  der  Vereinten  Nationen  die  Verwirklichung  des 

Rechts  auf  Selbstbestimmung  zu  fördern  und  dieses  Recht  zu 

achten.
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DISKRIMINIERUNGDISKRIMINIERUNG

AEMR 2 (Diskriminierung)

Jeder  hat  Anspruch  auf  alle  in  dieser  Erklärung  verkündeten 

Rechte und  Freiheiten, ohne irgendeinen Unterschied, etwa nach 

Rasse,  Hautfarbe,  Geschlecht,  Sprache,  Religion,  politischer oder 

sonstiger Anschauung, nationaler oder sozialer Herkunft, Vermögen, 

Geburt oder sonstigem Stand. Des weiteren darf kein Unterschied 

gemacht werden auf Grund der politischen, rechtlichen oder inter-

nationalen Stellung des Landes oder Gebietes, dem eine Person an-

gehört, gleichgültig ob dieses unabhängig ist, unter Treuhandschaft 

steht, keine Selbstregierung besitzt oder sonst in seiner Souveräni-

tät eingeschränkt ist.

Sozialpakt 2 (Diskriminierung, Entwicklungsländer)

(1) Jeder Vertragsstaat verpflichtet sich, einzeln und durch inter-

nationale Hilfe und Zusammenarbeit, insbesondere wirtschaftlicher 

und technischer Art, unter Ausschöpfung aller seiner Möglichkeiten 

Maßnahmen zu treffen, um nach und nach mit allen geeigneten Mit-

teln, vor allem durch gesetzgeberische Maßnahmen, die volle Ver-

wirklichung der in diesem Pakt anerkannten Rechte zu erreichen.

(2) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, zu gewährleisten, dass 

die in diesem Pakt verkündeten Rechte ohne  Diskriminierung hin-

sichtlich der  Rasse, der  Hautfarbe, des  Geschlechts, der  Sprache, 

der Religion, der politischen oder sonstigen Anschauung, der natio-

nalen oder sozialen Herkunft, des Vermögens, der Geburt oder des 

sonstigen Status ausgeübt werden.
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(3)  Entwicklungsländer können unter gebührender Berücksichti-

gung  der  Menschenrechte  und  der  Erfordernisse  ihrer  Volkswirt-

schaft entscheiden, inwieweit sie Personen, die nicht ihre Staatsan-

gehörigkeit besitzen, die in diesem Pakt anerkannten wirtschaftli-

chen Rechte gewährleisten wollen.

Zivilpakt 2 (Diskriminierung, Beschwerdeverfahren)

(1) Jeder Vertragsstaat verpflichtet sich, die in diesem Pakt aner-

kannten Rechte zu achten und sie allen in seinem Gebiet befindli-

chen und seiner Herrschaftsgewalt unterstehenden Personen ohne 

Unterschied wie insbesondere der  Rasse,  der  Hautfarbe, des  Ge-

schlechts, der Sprache, der Religion, der politischen oder sonstigen 

Anschauung, der nationalen oder sozialen Herkunft, des Vermögens, 

der Geburt oder des sonstigen Status zu gewährleisten.

(2) Jeder Vertragsstaat verpflichtet sich, im Einklang mit seinem 

verfassungsmäßigen  Verfahren  und  mit  den  Bestimmungen  dieses 

Paktes die erforderlichen Schritte zu unternehmen, um die gesetz-

geberischen oder sonstigen Vorkehrungen zu treffen, die notwendig 

sind, um den in diesem Pakt anerkannten Rechten Wirksamkeit zu 

verleihen, soweit solche Vorkehrungen nicht bereits getroffen wor-

den sind.

(3) Jeder Vertragsstaat verpflichtet sich,

a) dafür Sorge zu tragen, dass jeder, der in seinen in diesem 

Pakt anerkannten Rechte oder  Freiheiten verletzt worden 

ist, das Recht hat, eine wirksame Beschwerde einzulegen, 

selbst wenn die Verletzung von Personen begangen worden 

ist, die in amtlicher Eigenschaft gehandelt haben;
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b) dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  jeder,  der  eine  solche  Be-

schwerde erhebt,  sein  Recht  durch  das  zuständige  Ge-

richts-, Verwaltungs- oder Gesetzgebungsorgan oder durch 

eine andere, nach den Rechtsvorschriften des Staates zu-

ständige Stelle feststellen lassen kann, und den gerichtli-

chen Rechtsschutz auszubauen;

c) dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  die  zuständigen  Stellen  Be-

schwerden,  denen  stattgegeben  wurde,  Geltung  ver-

schaffen.

Zivilpakt/Sozialpakt 3 (Gleichberechtigung Mann Frau)

Die Vertragsstaaten verpflichten sich, die Gleichberechtigung von 

Mann und Frau bei der Ausübung aller in diesem Pakt festgelegten 

bürgerlichen und politischen Rechte sicherzustellen.
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RECHT AUF LEBENRECHT AUF LEBEN –  – TODESSTRAFETODESSTRAFE

AEMR 3 (Recht auf Leben)

Jeder hat das Recht auf Leben, Freiheit und Sicherheit der Per-

son.

Zivilpakt 6 (Recht auf Leben, Todesstrafe)

(1) Jeder Mensch hat ein angeborenes  Recht auf Leben. Dieses 

Recht ist gesetzlich zu schützen. Niemand darf willkürlich seines Le-

bens beraubt werden.

(2) In Staaten, in denen die Todesstrafe nicht abgeschafft worden 

ist, darf ein Todesurteil nur für schwerste Verbrechen auf Grund von 

Gesetzen verhängt werden, die zur Zeit der Begehung der Tat in 

Kraft waren und die den Bestimmungen dieses Paktes und der Kon-

vention über die Verhütung und Bestrafung des Völkermordes nicht 

widersprechen. Diese Strafe darf nur auf Grund eines von einem zu-

ständigen  Gericht erlassenen  rechtskräftigen  Urteils  vollstreckt 

werden.

(3) Erfüllt die Tötung den Tatbestand des  Völkermordes, so er-

mächtigt dieser Artikel die Vertragsstaaten nicht, sich in irgendei-

ner Weise einer Verpflichtung zu entziehen, die sie nach den Be-

stimmungen der Konvention über die Verhütung und Bestrafung des 

Völkermordes übernommen haben.

(4) Jeder zum Tode Verurteilte hat das Recht, um Begnadigung 

oder Umwandlung der Strafe zu bitten. Amnestie, Begnadigung oder 

Umwandlung der Todesstrafe kann in allen Fällen gewährt werden.
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(5) Die  Todesstrafe darf für  strafbare Handlungen, die von  Ju-

gendlichen unter 18 Jahren begangen worden sind, nicht verhängt 

und an schwangeren Frauen nicht vollstreckt werden.

(6) Keine Bestimmung dieses Artikels darf herangezogen werden, 

um die Abschaffung der  Todesstrafe durch einen Vertragsstaat  zu 

verzögern oder zu verhindern.
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SKLAVEREISKLAVEREI -  - ZWANGSARBEITZWANGSARBEIT

AEMR 4 (Sklaverei)

Niemand darf in Sklaverei oder Leibeigenschaft gehalten werden; 

Sklaverei und Sklavenhandel in allen ihren Formen sind verboten.

Zivilpakt 8 (Sklaverei, Zwangsarbeit)

(1)  Niemand darf  in  Sklaverei gehalten werden;  Sklaverei und 

Sklavenhandel in allen ihren Formen sind verboten.

(2) Niemand darf in Leibeigenschaft gehalten werden.

(3)

a) Niemand darf gezwungen werden, Zwangs- oder Pflichtar-

beit zu verrichten;

b) Buchstabe a ist nicht so auszulegen, dass er in Staaten, in 

denen bestimmte Straftaten mit einem mit  Zwangsarbeit 

verbundenen Freiheitsentzug geahndet werden können, die 

Leistung  von  Zwangsarbeit auf  Grund  einer  Verurteilung 

durch ein zuständiges Gericht ausschließt;

c) als »Zwangs- oder Pflichtarbeit« im Sinne dieses Absatzes 

gilt nicht

I. jede  nicht  unter  Buchstabe  b  genannte  Arbeit oder 

Dienstleistung,  die  normalerweise  von  einer  Person 

verlangt wird, der auf Grund einer rechtmäßigen Ge-

richtsentscheidung die Freiheit entzogen oder die aus 

einem solchen Freiheitsentzug bedingt entlassen wor-

den ist;
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II. jede Dienstleistung militärischer Art sowie in Staaten, 

in denen die Wehrdienstverweigerung aus  Gewissens-

gründen anerkannt wird, jede für Wehrdienstverweige-

rer  gesetzlich  vorgeschriebene  nationale  Dienstleis-

tung;

III. jede Dienstleistung im Falle von Notständen oder Ka-

tastrophen, die das Leben oder das Wohl der Gemein-

schaft bedrohen;

IV. jede  Arbeit oder Dienstleistung, die zu den normalen 

Bürgerpflichten gehört.
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FOLTER – GRAUSAME BEHANDLUNGFOLTER – GRAUSAME BEHANDLUNG

AEMR 5, Zivilpakt 7 (Folter)

Niemand darf der Folter oder grausamer, unmenschlicher oder  

erniedrigender Behandlung oder Strafe unterworfen werden. Insbe-

sondere darf niemand ohne seine freiwillige Zustimmung medizini-

schen oder wissenschaftlichen Versuchen unterworfen werden.
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GLEICHHEITGLEICHHEIT VOR DEM GESETZ –  VOR DEM GESETZ – GEFANGENEGEFANGENE – –  

VERHAFTUNGENVERHAFTUNGEN

AEMR 6, Zivilpakt 16 (Rechtsfähigkeit)

Jeder hat das Recht, überall als rechtsfähig anerkannt zu wer-

den.

AEMR 7 (Gleichheit vor dem Gesetz)

Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich und haben ohne Unter-

schied Anspruch auf gleichen Schutz durch das Gesetz. Alle haben 

Anspruch auf gleichen Schutz gegen jede Diskriminierung, die gegen 

diese Erklärung verstößt, und gegen jede Aufhetzung zu einer derar-

tigen Diskriminierung.

Zivilpakt 26 (Gleichheit vor dem Gesetz)

Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich und haben ohne Diskri-

minierung Anspruch auf gleichen Schutz durch das Gesetz. In dieser 

Hinsicht hat das Gesetz jede Diskriminierung zu verbieten und allen 

Menschen gegen jede Diskriminierung, wie insbesondere wegen der 

Rasse, der  Hautfarbe, des  Geschlechts, der  Sprache, der  Religion, 

der politischen oder sonstigen Anschauung, der nationalen oder so-

zialen Herkunft, des Vermögens, der Geburt oder des sonstigen Sta-

tus, gleichen und wirksamen Schutz zu gewährleisten.
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Zivilpakt 14 (Gleichheit vor dem Gesetz, Rechte von 

Angeklagten)

(1)  Alle Menschen sind vor  Gericht gleich.  Jedermann hat  An-

spruch darauf, dass über eine gegen ihn erhobene strafrechtliche 

Anklage oder seine zivilrechtlichen Ansprüche und Verpflichtungen 

durch ein zuständiges, unabhängiges, unparteiisches und auf Gesetz 

beruhendes Gericht in billiger Weise und öffentlich verhandelt wird. 

Aus Gründen der  Sittlichkeit, der  öffentlichen Ordnung (ordre pu-

blic) oder der nationalen Sicherheit in einer demokratischen Gesell-

schaft oder wenn es im Interesse des Privatlebens der Parteien er-

forderlich ist oder - soweit dies nach Auffassung des Gerichts unbe-

dingt erforderlich ist - unter besonderen Umständen, in denen die 

Öffentlichkeit des Verfahrens die Interessen der  Gerechtigkeit be-

einträchtigen würde, können Presse und Öffentlichkeit während der 

ganzen oder eines Teils der Verhandlung ausgeschlossen werden; je-

des  Urteil in einer Straf- oder Zivilsache ist jedoch  öffentlich zu 

verkünden, sofern nicht die Interessen Jugendlicher dem entgegen-

stehen oder das Verfahren Ehestreitigkeiten oder die Vormundschaft 

über Kinder betrifft.

(2) Jeder wegen einer  strafbaren Handlung  Angeklagte hat An-

spruch darauf,  bis  zu dem im gesetzlichen Verfahren erbrachten 

Nachweis seiner Schuld als unschuldig zu gelten.

(3)  Jeder  wegen  einer  strafbaren  Handlung  Angeklagte hat  in 

gleicher Weise im Verfahren Anspruch auf folgende Mindestgaranti-

en:

a) Er ist unverzüglich und im einzelnen in einer ihm verständ-

lichen Sprache über Art und Grund der gegen ihn erhobe-

nen Anklage zu unterrichten;
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b) er muss hinreichend Zeit und Gelegenheit zur Vorbereitung 

seiner Verteidigung und zum Verkehr mit einem Verteidiger 

seiner Wahl haben;

c) es muss ohne unangemessene Verzögerung ein Urteil gegen 

ihn ergehen;

d) er hat das Recht, bei der  Verhandlung anwesend zu sein 

und sich selbst zu verteidigen oder durch einen Verteidiger 

seiner Wahl verteidigen zu lassen; falls er keinen Verteidi-

ger hat,  ist  er  über  das  Recht,  einen  Verteidiger in An-

spruch zu nehmen, zu  unterrichten; fehlen ihm die Mittel 

zur Bezahlung eines Verteidigers, so ist ihm ein Verteidiger 

unentgeltlich  zu  bestellen,  wenn  dies  im  Interesse  der 

Rechtspflege erforderlich ist;

e) er darf Fragen an die Belastungszeugen stellen oder stellen 

lassen und das Erscheinen und die Vernehmung der Entlas-

tungszeugen unter den für die Belastungszeugen geltenden 

Bedingungen erwirken;

f) er kann die unentgeltliche Beiziehung eines Dolmetschers 

verlangen, wenn er die  Verhandlungssprache des Gerichts 

nicht versteht oder spricht;

g) er darf nicht gezwungen werden, gegen sich selbst als Zeu-

ge auszusagen oder sich schuldig zu bekennen.

(4) Gegen Jugendliche ist das Verfahren in einer Weise zu führen, 

die ihrem Alter entspricht und ihre Wiedereingliederung in die Ge-

sellschaft fördert.

(5) Jeder, der wegen einer strafbaren Handlung verurteilt worden 

ist, hat das Recht, das  Urteil entsprechend dem Gesetz durch ein 

höheres Gericht nachprüfen zu lassen.
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(6)  Ist  jemand  wegen  einer  strafbaren  Handlung  rechtskräftig 

verurteilt und ist das Urteil später aufgehoben oder der Verurteilte 

begnadigt worden, weil eine neue oder eine neu bekannt geworde-

ne Tatsache schlüssig beweist, dass ein Fehlurteil vorlag, so ist der-

jenige, der aufgrund eines solchen Urteils eine Strafe verbüßt hat, 

entsprechend dem Gesetz zu entschädigen, sofern nicht nachgewie-

sen wird, dass das nicht rechtzeitige Bekanntwerden der betreffen-

den Tatsache ganz oder teilweise ihm zuzuschreiben ist.

(7) Niemand darf wegen einer strafbaren Handlung, wegen der er 

bereits nach dem Gesetz und dem Strafverfahrensrecht des jeweili-

gen Landes rechtskräftig verurteilt oder frei gesprochen worden ist, 

erneut verfolgt oder bestraft werden.

AEMR 8 (Rechtsbehelf)

Jeder hat Anspruch auf einen wirksamen  Rechtsbehelf bei den 

zuständigen  innerstaatlichen  Gerichten  gegen  Handlungen,  durch 

die seine ihm nach der Verfassung oder nach dem Gesetz zustehen-

den Grundrechte verletzt werden.

AEMR 9 (willkürliche Festnahme)

Niemand darf  willkürlich festgenommen, in  Haft gehalten oder 

des Landes verwiesen werden.

Zivilpakt 11 (Haft wegen Vertragsverletzung)

Niemand darf nur deswegen in Haft genommen werden, weil er 

nicht in der Lage ist, eine vertragliche Verpflichtung zu erfüllen.
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Zivilpakt 9 (willkürliche Festnahme)

(1)  Jedermann  hat  ein  Recht  auf  persönliche  Freiheit und 

Sicherheit. Niemand darf willkürlich festgenommen oder in Haft ge-

halten werden. Niemand darf seiner  Freiheit entzogen werden, es 

sei denn aus gesetzlich bestimmten Gründen und unter Beachtung 

des im Gesetz vorgeschriebenen Verfahrens.

(2)  Jeder  Festgenommene  ist  bei  seiner  Festnahme über  die 

Gründe der Festnahme zu unterrichten, und die gegen ihn erhobe-

nen Beschuldigungen sind ihm unverzüglich mitzuteilen.

(3) Jeder, der unter dem Vorwurf einer strafbaren Handlung fest 

genommen worden ist oder in  Haft gehalten wird, muss unverzüg-

lich einem Richter oder einer anderen gesetzlich zur Ausübung rich-

terlicher  Funktionen  ermächtigten Amtsperson vorgeführt  werden 

und hat Anspruch auf ein Gerichtsverfahren innerhalb angemessener 

Frist oder auf Entlassung aus der Haft. Es darf nicht die allgemeine 

Regel sein, dass Personen, die eine gerichtliche Aburteilung erwar-

ten, in Haft gehalten werden, doch kann die Freilassung davon ab-

hängig gemacht werden, dass für das Erscheinen zur Hauptverhand-

lung oder zu jeder anderen Verfahrenshandlung und gegebenenfalls 

zur Vollstreckung des Urteils Sicherheit geleistet wird.

(4) Jeder, dem seine Freiheit durch Festnahme oder Haft entzo-

gen ist, hat das Recht, ein Verfahren vor einem Gericht zu beantra-

gen, damit dieses unverzüglich über die Rechtmäßigkeit der  Frei-

heitsentziehung entscheiden und seine Entlassung anordnen kann, 

falls die Freiheitsentziehung nicht rechtmäßig ist.

(5) Jeder, der unrechtmäßig festgenommen oder in Haft gehalten 

worden ist, hat einen Anspruch auf Entschädigung.
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AEMR 10 (öffentliches Verfahren)

Jeder hat bei der Feststellung seiner Rechte und Pflichten sowie 

bei  einer  gegen  ihn  erhobenen  strafrechtlichen  Beschuldigung  in 

voller  Gleichheit Anspruch auf ein gerechtes und  öffentliches Ver-

fahren vor einem unabhängigen und unparteiischen Gericht.

Zivilpakt 15 (nicht strafbare Handlungen)

(1) Niemand darf wegen einer Handlung oder Unterlassung verur-

teilt werden, die zur Zeit ihrer Begehung nach inländischem oder 

nach internationalem Recht nicht  strafbar war. Ebenso darf keine 

schwerere Strafe als die im Zeitpunkt der Begehung der strafbaren 

Handlung angedrohte Strafe verhängt werden. Wird nach Begehung 

einer strafbaren Handlung durch Gesetz eine mildere Strafe einge-

führt, so ist das mildere Gesetz anzuwenden.

(2) Dieser Artikel schließt die Verurteilung oder Bestrafung einer 

Person wegen einer Handlung oder  Unterlassung nicht aus, die im 

Zeitpunkt ihrer Begehung nach den von der Völkergemeinschaft an-

erkannten allgemeinen Rechtsgrundsätzen strafbar war.

AEMR 11 (unschuldig bis schuldig)

(1) Jeder, der einer  strafbaren Handlung beschuldigt wird, hat 

das Recht, als unschuldig zu gelten, solange seine Schuld nicht in ei-

nem  öffentlichen Verfahren, in dem er alle für seine  Verteidigung 

notwendigen Garantien gehabt hat, gemäß dem Gesetz nachgewie-

sen ist.
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(2) Niemand darf wegen einer Handlung oder Unterlassung verur-

teilt  werden,  die  zur  Zeit  ihrer  Begehung  nach  innerstaatlichem 

oder internationalem Recht nicht  strafbar war. Ebenso darf keine 

schwerere Strafe als die zum Zeitpunkt der Begehung der strafbaren 

Handlung angedrohte Strafe verhängt werden.

Zivilpakt 10 (Unterbringung Gefangene)

(1) Jeder, dem seine Freiheit entzogen ist, muss menschlich und 

mit Achtung vor der dem Menschen innewohnenden  Würde behan-

delt werden.

(2)

a) Beschuldigte sind, abgesehen von außergewöhnlichen Um 

ständen, von Verurteilten getrennt unterzubringen und so 

zu  behandeln,  wie  es  ihrer  Stellung  als  Nichtverurteilte 

entspricht;

b) jugendliche  Beschuldigte sind  von  Erwachsenen  zu  tren-

nen, und es hat so schnell wie möglich ein  Urteil zu er-

gehen.

(3)  Der  Strafvollzug  schließt  eine  Behandlung  der  Gefangenen 

ein, die vornehmlich auf ihre Besserung und gesellschaftliche Wie-

dereingliederung  hinzielt.  Jugendliche  Straffällige  sind  von  Er-

wachsenen zu trennen und ihrem Alter und ihrer Rechtsstellung ent-

sprechend zu behandeln.
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SCHUTZ SCHUTZ PRIVATLEBENPRIVATLEBEN

AEMR 12, Zivilpakt 17 (willkürliche Eingriffe Privat)

(Anm.: in AEMR keine Aufteilung in (1) und (2))

(1) Niemand darf  willkürlichen oder rechtswidrigen Eingriffen in 

sein  Privatleben, seine  Familie, seine  Wohnung und seinen Schrift-

verkehr  oder  rechtswidrigen  Beeinträchtigungen  seiner  Ehre  und 

seines Rufes ausgesetzt werden.

(2) Jedermann hat Anspruch auf rechtlichen Schutz gegen solche 

Eingriffe oder Beeinträchtigungen.
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ASYLASYL –  – WOHNSITZWOHNSITZ –  – STAATSANGEHÖRIGKEITSTAATSANGEHÖRIGKEIT – –  

FREIZÜGIGKEITFREIZÜGIGKEIT

AEMR 13 (Freizügigkeit)

(1) Jeder hat das Recht, sich innerhalb eines Staates frei zu be-

wegen und seinen Aufenthaltsort frei zu wählen.

(2) Jeder hat das Recht, jedes Land, einschließlich seines eige-

nen, zu verlassen und in sein Land zurückzukehren.

Zivilpakt 12 (frei bewegen)

(1) Jedermann, der sich rechtmäßig im Hoheitsgebiet eines Staa-

tes aufhält, hat das Recht, sich dort frei zu bewegen und seinen 

Wohnsitz frei zu wählen.

(2) Jedermann steht es frei, jedes Land einschließlich seines ei-

genen zu verlassen.

(3)  Die oben erwähnten Rechte dürfen nur  eingeschränkt wer-

den, wenn dies gesetzlich vorgesehen und zum Schutz der nationa-

len Sicherheit, der öffentlichen Ordnung, der Volksgesundheit, der 

öffentlichen  Sittlichkeit oder  der  Rechte  und  Freiheiten  anderer 

notwendig ist und die Einschränkungen mit den übrigen in diesem 

Pakt anerkannten Rechten vereinbar sind.

(4) Niemand darf willkürlich das Recht entzogen werden, in sein 

eigenes Land einzureisen.
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Zivilpakt 13 (Ausweisung Ausländer)

Ein  Ausländer, der sich rechtmäßig im Hoheitsgebiet eines Ver-

tragsstaates aufhält, kann aus diesem nur aufgrund einer rechtmä-

ßig ergangenen Entscheidung ausgewiesen werden, und es ist ihm, 

sofern nicht zwingende Gründe der nationalen Sicherheit entgegen-

stehen,  Gelegenheit  zu geben,  die gegen seine  Ausweisung spre-

chenden Gründe vorzubringen und diese Entscheidung durch die zu-

ständige Behörde oder durch eine oder mehrere von dieser Behörde 

besonders bestimmte Personen nachprüfen und sich dabei vertreten 

zu lassen.

(Anm.: Vgl. auch AEMR 9 (willkürliche Festnahme): „Niemand darf […] des 

Landes verwiesen werden“.)

AEMR 14 (Asyl)

(1) Jeder hat das Recht, in anderen Ländern vor Verfolgung Asyl 

zu suchen und zu genießen.

(2) Dieses Recht kann nicht in Anspruch genommen werden im 

Falle einer Strafverfolgung, die tatsächlich auf Grund von Verbre-

chen nichtpolitischer Art oder auf Grund von Handlungen erfolgt, 

die gegen die Ziele und Grundsätze der Vereinten Nationen versto-

ßen.

AEMR 15 (Staatsangehörigkeit)

(1) Jeder hat das Recht auf eine Staatsangehörigkeit.
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(2) Niemandem darf seine Staatsangehörigkeit willkürlich entzo-

gen noch das Recht versagt werden, seine  Staatsangehörigkeit zu 

wechseln.

AEMR 9 (willkürliche Festnahme)

Niemand darf  willkürlich festgenommen, in  Haft gehalten oder 

des Landes verwiesen werden.
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FAMILIEFAMILIE

AEMR 16 (Familiengründung, Ehe)

(1) Heiratsfähige Männer und Frauen haben ohne jede Beschrän-

kung auf Grund der Rasse, der Staatsangehörigkeit oder der Religion 

das Recht, zu heiraten und eine Familie zu gründen. Sie haben bei 

der  Eheschließung, während der  Ehe und bei deren Auflösung glei-

che Rechte.

(2) Eine Ehe darf nur bei freier und uneingeschränkter Willensei-

nigung der künftigen Ehegatten geschlossen werden.

(3) Die  Familie ist die natürliche Grundeinheit der Gesellschaft 

und hat Anspruch auf Schutz durch Gesellschaft und Staat.

Zivilpakt 23 (Eheschließung, Familie)

(1) Die Familie ist die natürliche Kernzelle der Gesellschaft und 

hat Anspruch auf Schutz durch Gesellschaft und Staat.

(2) Das Recht von Mann und  Frau, im  heiratsfähigen  Alter eine 

Ehe einzugehen und eine Familie zu gründen, wird anerkannt.

(3)  Eine  Ehe darf  nur im freien und vollen Einverständnis  der 

künftigen Ehegatten geschlossen werden.

(4)  Die  Vertragsstaaten  werden  durch  geeignete  Maßnahmen 

sicherstellen, dass die Ehegatten gleiche Rechte und Pflichten bei 

der Eheschließung, während der Ehe und bei Auflösung der Ehe ha-

ben. Für den nötigen Schutz der Kinder im Falle einer Auflösung der 

Ehe ist Sorge zu tragen.
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Sozialpakt 10 (Familie, Mütter, Kinder)

Die Vertragsstaaten erkennen an,

1. dass die  Familie als die natürliche Keimzelle der Gesell-

schaft größtmöglichen Schutz und Beistand genießen soll, 

insbesondere im Hinblick auf ihre Gründung und solange sie 

für  die  Betreuung  und  Erziehung unterhaltsberechtigter 

Kinder verantwortlich ist. Eine Ehe darf nur im freien Ein-

verständnis der künftigen Ehegatten geschlossen werden;

2. dass  Mütter während  einer  angemessenen  Zeit  vor  und 

nach der Niederkunft besonderen Schutz genießen sollen. 

Während dieser Zeit sollen berufstätige  Mütter bezahlten 

Urlaub oder  Urlaub mit angemessenen Leistungen aus der 

Sozialen Sicherheit erhalten;

3. dass Sondermaßnahmen zum Schutz und Beistand für alle 

Kinder  und  Jugendlichen  ohne  Diskriminierung aufgrund 

der  Abstammung  oder  aus  sonstigen  Gründen  getroffen 

werden  sollen.  Kinder  und  Jugendliche  sollen  vor  wirt-

schaftlicher  und  sozialer  Ausbeutung geschützt  werden. 

Ihre Beschäftigung mit  Arbeiten, die ihrer Moral oder  Ge-

sundheit schaden, ihr Leben gefährden oder voraussichtlich 

ihre normale Entwicklung behindern, soll gesetzlich  straf-

bar sein. Die Staaten sollen ferner  Altersgrenzen festset-

zen,  unterhalb  derer  die  entgeltliche  Beschäftigung  von 

Kindern gesetzlich verboten und strafbar ist.
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KINDKINDERER

(Anm.: Siehe auch: Sozialpakt 10 (Familie, Mütter, Kinder))

Zivilpakt 24 (Nicht-Diskiminierung)

(1) Jedes  Kind hat ohne  Diskriminierung hinsichtlich der  Rasse, 

der Hautfarbe, des Geschlechts, der Sprache, der Religion, der na-

tionalen oder  sozialen Herkunft, des  Vermögens oder der  Geburt 

das Recht auf diejenigen Schutzmaßnahmen durch seine  Familie, 

die Gesellschaft und den Staat, die seine Rechtsstellung als Minder-

jähriger erfordert.

(2) Jedes Kind muss unverzüglich nach seiner Geburt in ein Regis-

ter eingetragen werden und einen Namen erhalten.

(3) Jedes Kind hat das Recht, eine Staatsangehörigkeit zu erwer-

ben.
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EIGENTUMEIGENTUM

AEMR 17 (Eigentum)

(1) Jeder hat das Recht, sowohl allein als auch in Gemeinschaft 

mit anderen Eigentum innezuhaben.

(2) Niemand darf willkürlich seines Eigentums beraubt werden.
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GLAUBENS- UND GLAUBENS- UND MEINUNGMEINUNGSFREIHEIT – SFREIHEIT – KULTURKULTUR

AEMR 18 (Gewissensfreiheit)

Jeder hat das Recht auf Gedanken-, Gewissens- und Religionsfrei-

heit; dieses Recht schließt die Freiheit ein, seine Religion oder sei-

ne Weltanschauung zu wechseln, sowie die Freiheit, seine  Religion 

oder seine Weltanschauung allein oder in Gemeinschaft mit ande-

ren, öffentlich oder privat durch Lehre, Ausübung, Gottesdienst und 

Kulthandlungen zu bekennen.

Zivilpakt 18 (Gewissensfreiheit)

(1) Jedermann hat das Recht auf Gedanken-, Gewissens- und Re-

ligionsfreiheit. Dieses Recht umfasst die Freiheit, eine Religion oder 

eine Weltanschauung eigener Wahl zu haben oder anzunehmen, und 

die Freiheit, seine Religion oder Weltanschauung allein oder in Ge-

meinschaft mit anderen, öffentlich oder privat durch Gottesdienst, 

Beachtung  religiöser Bräuche, Ausübung und  Unterricht zu bekun-

den.

(2)  Niemand  darf  einem Zwang  ausgesetzt  werden,  der  seine 

Freiheit, eine Religion oder eine Weltanschauung seiner Wahl zu ha-

ben oder anzunehmen, beeinträchtigen würde.

(3) Die  Freiheit, seine  Religion oder Weltanschauung zu bekun-

den, darf nur den gesetzlich vorgesehenen Einschränkungen unter-

worfen werden, die zum Schutz der  öffentlichen Sicherheit, Ord-

nung, Gesundheit, Sittlichkeit oder der Grundrechte und -freiheiten 

anderer erforderlich sind.
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(4) Die Vertrags Staaten verpflichten sich, die Freiheit der Eltern 

und gegebenenfalls des Vormunds oder Pflegers zu achten, die reli-

giöse und sittliche  Erziehung ihrer  Kinder in Übereinstimmung mit 

ihren eigenen Überzeugungen sicherzustellen.

AEMR 19 (Meinungsfreiheit)

Jeder hat das Recht auf  Meinungsfreiheit und freie Meinungsäu-

ßerung; dieses Recht schließt die Freiheit ein, Meinungen ungehin-

dert  anzuhängen sowie über  Medien jeder Art und ohne Rücksicht 

auf Grenzen Informationen und Gedankengut zu suchen, zu empfan-

gen und zu verbreiten.

Zivilpakt 19 (Meinungsfreiheit)

(1) Jedermann hat das Recht auf unbehinderte Meinungsfreiheit.

(2) Jedermann hat das Recht auf freie Meinungsäußerung; dieses 

Recht schließt die Freiheit ein, ohne Rücksicht auf Staatsgrenzen In-

formationen und Gedankengut jeder Art in Wort, Schrift oder Druck, 

durch  Kunstwerke  oder  andere  Mittel  eigener  Wahl  sich  zu  be-

schaffen, zu empfangen und weiterzugeben.

(3) Die Ausübung der in Absatz 2 vorgesehenen Rechte ist mit be-

sonderen Pflichten und einer besonderen Verantwortung verbunden. 

Sie kann daher bestimmten, gesetzlich vorgesehenen Einschränkun-

gen unterworfen werden, die erforderlich sind 

a) für die Achtung der Rechte oder des Rufs anderer;
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b) für den Schutz der nationalen Sicherheit, der öffentlichen 

Ordnung, der  Volksgesundheit oder der  öffentlichen  Sitt-

lichkeit.

Zivilpakt 20 (Verbot Kriegspropaganda)

(1) Jede Kriegspropaganda wird durch Gesetz verboten.

(2)  Jedes  Eintreten  für  nationalen,  rassischen  oder  religiösen 

Hass, durch das zu Diskriminierung, Feindseligkeit oder Gewalt auf-

gestachelt wird, wird durch Gesetz verboten.

Zivilpakt 27 (Glaubensfreiheit/Kultur)

In Staaten mit ethnischen,  religiösen oder sprachlichen  Minder-

heiten darf Angehörigen solcher  Minderheiten nicht das Recht vor-

enthalten werden, gemeinsam mit anderen Angehörigen ihrer Grup-

pe ihr eigenes kulturelles Leben zu pflegen, ihre eigene Religion zu 

bekennen und auszuüben oder sich ihrer eigenen Sprache zu bedie-

nen.
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VERSAMMLUNGVERSAMMLUNGSFREIHEIT – DEMONSTRATIONSRECHTSFREIHEIT – DEMONSTRATIONSRECHT

Zivilpakt 21 (Versammlungsfreiheit)

Das  Recht,  sich  friedlich  zu  versammeln,  wird  anerkannt.  Die 

Ausübung dieses Rechts darf keinen anderen als den gesetzlich vor-

gesehenen Einschränkungen unterworfen werden, die in einer de-

mokratischen Gesellschaft im Interesse der nationalen oder der öf-

fentlichen  Sicherheit,  der  öffentlichen  Ordnung,  zum Schutz  der 

Volksgesundheit, der  öffentlichen  Sittlichkeit oder zum Schutz der 

Rechte und Freiheiten anderer notwendig sind.

AEMR 20 (Vereinigungs- und Versammlungsfreiheit)

(1) Alle Menschen haben das Recht, sich friedlich zu versammeln 

und zu Vereinigungen zusammenzuschließen.

(2) Niemand darf gezwungen werden, einer Vereinigung anzuge-

hören.
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DEMOKRATIEDEMOKRATIE

AEMR 21 (Wahlen-Demokratie)

(1) Jeder hat das Recht, an der Gestaltung der öffentlichen An-

gelegenheiten seines Landes unmittelbar oder durch frei gewählte 

Vertreter mitzuwirken.

(2) Jeder hat das Recht auf gleichen Zugang zu öffentlichen Äm-

tern in seinem Lande.

(3) Der Wille des Volkes bildet die Grundlage für die Autorität der 

öffentlichen  Gewalt; dieser  Wille muss durch regelmäßige, unver-

fälschte,  allgemeine und gleiche  Wahlen mit  geheimer  Stimmab-

gabe oder einem gleichwertigen freien Wahlverfahren zum Ausdruck 

kommen.

Zivilpakt 25 (Wahlen-Demokratie)

Jeder Staatsbürger hat das Recht und die Möglichkeit, ohne Un-

terschied nach den in Artikel 2 genannten Merkmalen und ohne un-

angemessene Einschränkungen

a) an der Gestaltung der öffentlichen Angelegenheiten unmit-

telbar oder durch frei gewählte Vertreter teilzunehmen;

b) bei echten, wiederkehrenden, allgemeinen, gleichen und 

geheimen Wahlen, bei denen die freie Äußerung des Wäh-

lerwillens  gewährleistet  ist,  zu  wählen  und  gewählt  zu 

werden;

c) unter allgemeinen Gesichtspunkten der  Gleichheit zu  öf-

fentlichen Ämtern seines Landes Zugang zu haben.
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SOZIALSOZIALE SICHERHEIT – E SICHERHEIT – GESUNDHEITGESUNDHEIT - -  

LEBENSSTANDARDLEBENSSTANDARD

AEMR 22 (soziale Sicherheit)

Jeder  hat  als  Mitglied  der  Gesellschaft  das  Recht  auf  soziale 

Sicherheit und Anspruch darauf, durch innerstaatliche Maßnahmen 

und  internationale  Zusammenarbeit  sowie  unter  Berücksichtigung 

der Organisation und der Mittel jedes Staates in den Genuss der wir-

tschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte zu gelangen, die für 

seine Würde und die freie Entwicklung seiner Persönlichkeit unent-

behrlich sind.

Sozialpakt 9 (Sozialversicherung)

Die Vertrags Staaten erkennen das Recht eines jeden auf soziale 

Sicherheit an; diese schließt die Sozialversicherung ein.

AEMR 25 (Unterhalt, Lebensstandard)

(1) Jeder hat das Recht auf einen Lebensstandard, der seine und 

seiner  Familie Gesundheit und  Wohl gewährleistet,  einschließlich 

Nahrung, Kleidung, Wohnung, ärztliche Versorgung und notwendige 

soziale Leistungen, sowie das Recht auf Sicherheit im Falle von Ar-

beitslosigkeit,  Krankheit, Invalidität oder Verwitwung, im Alter so-

wie bei anderweitigem Verlust seiner Unterhaltsmittel durch unver-

schuldete Umstände.
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(2) Mutter und Kind haben Anspruch auf besondere Fürsorge und 

Unterstützung.  Alle  Kinder,  eheliche wie außereheliche, genießen 

den gleichen sozialen Schutz.

Sozialpakt 11 (Lebensstandard, Nahrung)

(1)  Die  Vertrags  Staaten  erkennen  das  Recht  eines  jeden  auf 

einen angemessenen Lebensstandard für sich und seine Familie an, 

einschließlich ausreichender  Ernährung, Bekleidung und Unterbrin-

gung, sowie auf eine stetige Verbesserung der Lebensbedingungen. 

Die Vertragsstaaten unternehmen geeignete Schritte, um die Ver-

wirklichung dieses Rechts zu gewährleisten, und erkennen zu die-

sem Zweck die entscheidende Bedeutung einer internationalen, auf 

freier Zustimmung beruhenden Zusammenarbeit an.

(2) In Anerkennung des grundlegenden Rechts eines jeden, vor 

Hunger geschützt zu sein, werden die Vertragsstaaten einzeln und 

im Wege internationaler Zusammenarbeit die erforderlichen Maß-

nahmen, einschließlich besonderer Programme, durchführen

a)  zur  Verbesserung  der  Methoden  der  Erzeugung,  Haltbarma-

chung und Verteilung von Nahrungsmitteln durch volle Nutzung der 

technischen und wissenschaftlichen Erkenntnisse, durch Verbreitung 

der  ernährungswissenschaftlichen Grundsätze sowie durch die Ent-

wicklung oder Reform landwirtschaftlicher Systeme mit dem Ziel ei-

ner möglichst wirksamen Erschließung und Nutzung der natürlichen 

Hilfsquellen;

b)  zur  Sicherung  einer  dem Bedarf  entsprechenden  gerechten 

Verteilung der Nahrungsmittel Vorräte der Welt unter Berücksichti-

gung der Probleme der Nahrungsmittel einführenden und ausführen-

den Länder.
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Sozialpakt 12 (Gesundheit)

(1) Die Vertragsstaaten erkennen das Recht eines jeden auf das 

für  ihn  erreichbare  Höchstmaß an körperlicher  und geistiger  Ge-

sundheit an.

(2) Die von den Vertragsstaaten zu unternehmenden Schritte zur 

vollen  Verwirklichung  dieses  Rechts  umfassen  die  erforderlichen 

Maßnahmen

a) zur  Senkung  der  Zahl  der  Totgeburten  und  der  Kinder-

sterblichkeit sowie zur gesunden Entwicklung des Kindes;

b) zur Verbesserung aller  Aspekte der Umwelt-  und der  Ar-

beitshygiene;

c) zur  Vorbeugung,  Behandlung  und  Bekämpfung  epidemi-

scher, endemischer, Berufs- und sonstiger Krankheiten;

d) zur Schaffung der Voraussetzungen, die für jedermann im 

Krankheitsfall den Genuss medizinischer Einrichtungen und 

ärztlicher Betreuung sicherstellen.

(Anm.: Vgl. auch Zivilpakt 7 (medizinische Versuche): 

Insbesondere darf niemand ohne seine freiwillige Zustimmung 

medizinischen oder wissenschaftlichen Versuchen unterworfen werden.)
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ARBEITARBEIT

AEMR 23 (Arbeit, Lohn. Arbeitslosigkeit)

(1)  Jeder hat  das  Recht auf  Arbeit,  auf  freie  Berufswahl,  auf 

gerechte  und befriedigende  Arbeitsbedingungen sowie  auf  Schutz 

vor Arbeitslosigkeit.

(2) Jeder, ohne Unterschied, hat das Recht auf gleichen Lohn für 

gleiche Arbeit.

(3) Jeder, der arbeitet, hat das Recht auf gerechte und befriedi-

gende Entlohnung, die ihm und seiner  Familie eine der menschli-

chen Würde entsprechende Existenz sichert, gegebenenfalls ergänzt 

durch andere soziale Schutzmaßnahmen.

(4) Jeder hat das Recht, zum Schutze seiner Interessen Gewerk-

schaften zu bilden und solchen beizutreten.

Sozialpakt 6 (Recht auf Arbeit)

(1) Die Vertragsstaaten erkennen das Recht auf  Arbeit an, wel-

ches das Recht jedes einzelnen auf die Möglichkeit, seinen Lebens-

unterhalt durch frei gewählte oder angenommene Arbeit zu verdie-

nen, umfasst, und unternehmen geeignete Schritte zum Schutz die-

ses Rechts.

(2) Die von einem Vertragsstaat zur vollen Verwirklichung dieses 

Rechts zu unternehmenden Schritte umfassen fachliche und berufli-

che Beratung und Ausbildungsprogramme sowie die Festlegung von 

Grundsätzen und Verfahren zur Erzielung einer stetigen wirtschaftli-

chen,  sozialen und  kulturellen Entwicklung und einer produktiven 
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Vollbeschäftigung unter  Bedingungen,  welche  die  politischen und 

wirtschaftlichen Grundfreiheiten des einzelnen schützen.

AEMR 24 (Arbeitszeit)

Jeder hat das Recht auf Erholung und Freizeit und insbesondere 

auf eine vernünftige Begrenzung der  Arbeitszeit und regelmäßigen 

bezahlten Urlaub.

Sozialpakt 7 (Arbeitsbedingungen)

Die Vertragsstaaten erkennen das Recht eines jeden auf gerechte 

und  günstige  Arbeitsbedingungen  an,  durch  die  insbesondere 

gewährleistet wird

a) ein  Arbeitsentgelt,  das  allen  Arbeitnehmern  mindestens 

sichert

i. angemessenen  Lohn und gleiches  Entgelt für  gleich-

wertige  Arbeit ohne  Unterschied;  insbesondere  wird 

gewährleistet,  dass  Frauen  keine  ungünstigeren  Ar-

beitsbedingungen als  Männer haben und dass sie für 

gleiche Arbeit gleiches Entgelt erhalten,

ii. einen angemessenen  Lebensunterhalt für sie und ihre 

Familien in Übereinstimmung mit diesem Pakt;

b) sichere und gesunde Arbeitsbedingungen;

c) gleiche Möglichkeiten für jedermann, in seiner beruflichen 

Tätigkeit entsprechend aufzusteigen, wobei keine anderen 

Gesichtspunkte  als  Beschäftigungsdauer  und  Befähigung 

ausschlaggebend sein dürfen;
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d) Arbeitspausen, Freizeit, eine angemessene Begrenzung der 

Arbeitszeit,  regelmäßiger  bezahlter  Urlaub sowie  Vergü-

tung gesetzlicher Feiertage.

Sozialpakt 8 (Gewerkschaften)

(1)  Die  Vertragsstaaten  verpflichten  sich,  folgende  Rechte  zu 

gewährleisten:

a) das Recht eines jeden, zur Förderung und zum Schutz sei-

ner wirtschaftlichen und sozialen Interessen Gewerkschaf-

ten zu bilden oder einer Gewerkschaft eigener Wahl allein 

nach Maßgabe ihrer Vorschriften beizutreten. Die Ausübung 

dieses Rechts darf nur solchen Einschränkungen unterwor-

fen werden, die gesetzlich vorgesehen und in einer demo-

kratischen  Gesellschaft  im  Interesse  der  nationalen 

Sicherheit oder der öffentlichen Ordnung oder zum Schutz 

der Rechte und Freiheiten anderer erforderlich sind;

b) das  Recht  der Gewerkschaften,  nationale  Vereinigungen 

oder Verbände zu gründen, sowie deren Recht, internatio-

nale Gewerkschaftsorganisationen zu bilden oder solchen 

beizutreten;

c) das Recht der Gewerkschaften, sich frei zu betätigen, wo-

bei nur solche Einschränkungen zulässig sind, die gesetzlich 

vorgesehen und in  einer  demokratischen Gesellschaft  im 

Interesse der nationalen Sicherheit oder der  öffentlichen 

Ordnung oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten ande-

rer erforderlich sind;

d) das Streikrecht, soweit es in Übereinstimmung mit der in-

nerstaatlichen Rechtsordnung ausgeübt wird.
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(2)  Dieser  Artikel  schließt  nicht  aus,  dass  die Ausübung dieser 

Rechte durch Angehörige der  Streitkräfte, der  Polizei oder der  öf-

fentlichen  Verwaltung  rechtlichen  Einschränkungen  unterworfen 

wird.

(3)  Keine  Bestimmung  dieses  Artikels  ermächtigt  die  Vertrags 

Staaten des Übereinkommens der Internationalen Arbeitsorganisati-

on von 1948 über die Vereinigungsfreiheit und den Schutz des Verei-

nigungsrechts, gesetzgeberische Maßnahmen zu treffen oder Geset-

ze so anzuwenden, dass die Garantien des oben genannten Überein-

kommens beeinträchtigt werden.

Zivilpakt 22 (Gewerkschaften)

(1) Jedermann hat das Recht, sich frei mit anderen zusammenzu-

schließen sowie zum Schutz seiner Interessen Gewerkschaften zu 

bilden und ihnen beizutreten.

(2) Die Ausübung dieses Rechts darf keinen anderen als den ge-

setzlich vorgesehenen Einschränkungen unterworfen werden, die in 

einer demokratischen Gesellschaft im Interesse der nationalen oder 

der  öffentlichen  Sicherheit,  der  öffentlichen  Ordnung  (ordre  pu-

blic), zum Schutz der Volksgesundheit, der öffentlichen Sittlichkeit 

oder  zum Schutze der  Rechte  und  Freiheiten  anderer  notwendig 

sind.  Dieser  Artikel  steht  gesetzlichen  Einschränkungen  der  Aus-

übung dieses Rechts für Angehörige der Streitkräfte oder der Polizei 

nicht entgegen.

(3) Keine Bestimmung dieses Artikel ermächtigt die Vertragsstaa-

ten  des  Übereinkommens  der  Internationalen  Arbeitsorganisation 

von 1948 über die Vereinigungsfreiheit und den Schutz des Vereini-

gungsrechts, gesetzgeberische Maßnahmen zu treffen oder Gesetze 
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so anzuwenden, dass die Garantien des oben genannten Überein-

kommens beeinträchtigt werden.
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BILDUNGBILDUNG –  – SCHULESCHULE -  - KULTURKULTUR

AEMR 26 (Bildung, Schulen, Eltern)

(1) Jeder hat das Recht auf Bildung. Die Bildung ist unentgeltlich, 

zum mindesten der Grundschulunterricht und die grundlegende Bil-

dung. Der Grundschulunterricht ist obligatorisch. Fach- und Berufs-

schulunterricht müssen allgemein verfügbar gemacht werden, und 

der Hochschulunterricht muss allen gleichermaßen entsprechend ih-

ren Fähigkeiten offenstehen.

(2) Die  Bildung muss auf die volle Entfaltung der menschlichen 

Persönlichkeit und auf die Stärkung der Achtung vor den Menschen-

rechten und Grundfreiheiten gerichtet sein. Sie muss zu Verständ-

nis,  Toleranz und Freundschaft zwischen allen Nationen und allen 

rassischen oder religiösen Gruppen beitragen und der Tätigkeit der 

Vereinten Nationen für die Wahrung des Friedens förderlich sein.

(3) Die Eltern haben ein vorrangiges Recht, die Art der Bildung zu 

wählen, die ihren Kindern zuteil werden soll.

Sozialpakt 13 (Bildung, Schulen, Eltern)

(1) Die Vertragsstaaten erkennen das Recht eines jeden auf  Bil-

dung an. Sie stimmen überein, dass die Bildung auf die volle Entfal-

tung der  menschlichen  Persönlichkeit und des  Bewusstseins  ihrer 

Würde gerichtet sein und die Achtung vor den Menschenrechten und 

Grundfreiheiten stärken muss. Sie stimmen ferner überein, dass die 

Bildung es jedermann ermöglichen muss, eine nützliche Rolle in ei-

ner freien Gesellschaft  zu spielen, dass sie Verständnis,  Toleranz 

und Freundschaft unter allen Völkern und allen rassischen, ethni-
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schen und  religiösen Gruppen fördern sowie die Tätigkeit der Ver-

einten Nationen zur Erhaltung des Friedens unterstützen muss.

(2) Die Vertragsstaaten erkennen an, dass im Hinblick auf die vol-

le Verwirklichung dieses Rechts

a) der Grundschulunterricht für jedermann Pflicht und allen 

unentgeltlich zugänglich sein muss;

b) die  verschiedenen  Formen  des  höheren  Schulwesens 

einschließlich  des  höheren  Fach-  und  Berufsschulwesens 

auf jede geeignete Weise, insbesondere durch allmähliche 

Einführung der Unentgeltlichkeit, allgemein verfügbar und 

jedermann zugänglich gemacht werden müssen;

c) der Hochschulunterricht auf jede geeignete Weise, insbe-

sondere  durch  allmähliche  Einführung  der  Unentgeltlich-

keit, jedermann gleichermaßen entsprechend seinen Fähig-

keiten zugänglich gemacht werden muss;

d) eine grundlegende  Bildung für Personen, die eine  Grund-

schule nicht  besucht  oder  nicht  beendet haben, so weit 

wie möglich zu fördern oder zu vertiefen ist;

e) die Entwicklung eines Schulsystems auf allen Stufen aktiv 

voranzutreiben, ein angemessenes Stipendiensystem einzu-

richten und die wirtschaftliche Lage der Lehrerschaft fort-

laufend zu verbessern ist.

(3) Die Vertrags Staaten verpflichten sich, die Freiheit der Eltern 

und gegebenenfalls des Vormunds oder Pflegers zu achten, für ihre 

Kinder andere als öffentliche Schulen zu wählen, die den vom Staat 

gegebenenfalls  festgesetzten  oder  gebilligten  bildungspolitischen 

Mindestnormen entsprechen, sowie die religiöse und sittliche Erzie-

hung ihrer  Kinder in Übereinstimmung mit ihren eigenen Überzeu-

gungen sicherzustellen.
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(4)  Keine Bestimmung dieses Artikel  darf  dahin ausgelegt wer-

den, dass sie die Freiheit natürlicher oder juristischer Personen be-

einträchtigt,  Bildungseinrichtungen zu schaffen und zu leiten, so-

fern die in Absatz 1 niedergelegten Grundsätze beachtet werden 

und die in solchen Einrichtungen vermittelte Bildung den vom Staat 

gegebenenfalls festgesetzten Mindestnormen entspricht.

Sozialpakt 14 (Schulpflicht)

Jeder Vertragsstaat, der zu dem Zeitpunkt, da er Vertragspartei 

wird, im  Mutterland oder in sonstigen seiner Hoheitsgewalt unter-

stehenden  Gebieten  noch  nicht  die  Grundschulpflicht auf  der 

Grundlage  der  Unentgeltlichkeit  einführen  konnte,  verpflichtet 

sich, binnen zwei Jahren einen ausführlichen Aktionsplan auszuar-

beiten und anzunehmen,  der die  schrittweise  Verwirklichung des 

Grundsatzes der unentgeltlichen allgemeinen Schulpflicht innerhalb 

einer angemessenen, in dem Plan festzulegenden Zahl von Jahren 

vorsieht.

AEMR 27 (Kultur, Urheber)

(1) Jeder hat das Recht, am kulturellen Erbe der Gemeinschaft 

frei teilzunehmen, sich an den Künsten zu erfreuen und am wissen-

schaftlichen Fortschritt und dessen Errungenschaften teilzuhaben.

(2) Jeder hat das Recht auf Schutz der geistigen und materiellen 

Interessen, die ihm als Urheber von Werken der Wissenschaft, Lite-

ratur oder Kunst erwachsen.
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Sozialpakt 15 (Kultur, Wissenschaft))

(1) Die Vertragsstaaten erkennen das Recht eines jeden an,

a) am kulturellen Leben teilzunehmen;

b) an  den  Errungenschaften  des  wissenschaftlichen  Fort-

schritts und seiner Anwendung teilzuhaben;

c) den Schutz der geistigen und materiellen Interessen zu ge-

nießen, die ihm als Urheber von Werken der Wissenschaft, 

Literatur oder Kunst erwachsen.

(2) Die von den Vertragsstaaten zu unternehmenden Schritte zur 

vollen  Verwirklichung  dieses  Rechts  umfassen  die  zur  Erhaltung, 

Entwicklung und Verbreitung von Wissenschaft und Kultur erforderli-

chen Maßnahmen.

(3) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, die zu  wissenschaftli-

cher  Forschung und schöpferischer Tätigkeit unerlässliche  Freiheit 

zu achten.

(4) Die Vertragsstaaten erkennen die Vorteile an, die sich aus der 

Förderung  und  Entwicklung  internationaler  Kontakte  und  Zu-

sammenarbeit auf wissenschaftlichem und kulturellem Gebiet erge-

ben.
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SOZIALSOZIALE ORDNUNG – PFLICHTENE ORDNUNG – PFLICHTEN

AEMR 28 (soziale Ordnung)

Jeder hat Anspruch auf eine soziale und internationale Ordnung, 

in der die in dieser Erklärung verkündeten Rechte und  Freiheiten 

voll verwirklicht werden können.

AEMR 29 (Pflichten)

(1) Jeder hat Pflichten gegenüber der Gemeinschaft, in der allein 

die freie und volle Entwicklung seiner Persönlichkeit möglich ist.

(2) Jeder ist bei der Ausübung seiner Rechte und Freiheiten nur 

den Beschränkungen unterworfen, die das Gesetz ausschließlich zu 

dem Zweck vorsieht, die Anerkennung und Achtung der Rechte und 

Freiheiten anderer zu sichern und den gerechten Anforderungen der 

Moral, der öffentlichen Ordnung und des allgemeinen Wohles in ei-

ner demokratischen Gesellschaft zu genügen.

(3) Diese Rechte und Freiheiten dürfen in keinem Fall im Wider-

spruch zu den Zielen und Grundsätzen der Vereinten Nationen aus-

geübt werden.

66



SCHLUSSBESTIMMUNGEN - EINSCHRÄNKUNGENSCHLUSSBESTIMMUNGEN - EINSCHRÄNKUNGEN

 AEMR 30, Zivilpakt 5, Sozialpakt 5 (Schlussbestimmung)

(1)  Keine Bestimmung dieses Paktes [dieser Erklärung] darf da-

hin ausgelegt werden, dass sie für einen Staat, eine Gruppe oder  

eine Person das Recht begründet, eine Tätigkeit auszuüben oder  

eine Handlung zu begehen, die auf die Abschaffung der in diesem 

Pakt anerkannten Rechte und  Freiheiten oder auf weitergehende 

Beschränkungen dieser Rechte und Freiheiten, als in dem Pakt [die-

ser Erklärung] vorgesehen, hinzielt.

(2) Die in einem Vertragsstaat durch Gesetze, Übereinkommen, 

Verordnungen oder durch Gewohnheitsrecht anerkannten oder be-

stehenden grundlegenden Menschenrechte dürfen nicht unter dem 

Vorwand beschränkt oder außer Kraft gesetzt werden, dass dieser 

Pakt derartige Rechte nicht oder nur in einem geringen Ausmaße an-

erkenne.

Zivilpakt 4 (Außer Kraft setzen, Schlussbestimmung)

(1) Im Falle eines öffentlichen Notstandes, der das Leben der Na-

tion bedroht und der amtlich verkündet ist, können die Vertrags-

staaten Maßnahmen ergreifen, die ihre Verpflichtungen aus diesem 

Pakt in dem Umfang, den die Lage unbedingt erfordert, außer Kraft 

setzen, vorausgesetzt, dass diese Maßnahmen ihren sonstigen völ-

kerrechtlichen Verpflichtungen nicht zuwiderlaufen und keine  Dis-

kriminierung allein  wegen  der  Rasse,  der  Hautfarbe,  des  Ge-

schlechts, der Sprache, der Religion oder der sozialen Herkunft ent-

halten.
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(2) Auf Grund der vorstehenden Bestimmung dürfen die Artikel 

62, 73, 84 (Absätze 1 und 2), 115, 156, 167 und 188 [des Zivilpaktes] 

nicht außer Kraft gesetzt werden.

(3)  Jeder  Vertragsstaat,  der  das  Recht,  Verpflichtungen  außer 

Kraft zu setzen, ausübt, hat den übrigen Vertragsstaaten durch Ver-

mittlung des Generalsekretärs der Vereinten Nationen unverzüglich 

mitzuteilen, welche Bestimmungen er außer Kraft gesetzt hat und 

welche Gründe ihn dazu veranlasst haben. Auf demselben Wege ist 

durch  eine  weitere  Mitteilung  der  Zeitpunkt  anzugeben,  in  dem 

eine solche Maßnahme endet.

Sozialpakt 4 (Einschränkungen, Schlussbestimmung)

Die Vertragsstaaten erkennen an, dass ein Staat die Ausübung der 

von ihm gemäß diesem Pakt  gewährleisteten Rechte  nur  solchen 

Einschränkungen unterwerfen darf, die gesetzlich vorgesehen und 

mit der Natur dieser Rechte vereinbar sind und deren ausschließli-

cher Zweck es ist, das allgemeine Wohl in einer demokratischen Ge-

sellschaft zu fördern.

2 S.29

3 S. 33

4 S. 31

5 S. 37

6 S. 39

7 S. 34

8 S. 49
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Frauenrechtsabkommen (CEDAW)

Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung 

der Frau 

vom 01.03.1980

Von Deutschland ratifiziert am 10.07.1985. In Kraft getreten in  

Deutschland am 09.08.1985 
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PRÄAMBELPRÄAMBEL

Die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens -

im Hinblick darauf, dass die Charta der Vereinten Nationen den 

Glauben an die Grundrechte des Menschen, an Würde und Wert der 

menschlichen  Persönlichkeit und  an  die  Gleichberechtigung von 

Mann und Frau erneut bekräftigt;

im Hinblick darauf, dass die Allgemeine Erklärung der Menschen-

rechte den Grundsatz der Unzulässigkeit der Diskriminierung bekräf-

tigt und feierlich feststellt, daß alle Menschen frei und an  Würde 

und Rechten gleich geboren sind und daß jeder ohne irgendeinen 

Unterschied,  einschließlich  eines  Unterschieds  aufgrund  des 

Geschlechts, Anspruch hat auf alle in der genannten Erklärung auf-

geführten Rechte und Freiheiten;

im Hinblick darauf, dass die Vertragsstaaten der Internationalen 

Menschenrechtspakte verpflichtet sind, die Gleichberechtigung von 

Mann und  Frau bei der Ausübung aller wirtschaftlichen,  sozialen, 

kulturellen, bürgerlichen und politischen Rechte sicherzustellen;

in  Anbetracht  der unter  der  Schirmherrschaft  der  Vereinten 

Nationen und der Sonderorganisationen geschlossenen internationa-

len  Übereinkommen  zur  Förderung  der  Gleichberechtigung von 

Mann und Frau;

im  Hinblick  ferner auf  die  Entschließungen,  Erklärungen  und 

Empfehlungen der Vereinten Nationen und der Sonderorganisationen 

zur Förderung der  Gleichberechtigung von Mann und  Frau; jedoch 

besorgt darüber, daß die Frau trotz dieser verschiedenen Urkunden 

noch immer weitgehend diskriminiert wird;
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unter  Hinweis  darauf,  daß  die  Diskriminierung der  Frau die 

Grundsätze der Gleichberechtigung und der Achtung der Menschen-

würde verletzt, die  Frauen daran hindert, unter den gleichen Vor-

aussetzungen wie Männer am politischen, sozialen, wirtschaftlichen 

und  kulturellen  Leben ihres  Landes  teilzunehmen,  das  Wachstum 

des  Wohlstands von Gesellschaft und  Familie hemmt und der  Frau 

die volle Entfaltung ihrer Fähigkeiten im Dienste ihres Landes und 

der Menschheit erschwert;

besorgt  darüber, dass  dort,  wo  Armut herrscht,  Frauen  beim 

Zugang  zu  Nahrungsmitteln,  Gesundheitseinrichtungen,  Bildung, 

Ausbildung und Beschäftigungsmöglichkeiten sowie bei der Befriedi-

gung sonstiger Bedürfnisse am ehesten benachteiligt werden;

in  der  Überzeugung,  dass  die  Errichtung  der  neuen  Weltwirt-

schaftsordnung auf der Grundlage von Gleichheit und Gerechtigkeit 

wesentlich  zur  Förderung  der  Gleichberechtigung von  Mann  und 

Frau beitragen wird;

nachdrücklich darauf hinweisend, dass die Beseitigung der Apart-

heid, jeder Form von Rassismus,  Rassendiskriminierung, Kolonialis-

mus,  Neokolonialismus,  Aggression,  ausländischer  Besetzung  und 

Fremdherrschaft sowie von Einmischung in die inneren Angelegen-

heiten der Staaten für die volle Ausübung de Rechte von Mann und 

Frau unerlässlich ist;

in Bekräftigung dessen, dass die Festigung des Weltfriedens und 

der internationalen Sicherheit, die internationale Entspannung, die 

Zusammenarbeit  zwischen allen  Staaten  ungeachtet  ihrer  Gesell-

schafts-  und Wirtschaftsordnung,  die  allgemeine und vollständige 

Abrüstung - insbesondere die nukleare Abrüstung unter strenger und 

wirksamer internationaler Kontrolle -, die Durchsetzung der Grund-

sätze der Gerechtigkeit, der Gleichberechtigung und des beidersei-
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tigen Nutzens in den zwischenstaatlichen Beziehungen und die Ver-

wirklichung  des  Rechts  der  unter  Fremd-  und  Kolonialherrschaft 

sowie ausländischer Besetzung lebenden Völker  auf Selbstbestim-

mung und Unabhängigkeit sowie die Achtung der nationalen Souve-

ränität und der territorialen Unversehrtheit den sozialen Fortschritt 

und die  soziale Entwicklung fördern und somit zur Verwirklichung 

der vollen  Gleichberechtigung von Mann und  Frau beitragen wer-

den;

überzeugt, dass die größtmögliche und gleichberechtigte Mitwir-

kung der Frau in allen Bereichen Voraussetzung für die vollständige 

Entwicklung eines Landes, für das Wohlergehen der Welt und für die 

Sache des Friedens ist;

eingedenk des bisher noch nicht voll anerkannten bedeutenden 

Beitrags der Frau zum Wohlergehen der Familie und zur Entwicklung 

der Gesellschaft, der sozialen Bedeutung der Mutterschaft und der 

Rolle beider Elternteile in der Familie und bei der Kindererziehung

sowie in dem Bewusstsein, dass die Rolle der Frau bei der Fort-

pflanzung kein Grund zur Diskriminierung sein darf

und dass die Kindererziehung eine Aufgabe ist, in die sich Mann 

und Frau sowie die Gesellschaft insgesamt teilen müssen;

in dem Bewusstsein, dass sich die traditionelle Rolle des Mannes 

und die Rolle der Frau in der Gesellschaft und in der Familie wan-

deln müssen, wenn die volle Gleichberechtigung von Mann und Frau 

erreicht werden soll;

entschlossen, die in der Erklärung über die Beseitigung der  Dis-

kriminierung der  Frau niedergelegten Grundsätze zu verwirklichen 

und zu diesem Zweck die zur Beseitigung jeder Form und Erschei-

nungsweise  einer  solchen  Diskriminierung erforderlichen  Maßnah-

men zu ergreifen -
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sind wie folgt übereingekommen:
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TEIL ITEIL I

Artikel 1 (Definition)

In diesem Übereinkommen bezeichnet der Ausdruck „Diskriminie-

rung der  Frau“ jede mit dem  Geschlecht begründete Unterschei-

dung, Ausschließung oder Beschränkung, die zur Folge oder zum Ziel 

hat, dass die auf die Gleichberechtigung von Mann und Frau gegrün-

dete Anerkennung, Inanspruchnahme oder Ausübung der Menschen-

rechte und Grundfreiheiten durch die Frau - ungeachtet ihres Fami-

lienstands - im politischen, wirtschaftlichen,  sozialen,  kulturellen, 

staatsbürgerlichen  oder  jedem  sonstigen  Bereich  beeinträchtigt 

oder vereitelt wird.

Artikel 2 (Nicht-Diskriminierung)

Die  Vertragsstaaten verurteilen  jede Form von  Diskriminierung 

der Frau; sie kommen überein, mit allen geeigneten Mitteln unver-

züglich eine Politik zur Beseitigung der Diskriminierung der Frau zu 

verfolgen, und verpflichten sich zu diesem Zweck,

a) den Grundsatz der Gleichberechtigung von Mann und Frau 

in ihre Staatsverfassung oder in andere geeignete Rechts-

vorschriften aufzunehmen, sofern sie dies noch nicht getan 

haben, und durch gesetzgeberische und sonstige Maßnah-

men für die tatsächliche Verwirklichung dieses Grundsatzes 

zu sorgen;

b) durch  geeignete  gesetzgeberische  und  sonstige  Maßnah-

men,  gegebenenfalls  auch  Sanktionen,  jede  Diskriminie-

rung der Frau zu verbieten;
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c) den  gesetzlichen  Schutz  der  Rechte  der  Frau auf  der 

Grundlage  der  Gleichberechtigung mit  dem  Mann  zu 

gewährleisten und die Frau durch die zuständigen nationa-

len  Gerichte  und  sonstigen  öffentlichen  Einrichtungen 

wirksam vor  jeder  diskriminierenden  Handlung  zu  schüt-

zen;

d) Handlungen oder Praktiken zu unterlassen, welche die Frau 

diskriminieren, und dafür zu sorgen, dass alle staatlichen 

Behörden und  öffentlichen Einrichtungen im Einklang mit 

dieser Verpflichtung handeln;

e) alle  geeigneten  Maßnahmen  zur  Beseitigung  der  Diskri-

minierung der  Frau durch Personen, Organisationen oder 

Unternehmen zu ergreifen;

f) alle  geeigneten  Maßnahmen  einschließlich  gesetzgeberi-

scher  Maßnahmen  zur  Änderung  oder  Aufhebung  aller 

bestehenden Gesetze, Verordnungen, Gepflogenheiten und 

Praktiken zu treffen, die eine Diskriminierung der Frau dar-

stellen;

g) alle innerstaatlichen strafrechtlichen Vorschriften aufzuhe-

ben, die eine Diskriminierung der Frau darstellen.

Artikel 3 (Entfaltung)

Die Vertragsstaaten treffen auf allen Gebieten, insbesondere auf 

politischem,  sozialem,  wirtschaftlichem  und  kulturellem  Gebiet, 

alle geeigneten Maßnahmen einschließlich gesetzgeberischer Maß-

nahmen  zur  Sicherung  der  vollen  Entfaltung  und  Förderung  der 

Frau, damit gewährleistet wird, dass sie die Menschenrechte und 
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Grundfreiheiten gleichberechtigt mit dem Mann ausüben und genie-

ßen kann.

Artikel 4 (Sondermaßnahmen)

(1)  Zeitweilige  Sondermaßnahmen  der  Vertragsstaaten  zur 

beschleunigten Herbeiführung der Defacto-Gleichberechtigung von 

Mann  und  Frau gelten  nicht  als  Diskriminierung im  Sinne  dieses 

Übereinkommens, dürfen aber keinesfalls die Beibehaltung unglei-

cher oder gesonderter Maßstäbe zur Folge haben; diese Maßnahmen 

sind  aufzuheben,  sobald  die  Ziele  der  Chancengleichheit  und 

Gleichbehandlung erreicht sind.

(2) Sondermaßnahmen der Vertragsstaaten - einschließlich der in 

diesem Übereinkommen genannten Maßnahmen - zum Schutz der 

Mutterschaft gelten nicht als Diskriminierung.

Artikel 5 (Stereotypen, Mutterschaft, Kinder)

Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen,

a) um einen Wandel in den  sozialen und  kulturellen Verhal-

tensmustern von Mann und  Frau zu bewirken, um so zur 

Beseitigung von Vorurteilen sowie von herkömmlichen und 

allen sonstigen auf der Vorstellung von der Unterlegenheit 

oder  Überlegenheit  des  einen  oder  anderen  Geschlechts 

oder der  stereotypen Rollenverteilung von Mann und  Frau 

beruhenden Praktiken zu gelangen;

b) um sicherzustellen, dass die  Erziehung in der  Familie zu 

einem  richten  Verständnis  der  Mutterschaft  als  einer 

sozialen Aufgabe und zur Anerkennung der gemeinsamen 
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Verantwortung von Mann und  Frau für die  Erziehung und 

Entwicklung  ihrer  Kinder  beiträgt,  wobei  davon  ausge-

gangen wird, dass das Interesse der Kinder in allen Fällen 

vorrangig zu berücksichtigen ist.

Artikel 6 (Frauenhandel, Prostitution)

Die  Vertragsstaaten  treffen  alle  geeigneten  Maßnahmen 

einschließlich gesetzgeberischer Maßnahmen zur Abschaffung jeder 

Form des  Frauenhandels und der  Ausbeutung der  Prostitution von 

Frauen.
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TEIL IITEIL II

Artikel 7 (Politik, Wahlen)

Die  Vertrags  Staaten  treffen  alle  geeigneten  Maßnahmen  zur 

Beseitigung der Diskriminierung der Frau im politischen und öffent-

lichen  Leben  ihres  Landes  und  gewährleisten  insbesondere  allen 

Frauen in gleicher Weise wie den Männern

a) das Stimmrecht bei allen  Wahlen und Volksabstimmungen 

sowie das passive  Wahlrecht für alle  öffentlich gewählten 

Gremien;

b) das Recht auf Mitwirkung an der Ausarbeitung der Regie-

rungspolitik und deren Durchführung sowie auf Bekleidung 

öffentlicher  Ämter  und  auf  Wahrnehmung  aller  öffentli-

chen Aufgaben auf allen Ebenen staatlicher Tätigkeit;

c) das Recht auf Mitarbeit in nichtstaatlichen Organisationen 

und  Vereinigungen,  die  sich  mit  dem  öffentlichen  und 

politischen Leben ihres Landes befassen.

Artikel 8 (Mitarbeit, Politik)

Die  Vertragsstaaten  treffen  alle  geeigneten  Maßnahmen,  um 

sicherzustellen,  dass  Frauen unter den gleichen Bedingungen wie 

Männer und ohne Diskriminierung die Möglichkeit haben, ihre Regie-

rung auf internationaler Ebene zu vertreten und an der Arbeit inter-

nationaler Organisationen mitzuwirken.
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Artikel 9 (Staatsangehörigkeit)

(1) Die Vertragsstaaten gewähren Frauen die gleichen Rechte wie 

Männern hinsichtlich des Erwerbs, des Wechsels oder der Beibehal-

tung der Staatsangehörigkeit. Insbesondere stellen die Vertragsstaa-

ten sicher,  dass  weder  durch  Eheschließung mit  einem  Ausländer 

noch durch Wechsel der Staatsangehörigkeit des Ehemanns im Laufe 

der Ehe ohne weiteres sich die Staatsangehörigkeit der Frau ändert, 

diese staatenlos wird oder ihr die Staatsangehörigkeit ihres Mannes 

aufgezwungen wird.

(2) Die Vertragsstaaten gewähren Frauen die gleichen Rechte wie 

Männern im Hinblick auf die Staatsangehörigkeit ihrer Kinder.
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TEIL IIITEIL III

Artikel 10 (Bildung, Unterricht)

Die  Vertrags  Staaten  treffen  alle  geeigneten  Maßnahmen  zur 

Beseitigung der Diskriminierung der Frau, um ihr im Bildungsbereich 

die gleichen Rechte wie dem Mann zu gewährleisten und auf der 

Grundlage der Gleichberechtigung von Mann und Frau insbesondere 

folgendes sicherzustellen:

a) gleiche Bedingungen bei der Berufsberatung, bei der Zulas-

sung zum  Unterricht und beim Erwerb von Zeugnissen an 

Bildungseinrichtungen  jeder  Art  sowie  in  ländlichen  als 

auch  in  städtischen  Gebieten;  diese  Gleichberechtigung 

gilt im Hinblick auf Vorschulen, allgemein- bildende Schu-

len, Fachschulen, allgemeine und technische  Bildungsein-

richtungen  im  tertiären  Bereich  sowie  für  jede  Art  der 

Berufsausbildung;

b) Zulassung zu denselben  Bildungsprogrammen und Prüfun-

gen sowie Lehrkräften mit gleichwertigen Qualifikationen 

und  zu  Schulanlagen  und  Schulausstattungen  derselben 

Qualität;

c) Beseitigung jeder stereotypen Auffassung in Bezug auf die 

Rolle von Mann und  Frau auf allen  Bildungsebenen und in 

allen  Unterrichtsformen durch Förderung der Koedukation 

und sonstiger Erziehungsformen, die zur Erreichung dieses 

Zieles beitragen, insbesondere auch durch Überarbeitung 

von Lehrbüchern und Lehrplänen und durch Anpassung der 

Lehrmethoden;
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d) Chancengleichheit  bei  der  Erlangung  von Stipendien und 

sonstigen Ausbildungsbeihilfen;

e) gleiche  Möglichkeiten  des  Zugangs  zu  Weiterbildungspro-

grammen, darunter Programme für erwachsene Analphabe-

ten und zur funktionellen Alphabetisierung, insbesondere 

zur möglichst baldigen Verringerung jeden Bildungsgefälles 

zwischen Mann und Frau;

f) Verringerung des Prozentsatzes von Frauen, die ihre Ausbil-

dung abbrechen, sowie Veranstaltung von Programmen für 

Mädchen und  Frauen, die vorzeitig von der  Schule abge-

gangen sind;

g) gleiche Möglichkeiten zur aktiven Teilnahme an  Sport und 

Leibesübungen;

h) Zugang  zu  spezifischen  Bildungsinformationen,  die  zur 

Gesunderhaltung und zum Wohlergehen der Familie beitra-

gen, einschließlich Aufklärung und Beratung in bezug auf 

Familienplanung.

Artikel 11 (Arbeit, Berufswahl, Ausbildung)

(1) Die Vertrags Staaten treffen alle geeigneten Maßnahmen zur 

Beseitigung der Diskriminierung der Frau im Berufsleben, um ihr auf 

der Grundlage der  Gleichberechtigung von Mann und  Frau gleiche 

Rechte zu gewährleisten, insbesondere

a) das Recht auf Arbeit als unveräußerliches Recht jedes Men-

schen;
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b) das  Recht  auf  dieselben  Arbeitsmöglichkeiten einschließ-

lich der Anwendung derselben Auswahlkriterien bei der Ein-

stellung;

c) das Recht auf freie Berufswahl und freie Wahl des Arbeits-

platzes, das Recht auf beruflichen Aufstieg,  Arbeitsplatz-

sicherheit  und  alle  Leistungen  und  Arbeitsbedingungen 

sowie  das  Recht  auf  Berufsausbildung  und  Umschulung, 

einschließlich einer Lehre, der Berufsfortbildung und der 

ständigen Weiterbildung;

d) das  Recht  auf  gleiches  Entgelt,  einschließlich  sonstiger 

Leistungen, und auf  Gleichbehandlung bei  gleichwertiger 

Arbeit sowie  Gleichbehandlung bei  der  Bewertung  der 

Arbeitsqualität;

e) das Recht auf soziale Sicherheit, insbesondere auf Leistun-

gen  bei  Eintritt  in  den  Ruhestand,  bei  Arbeitslosigkeit, 

Krankheit,  Invalidität  und  im  Alter oder  bei  sonstiger 

Arbeitsunfähigkeit sowie das Recht auf bezahlten Urlaub;

f) das Recht auf Schutz der Gesundheit und auf Sicherheit am 

Arbeitsplatz,  einschließlich  des  Schutzes  der  Fortpflan-

zungsfähigkeit.

(2) Um eine Diskriminierung der Frau wegen Eheschließung oder 

Mutterschaft zu verhindern und ihr ein wirksames Recht auf Arbeit 

zu gewährleisten, treffen die Vertragsstaaten geeignete Maßnahmen

a) zum - mit Androhung von Sanktionen verbundenen - Verbot 

der Entlassung wegen Schwangerschaft oder Mutterschafts-

urlaubs sowie der  Diskriminierung aufgrund des  Familien-

stands bei Entlassungen;

b) zur  Einführung  des  bezahlten  oder  mit  vergleichbaren 

sozialen Vorteilen verbundenen  Mutterschaftsurlaubs ohne 

82



Verlust des bisherigen Arbeitsplatzes, des Dienstalters oder 

sozialer Zulagen;

c) zur Förderung der Bereitstellung der erforderlichen unter-

stützenden  Sozialdienste, die es  Eltern ermöglichen, ihre 

Familienpflichten mit ihren beruflichen Aufgaben und mit 

der Teilnahme am öffentlichen Leben zu vereinbaren, ins-

besondere durch Förderung der Errichtung und des Ausbaus 

eines Netzes von Einrichtungen zur Kinderbetreuung;

d) zur Gewährung besonderen Schutzes für  Frauen während 

der Schwangerschaft bei Beschäftigungsarten, die sich als 

schädlich für Schwangere erwiesen haben.

(3) Die Gesetze zum Schutz der  Frau in den in diesem Artikel 

genannten  Bereichen  werden  in  regelmäßigen  Abständen  anhand 

der wissenschaftlichen und technischen Erkenntnisse überprüft und 

erforderlichenfalls geändert, aufgehoben oder erweitert.

Artikel 12 (Gesundheitswesen)

(1) Die Vertrags Staaten treffen alle geeigneten Maßnahmen zur 

Beseitigung der  Diskriminierung der  Frau im Bereich des  Gesund-

heitswesens, um der Frau gleichberechtigt mit dem Mann Zugang zu 

den  Gesundheitsdiensten, einschließlich derjenigen im Zusammen-

hang mit der Familienplanung, zu gewährleisten.

(2) Unbeschadet des Absatzes 1 sorgen die Vertragsstaaten für 

angemessene und erforderlichenfalls unentgeltliche Betreuung der 

Frau während der  Schwangerschaft  sowie  während und nach der 

Entbindung  und  für  die  ausreichende  Ernährung während  der 

Schwangerschaft und der Stillzeit.
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Artikel 13 (soziales Leben)

Die  Vertragsstaaten  treffen  alle  geeigneten  Maßnahmen  zur 

Beseitigung der Diskriminierung der Frau in anderen Bereichen des 

wirtschaftlichen  und  sozialen  Lebens,  um  der  Frau nach  dem 

Gleichheitsgrundsatz die gleichen Rechte wie dem Mann zu gewähr-

leisten, insbesondere

a) das Recht auf Familienbeihilfen;

b) das Recht, Bankdarlehen, Hypotheken und andere Finanz-

kredite aufzunehmen;

c) das Recht auf Teilnahme an Freizeitbeschäftigungen, Sport 

und allen Aspekten des kulturellen Lebens.

Artikel 14 (Bedingung auf dem Lande)

(1) Die Vertragsstaaten berücksichtigen die besonderen Probleme 

der Frauen auf dem Lande und die wichtige Rolle dieser Frauen für 

das  wirtschaftliche  Überlegen  ihrer  Familien,  einschließlich  ihrer 

Arbeit in  nichtmonetären  Wirtschaftsbereichen,  und  treffen  alle 

geeigneten Maßnahmen, um dafür zu sorgen, dass die Bestimmung 

dieses  Übereinkommens  auch  auf  Frauen  in  ländlichen  Gebieten 

Anwendung finden.

(2) Die Vertrags Staaten treffen alle geeigneten Maßnahmen zur 

Beseitigung der Diskriminierung der Frau in ländlichen Gebieten, um 

dafür  zu sorgen,  dass  sie  gleichberechtigt mit  dem Mann an der 

ländlichen Entwicklung und an den sich daraus ergebenden Vortei-

len teilhaben kann, und gewährleisten ihr insbesondere das Recht 

auf
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a) Mitwirkung  -  auf  allen  Ebenen  -  an  der  Aufstellung  und 

Durchführung von Entwicklungsplänen;

b) Zugang zu angemessenen Gesundheitsdiensten, einschließ-

lich Aufklärungs- und Beratungsdiensten und sonstigen Ein-

richtungen auf dem Gebiet der Familienplanung;

c) unmittelbare  Leistungen  aus  Programmen  der  sozialen 

Sicherheit;

d) schulische  und  außerschulische  Ausbildung und  Bildung 

jeder  Art,  einschließlich  funktioneller  Alphabetisierung, 

sowie die Nutzung aller Gemeinschafts- und Volksbildungs-

einrichtungen,  insbesondere  zur  Erweiterung  ihres  Fach-

wissens;

e) Organisierung von  Selbsthilfegruppen und  Genossenschaf-

ten zur Erlangung wirtschaftlicher Chancengleichheit durch 

selbständige oder unselbständige Arbeit;

f) Teilnahme an allen Gemeinschaftsbetätigungen;

g) Zugang  zu  landwirtschaftlichen  Krediten  und  Darlehen, 

Vermarktungseinrichtungen  und  geeigneten  Technologien 

sowie Gleichbehandlung im Rahmen von Boden- und Agrar-

reformen und ländlichen Umsiedlungsaktionen;

h) angemessene  Lebensbedingungen,  insbesondere  im  Hin-

blick  auf  Wohnung,  sanitäre  Einrichtungen,  Elektrizitäts- 

und Wasserversorgung sowie Verkehrs- und Nachrichtenver-

bindungen.
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TEIL IVTEIL IV

Artikel 15 (Gleichheit vor dem Gesetz)

(1)  Die  Vertragsstaaten  stellen  die  Frau dem  Mann  vor  dem 

Gesetz gleich.

(2) Die Vertragsstaaten gewähren der Frau in zivilrechtlichen Fra-

gen dieselbe Rechtsfähigkeit wie dem Mann und dieselben Möglich-

keiten zur Ausübung dieser  Rechtsfähigkeit. Insbesondere räumen 

sie der Frau gleiche Rechte in Bezug auf den Abschluss von Verträ-

gen  ein  und  gewähren  ihr  Gleichbehandlung in  allen  Stadien 

gerichtlicher Verfahren.

(3) Die Vertragsstaaten kommen überein, dass alle Verträge und 

alle  sonstigen  Privaturkunden,  deren  Rechtswirkung  auf  die 

Einschränkung  der  Rechtsfähigkeit der  Frau gerichtet  ist,  nichtig 

sind.

(4) Die Vertragsstaaten gewähren Männern und  Frauen die glei-

chen Rechte hinsichtlich der Rechtsvorschriften über die Freizügig-

keit und die freie Wahl ihres Aufenthaltsorts und ihres Wohnsitzes.

Artikel 16 (Ehe und Familie)

(1) Die Vertrags Staaten treffen alle geeigneten Maßnahmen zur 

Beseitigung der Diskriminierung der Frau in Ehe- und Familienfragen 

und gewährleisten auf der Grundlage der  Gleichberechtigung von 

Mann und Frau insbesondere folgende Rechte:

a) gleiches Recht auf Eheschließung;
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b) gleiches Recht auf freie Wahl des Ehegatten sowie auf Ehe-

schließung nur mit freier und voller Zustimmung;

c) gleiche Rechte und Pflichten in der Ehe und bei deren Auf-

lösung;

d) gleiche Rechte und Pflichten als  Eltern, ungeachtet ihres 

Familienstands, in allen ihre  Kinder betreffenden Fragen; 

in jedem Fall sind die Interessen der  Kinder vorrangig zu 

berücksichtigen;

e) gleiches Recht auf freie und verantwortungsbewusste Ent-

scheidung über Anzahl und  Altersunterschied ihrer  Kinder 

sowie auf Zugang zu den zur Ausübung dieser Rechte erfor-

derlichen  Informationen,  Bildungseinrichtungen  und  Mit-

teln;

f) gleiche Rechte und Pflichten in Fragen der Vormundschaft, 

Pflegschaft, Personen- und  Vermögenssorge, Adoption von 

Kindern  oder  ähnlichen  Rechtseinrichtungen,  soweit  das 

innerstaatliche  Recht  derartige  Rechtsinstitute  kennt;  in 

jedem  Fall  sind  die  Interessen  der  Kinder  vorrangig  zu 

berücksichtigen;

g) die gleichen persönlichen Rechte als Ehegatten, einschließ-

lich des Rechts auf Wahl des Familiennamens, eines Berufs 

und einer Beschäftigung;

h) gleiche Rechte beider Ehegatten hinsichtlich des Eigentums 

an Vermögen und dessen Erwerb, Bewirtschaftung, Verwal-

tung und Nutzung sowie der Verfügung darüber, gleichwie 

ob unentgeltlich oder gegen Entgelt.

(2) Die Verlobung und  Eheschließung eines  Kindes haben keine 

Rechtswirksamkeit;  es  werden  alle  erforderlichen  Maßnahmen 

einschließlich gesetzgeberischer Maßnahmen ergriffen, um ein Min-
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destalter für die Eheschließung festzulegen und die Eintragung der 

Eheschließung in ein amtliches Register zur Pflicht zu machen.
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Übereinkommen 

über die Rechte des Kindes

vom 20. November 1989

Von Deutschland ratifiziert am 6.03.1992. In Kraft getreten in  

Deutschland am 5. April 1992
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PRÄAMBELPRÄAMBEL

Die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens -

in  der  Erwägung,  dass  nach  den  in  der  Charta  der  Vereinten 

Nationen verkündeten Grundsätzen die Anerkennung der allen Mit-

gliedern der menschlichen Gesellschaft innewohnenden Würde und 

der  Gleichheit und Unveräußerlichkeit ihrer Rechte die Grundlage 

von Freiheit, Gerechtigkeit und Frieden in der Welt bildet,

eingedenk dessen, dass die Völker der Vereinten Nationen in der 

Charta ihren Glauben an die Grundrechte und an  Würde und Wert 

des Menschen bekräftigt und beschlossen haben, den sozialen Fort-

schritt und bessere Lebensbedingungen in grösserer Freiheit zu för-

dern,

in der Erkenntnis, dass die Vereinten Nationen in der Allgemei-

nen Erklärung der Menschenrechte und in den Internationalen Men-

schenrechtspakten  verkündet  haben  und  übereingekommen  sind, 

dass jeder Mensch Anspruch hat auf alle darin verkündeten Rechte 

und  Freiheiten  ohne  Unterscheidung,  etwa  nach  der  Rasse,  der 

Hautfarbe,  dem  Geschlecht,  der  Sprache,  der  Religion,  der 

politischen oder sonstigen Anschauung, der nationalen oder sozialen 

Herkunft, dem Vermögen, der Geburt oder dem sonstigen Status,

unter Hinweis darauf, dass die Vereinten Nationen in der Allge-

meinen Erklärung der Menschenrechte verkündet haben, dass Kinder 

Anspruch auf besondere Fürsorge und Unterstützung haben,

überzeugt,  dass der  Familie als  Grundeinheit  der  Gesellschaft 

und natürlicher Umgebung für das Wachsen und Gedeihen aller ihrer 

Mitglieder,  insbesondere der  Kinder,  der erforderliche Schutz und 

Beistand gewährt werden sollte, damit sie ihre Aufgaben innerhalb 

der Gemeinschaft voll erfüllen kann,
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in der  Erkenntnis,  dass das  Kind zur vollen  und harmonischen 

Entfaltung seiner  Persönlichkeit in einer  Familie und umgeben von 

Glück, Liebe und Verständnis aufwachsen sollte,

in der Erwägung, dass das  Kind umfassend auf ein individuelles 

Leben  in  der  Gesellschaft  vorbereitet  und  im  Geist  der  in  der 

Charta  der Vereinten Nationen verkündeten Ideale  und insbeson-

dere im Geist des Friedens, der Würde, der Toleranz, der Freiheit, 

der Gleichheit und der Solidarität erzogen werden sollte,

eingedenk dessen, dass die Notwendigkeit, dem Kind besonderen 

Schutz zu gewähren,  in der  Genfer  Erklärung von 1924 über  die 

Rechte des Kindes und in der von der Generalversammlung am 20. 

November  1959  angenommenen  Erklärung  der  Rechte  des  Kindes 

ausgesprochen  und  in  der  Allgemeinen  Erklärung  der  Menschen-

rechte,  im  Internationalen  Pakt  über  bürgerliche  und  politische 

Rechte4 (insbesondere in den Artikeln 23 und 24), im Internationa-

len Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte (insbe-

sondere in Artikel 10) sowie in den Satzungen und den in Betracht 

kommenden  Dokumenten  der  Sonderorganisationen  und  anderen 

internationalen Organisationen, die sich mit dem  Wohl des  Kindes 

befassen, anerkannt worden ist,

eingedenk dessen, dass, wie in der Erklärung der Rechte des Kin-

des ausgeführt ist, «das Kind wegen seiner mangelnden körperlichen 

und geistigen Reife besonderen Schutzes und besonderer  Fürsorge, 

insbesondere  eines  angemessenen  rechtlichen  Schutzes  vor  und 

nach der Geburt, bedarf»,

unter  Hinweis  auf die  Bestimmungen  der  Erklärung  über  die 

sozialen und rechtlichen Grundsätze für den Schutz und das  Wohl 

von  Kindern  unter  besonderer  Berücksichtigung  der  Aufnahme in 

eine Pflegefamilie und der Adoption auf nationaler und internatio-
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naler Ebene, der Regeln der Vereinten Nationen über die Mindest-

normen  für  die  Jugendgerichtsbarkeit  (Beijing-Regeln)  und  der 

Erklärung über den Schutz von Frauen und Kindern im Ausnahmezu-

stand und bei bewaffneten Konflikten,

in der Erkenntnis, dass es in allen Ländern der Welt Kinder gibt, 

die in außerordentlich schwierigen Verhältnissen leben,  und dass 

diese Kinder der besonderen Berücksichtigung bedürfen,

unter gebührender Beachtung der Bedeutung der Traditionen und 

kulturellen Werte jedes Volkes für den Schutz und die harmonische 

Entwicklung des Kindes,

in Anerkennung der Bedeutung der internationalen Zusammenar-

beit für die Verbesserung der Lebensbedingungen der Kinder in allen 

Ländern, insbesondere den Entwicklungsländern -

haben folgendes vereinbart:
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TEIL I TEIL I 

Artikel 1 (Definition)

Im Sinne dieses Übereinkommens ist ein Kind jeder Mensch, der 

das  achtzehnte  Lebensjahr  noch  nicht  vollendet  hat,  soweit  die 

Volljährigkeit nach dem auf das  Kind anzuwendenden Recht nicht 

früher eintritt.

Artikel 2 (Nicht-Diskriminierung)

(1)  Die  Vertragsstaaten  achten  die  in  diesem  Übereinkommen 

festgelegten  Rechte  und  gewährleisten  sie  jedem  ihrer  Hoheits-

gewalt unterstehenden Kind ohne jede Diskriminierung unabhängig 

von der  Rasse, der  Hautfarbe, dem  Geschlecht, der  Sprache, der 

Religion, der politischen oder sonstigen Anschauung, der nationalen, 

ethnischen oder  sozialen Herkunft, des  Vermögens, einer  Behinde-

rung, der Geburt oder des sonstigen Status des Kindes, seiner Eltern 

oder seines Vormunds.

(2) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen, um 

sicherzustellen, dass das Kind vor allen Formen der Diskriminierung 

oder Bestrafung wegen des Status, der Tätigkeiten, der Meinungsäu-

ßerungen oder der Weltanschauung seiner  Eltern, seines  Vormunds 

oder seiner Familienangehörigen geschützt wird.

Artikel 3 (Kindeswohl, Schutz, Fürsorge)

(1)  Bei  allen  Maßnahmen,  die  Kinder  betreffen,  unabhängig 

davon  ob  sie  von  öffentlichen  oder  privaten  Einrichtungen  der 
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sozialen Fürsorge, Gerichten, Verwaltungsbehörden oder Gesetzge-

bungsorganen  getroffen  werden,  ist  das  Wohl des  Kindes  ein 

Gesichtspunkt, der vorrangig zu berücksichtigen ist.

(2) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, dem Kind unter Berück-

sichtigung der Rechte und Pflichten seiner Eltern, seines Vormunds 

oder anderer für das Kind gesetzlich verantwortlicher Personen den 

Schutz und die  Fürsorge zu gewährleisten, die zu seinem  Wohler-

gehen notwendig sind; zu diesem Zweck treffen sie alle geeigneten 

Gesetzgebungs- und Verwaltungsmaßnahmen.

(3) Die Vertragsstaaten stellen sicher, dass die für die  Fürsorge 

für  das  Kind oder  dessen  Schutz  verantwortlichen  Institutionen, 

Dienste und Einrichtungen den von den zuständigen Behörden fest-

gelegten  Normen  entsprechen,  insbesondere  im  Bereich  der 

Sicherheit und der  Gesundheit sowie hinsichtlich der Zahl und der 

fachlichen Eignung des Personals und des Bestehens einer ausrei-

chenden Aufsicht.

Artikel 4 (Durchsetzung der Rechte)

Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Gesetzgebungs-, Ver-

waltungs- und sonstigen Maßnahmen zur Verwirklichung der in die-

sem  Übereinkommen  anerkannten  Rechte.  Hinsichtlich  der  wirt-

schaftlichen,  sozialen und  kulturellen Rechte treffen die Vertrags-

staaten derartige Maßnahmen unter Ausschöpfung ihrer verfügbaren 

Mittel  und  erforderlichenfalls  im  Rahmen  der  internationalen 

Zusammenarbeit.
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Artikel 5 (Eltern, Vormund)

Die Vertragsstaaten achten die Aufgaben, Rechte und Pflichten 

der  Eltern oder  gegebenenfalls,  soweit  nach Ortsbrauch vorgese-

hen, der Mitglieder der weiteren  Familie oder der Gemeinschaft, 

des Vormunds oder anderer für das Kind gesetzlich verantwortlicher 

Personen, das Kind bei der Ausübung der in diesem Übereinkommen 

anerkannten  Rechte  in  einer  seiner  Entwicklung  entsprechenden 

Weise angemessen zu leiten und zu führen.

Artikel 6 (Recht auf Leben)

(1) Die Vertragsstaaten erkennen an, dass jedes Kind ein angebo-

renes Recht auf Leben hat.

(2)  Die  Vertragsstaaten  gewährleisten  in  grösstmöglichem 

Umfang das Überleben und die Entwicklung des Kindes.

Artikel 7 (Staatsangehörigkeit)

(1) Das  Kind ist unverzüglich nach seiner  Geburt in ein Register 

einzutragen und hat das Recht auf einen Namen von Geburt an, das 

Recht, eine  Staatsangehörigkeit zu erwerben, und soweit möglich 

das Recht, seine Eltern zu kennen und von ihnen betreut zu werden.

(2) Die Vertragsstaaten stellen die Verwirklichung dieser Rechte 

im Einklang mit  ihrem innerstaatlichen Recht und mit  ihren Ver-

pflichtungen  aufgrund  der  einschlägigen  internationalen  Überein-

künfte in diesem Bereich sicher, insbesondere für den Fall, dass das 

Kind sonst staatenlos wäre.
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Artikel 8 (Achtung der Identität)

(1) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, das Recht des Kindes zu 

achten,  seine  Identität,  einschließlich  seiner  Staatsangehörigkeit, 

seines Namens und seiner gesetzlich anerkannten Familienbeziehun-

gen, ohne rechtswidrige Eingriffe zu behalten.

(2) Werden einem Kind widerrechtlich einige oder alle Bestand-

teile seiner  Identität genommen, so gewähren die Vertragsstaaten 

ihm angemessenen Beistand und Schutz mit dem Ziel, seine Identi-

tät so schnell wie möglich wiederherzustellen.

Artikel 9 (Trennung von den Eltern)

(1) Die Vertragsstaaten stellen sicher, dass ein  Kind nicht gegen 

den Willen seiner Eltern von diesen getrennt wird, es sei denn, dass 

die zuständigen Behörden in einer gerichtlich nachprüfbaren Ent-

scheidung nach den anzuwendenden Rechtsvorschriften und Verfah-

ren bestimmen, dass diese Trennung zum Wohl des Kindes notwen-

dig ist. Eine solche Entscheidung kann im Einzelfall notwendig wer-

den, wie etwa wenn das Kind durch die Eltern misshandelt oder ver-

nachlässigt wird oder wenn bei getrennt lebenden Eltern eine Ent-

scheidung über den Aufenthaltsort des Kindes zu treffen ist.

(2) In Verfahren nach Absatz 1 ist allen Beteiligten Gelegenheit 

zu geben, am Verfahren teilzunehmen und ihre Meinung zu äußern.

(3)  Die  Vertragsstaaten  achten das  Recht  des  Kindes,  das  von 

einem oder beiden Elternteilen getrennt ist, regelmäßige persönli-

che Beziehungen und unmittelbare Kontakte zu beiden Elternteilen 

zu pflegen, soweit dies nicht dem Wohl des Kindes widerspricht.

(4) Ist die Trennung Folge einer von einem Vertragsstaat eingelei-

teten Maßnahme,  wie etwa einer  Freiheitsentziehung,  Freiheitss-
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trafe,  Landesverweisung  oder  Abschiebung  oder  des  Todes  eines 

oder beider Elternteile oder des Kindes (auch eines Todes, der aus 

irgendeinem Grund eintritt, während der Betreffende sich in staat-

lichem Gewahrsam befindet), so erteilt der Vertragsstaat auf Antrag 

den Eltern, dem Kind oder gegebenenfalls einem anderen Familien-

angehörigen die wesentlichen Auskünfte über den Verbleib des oder 

der abwesenden  Familienangehörigen, sofern dies nicht dem  Wohl 

des  Kindes  abträglich  wäre.  Die  Vertragsstaaten  stellen  ferner 

sicher, dass allein die Stellung eines solchen Antrags keine nachteili-

gen Folgen für den oder die Betroffenen hat.

Artikel 10 (Familienzusammenführung)

(1) Entsprechend der Verpflichtung der Vertragsstaaten nach Arti-

kel 9 Absatz 1 werden von einem  Kind oder seinen  Eltern zwecks 

Familienzusammenführung gestellte Anträge auf Einreise  in einen 

Vertragsstaat oder Ausreise aus einem Vertragsstaat von den Ver-

tragsstaaten wohlwollend, human und beschleunigt bearbeitet. Die 

Vertragsstaaten stellen ferner sicher, dass die Stellung eines solchen 

Antrags keine nachteiligen Folgen für die Antragsteller und deren 

Familienangehörige hat.

(2)  Ein  Kind,  dessen  Eltern ihren  Aufenthalt  in  verschiedenen 

Staaten haben, hat das Recht, regelmäßige persönliche Beziehungen 

und  unmittelbare  Kontakte  zu  beiden  Eltemteilen  zu  pflegen, 

soweit  nicht  außergewöhnliche  Umstände  vorliegen.  Zu  diesem 

Zweck achten die Vertragsstaaten entsprechend ihrer Verpflichtung 

nach Artikel 9 Absatz 1 das Recht des Kindes und seiner Eltern, aus 

jedem Land einschließlich ihres eigenen auszureisen und in ihr eige-

nes Land einzureisen. Das Recht auf Ausreise aus einem Land unter-

liegt  nur  den  gesetzlich  vorgesehenen  Beschränkungen,  die  zum 
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Schutz  der  nationalen  Sicherheit,  der  öffentlichen  Ordnung,  der 

Volksgesundheit, der  öffentlichen  Sittlichkeit oder der Rechte und 

Freiheiten anderer notwendig und mit den anderen in diesem Über-

einkommen anerkannten Rechten vereinbar sind.

Artikel 11 (rechtswidriges Verbringen)

(1) Die Vertragsstaaten treffen Maßnahmen, um das rechtswid-

rige  Verbringen von  Kindern  ins  Ausland  und  ihre  rechtswidrige 

Nichtrückgabe zu bekämpfen.

(2) Zu diesem Zweck fördern die Vertragsstaaten den Abschluss 

zwei- oder mehrseitiger Übereinkünfte oder den Beitritt zu beste-

henden Übereinkünften.

Artikel 12 (Anhörung Kind, Kindeswillen)

(1) Die Vertragsstaaten sichern dem Kind, das fähig ist, sich eine 

eigene Meinung zu bilden, das Recht zu, diese Meinung in allen das 

Kind berührenden Angelegenheiten frei zu äußern, und berücksichti-

gen die  Meinung des  Kindes angemessen und entsprechend seinem 

Alter und seiner Reife.

(2)  Zu diesem Zweck wird dem  Kind insbesondere Gelegenheit 

gegeben, in allen das Kind berührenden Gerichts- oder Verwaltungs-

verfahren entweder unmittelbar oder durch einen Vertreter oder 

eine geeignete Stelle im Einklang mit den innerstaatlichen Verfah-

rensvorschriften gehört zu werden.

98



Artikel 13 (Freie Meinungsäußerung, Informationsfreiheit)

(1) Das  Kind hat das Recht auf freie  Meinungsäußerung; dieses 

Recht  schließt  die  Freiheit ein,  ungeachtet  der  Staatsgrenzen 

Informationen  und  Gedankengut  jeder  Art  in  Wort,  Schrift oder 

Druck, durch Kunstwerke oder andere vom Kind gewählte Mittel sich 

zu beschaffen, zu empfangen und weiterzugeben.

(2) Die Ausübung dieses Rechts kann bestimmten, gesetzlich vor-

gesehenen Einschränkungen unterworfen werden, die erforderlich 

sind

a) für die Achtung der Rechte oder des Rufes anderer oder

b) für den Schutz der nationalen Sicherheit, der öffentlichen 

Ordnung, der  Volksgesundheit oder der  öffentlichen  Sitt-

lichkeit.

Artikel 14 (Gedanken-, Gewissens und Religionsfreiheit)

(1)  Die  Vertragsstaaten  achten  das  Recht  des  Kindes  auf 

Gedanken-, Gewissens und Religionsfreiheit.

(2)  Die  Vertragsstaaten  achten  die  Rechte  und  Pflichten  der 

Eltern und gegebenenfalls des Vormunds, das Kind bei der Ausübung 

dieses Rechts in einer seiner Entwicklung entsprechenden Weise zu 

leiten.

(3) Die  Freiheit, seine  Religion oder Weltanschauung zu bekun-

den, darf nur den gesetzlich vorgesehenen Einschränkungen unter-

worfen werden, die zum Schutz der  öffentlichen Sicherheit, Ord-

nung, Gesundheit oder Sittlichkeit oder der Grundrechte und -frei-

heiten anderer erforderlich sind.
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Artikel 15 (Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit)

(1) Die Vertragsstaaten erkennen das Recht des  Kindes an, sich 

frei  mit anderen zusammenzuschließen und sich friedlich zu ver-

sammeln.

(2)  Die  Ausübung  dieses  Rechts  darf  keinen  anderen  als  den 

gesetzlich vorgesehenen Einschränkungen unterworfen werden, die 

in einer demokratischen Gesellschaft  im Interesse der nationalen 

oder der  öffentlichen Sicherheit, der  öffentlichen Ordnung (ordre 

public), zum Schutz der Volksgesundheit oder der öffentlichen Sitt-

lichkeit oder zum Schutz der Rechte und  Freiheiten anderer not-

wendig sind.

Artikel 16 (Eingriffe in das Privatleben)

(1) Kein Kind darf willkürlichen oder rechtswidrigen Eingriffen in 

sein Privatleben, seine Familie, seine Wohnung oder seinen Schrift-

verkehr  oder  rechtswidrigen  Beeinträchtigungen  seiner  Ehre  und 

seines Rufes ausgesetzt werden.

(2) Das  Kind hat Anspruch auf  rechtlichen Schutz gegen solche 

Eingriffe oder Beeinträchtigungen.

Artikel 17 (Rolle der Massenmedien)

Die  Vertragsstaaten  erkennen  die  wichtige  Rolle  der  Massen-

medien  an  und  stellen  sicher,  dass  das  Kind Zugang  hat  zu 

Informationen und Material aus einer Vielfalt nationaler und inter-

nationaler Quellen, insbesondere derjenigen, welche die Förderung 

seines sozialen, seelischen und sittlichen Wohlergehens sowie seiner 
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körperlichen und geistigen  Gesundheit zum Ziel haben. Zu diesem 

Zweck werden die Vertragsstaaten

a) die Massenmedien ermutigen, Informationen und Material 

zu verbreiten, die für das Kind von sozialem und kulturel-

lem Nutzen sind und dem Geist des Artikels  29 entspre-

chen;

b) die  internationale  Zusammenarbeit  bei  der  Erstellung, 

beim Austausch und bei der Verbreitung dieser Informatio-

nen und dieses Materials aus einer  Vielfalt nationaler und 

internationaler kultureller Quellen fordern;

c) die  Herstellung  und  Verbreitung  von  Kinderbüchern  för-

dern;

d) die Massenmedien ermutigen, den sprachlichen Bedürfnis-

sen  eines  Kindes,  das  einer  Minderheit angehört  oder 

Ureinwohner ist, besonders Rechnung zu tragen;

e) die Erarbeitung geeigneter Richtlinien zum Schutz des Kin-

des vor Informationen und Material, die sein Wohlergehen 

beeinträchtigen, fördern, wobei die Artikel 13 und 18 zu 

berücksichtigen sind.

Artikel 18 (Erziehung, Kindeswohl)

(1) Die Vertragsstaaten bemühen sich nach besten Kräften, die 

Anerkennung  des  Grundsatzes  sicherzustellen,  dass  beide  Eltern-

teile gemeinsam für die Erziehung und Entwicklung des Kindes ver-

antwortlich sind. Für die Erziehung und Entwicklung des Kindes sind 

in erster Linie die Eltern oder gegebenenfalls der Vormund verant-

wortlich. Dabei ist das Wohl des Kindes ihr Grundanliegen.
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(2)  Zur Gewährleistung und Förderung der  in diesem Überein-

kommen festgelegten Rechte unterstützen die Vertragsstaaten die 

Eltern und den  Vormund in angemessener Weise bei der Erfüllung 

ihrer Aufgabe, das Kind zu erziehen, und sorgen für den Ausbau von 

Institutionen,  Einrichtungen  und  Diensten  für  die  Betreuung  von 

Kindern.

(3) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen, um 

sicherzustellen, dass  Kinder berufstätiger  Eltern das Recht haben, 

die  für  sie  in  Betracht  kommenden  Kinderbetreuungsdienste  und 

-einrichtungen zu nutzen.

Artikel 19 (Gewalt, Misshandlung, Missbrauch)

(1) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Gesetzgebungs-, 

Verwaltungs-,  Sozial-  und  Bildungsmaßnahmen,  um  das  Kind vor 

jeder  Form  körperlicher  oder  geistiger  Gewaltanwendung,  Scha-

denszufügung oder Misshandlung, vor Verwahrlosung oder Vernach-

lässigung, vor schlechter Behandlung oder Ausbeutung einschließlich 

des sexuellen Missbrauchs zu schützen, solange es sich in der Obhut 

der  Eltern oder  eines  Elternteils,  eines  Vormunds  oder  anderen 

gesetzlichen Vertreters oder einer anderen Person befindet, die das 

Kind betreut.

(2) Diese Schutzmaßnahmen sollen je nach den Gegebenheiten 

wirksame Verfahren zur Aufstellung von  Sozialprogrammen enthal-

ten, die dem  Kind und denen, die es betreuen, die erforderliche 

Unterstützung gewähren und andere Formen der Vorbeugung vorse-

hen sowie Maßnahmen zur Aufdeckung, Meldung, Weiterverweisung, 

Untersuchung, Behandlung und Nachbetreuung in den in Absatz 1 
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beschriebenen Fällen schlechter Behandlung von Kindern und gege-

benenfalls für das Einschreiten der Gerichte.

Artikel 20 (Heim, Betreuung, Pflegefamilien)

(1) Ein Kind, das vorübergehend oder dauernd aus seiner famili-

ären Umgebung herausgelöst wird oder dem der Verbleib in dieser 

Umgebung im eigenen Interesse nicht gestattet werden kann, hat 

Anspruch auf den besonderen Schutz und Beistand des Staates.

(2) Die Vertragsstaaten stellen nach Maßgabe ihres innerstaatli-

chen  Rechts  andere  Formen  der  Betreuung  eines  solchen  Kindes 

sicher.

(3)  Als  andere Form der Betreuung kommt unter anderem die 

Aufnahme in eine Pflegefamilie, die Kafala nach islamischem Recht, 

die  Adoption  oder,  falls  erforderlich,  die  Unterbringung  in  einer 

geeigneten  Kinderbetreuungseinrichtung in Betracht. Bei der Wahl 

zwischen diesen Lösungen sind die erwünschte Kontinuität in der 

Erziehung des Kindes sowie die ethnische, religiöse,  kulturelle und 

sprachliche Herkunft des Kindes gebührend zu berücksichtigen.

Artikel 21 (Adoption)

Die  Vertragsstaaten,  die  das  System der  Adoption  anerkennen 

oder  zulassen,  gewährleisten, dass  dem  Wohl des  Kindes bei  der 

Adoption die höchste Bedeutung zugemessen wird; die Vertragsstaa-

ten

a) stellen sicher, dass die Adoption eines Kindes nur durch die 

zuständigen Behörden bewilligt wird, die nach den anzu-

wendenden Rechtsvorschriften und Verfahren und auf der 
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Grundlage aller verlässlichen einschlägigen Informationen 

entscheiden, dass die Adoption angesichts des Status des 

Kindes in Bezug auf Eltern, Verwandte und einen Vormund 

zulässig  ist  und  dass,  soweit  dies  erforderlich  ist,  die 

betroffenen Personen in Kenntnis der Sachlage und auf der 

Grundlage  einer  gegebenenfalls  erforderlichen  Beratung 

der Adoption zugestimmt haben;

b) erkennen an, dass die internationale Adoption als andere 

Form der  Betreuung  angesehen  werden  kann,  wenn  das 

Kind nicht  in  seinem  Heimatland  in  einer  Pflege-  oder 

Adoptionsfamilie untergebracht oder wenn es dort nicht in 

geeigneter Weise betreut werden kann;

c) stellen sicher, dass das  Kind im Fall einer internationalen 

Adoption in den Genuss der für nationale Adoptionen gel-

tenden Schutzvorschriften und Normen kommt;

d) treffen  alle  geeigneten  Maßnahmen,  um sicherzustellen, 

dass bei internationaler Adoption für die Beteiligten keine 

unstatthaften Vermögensvorteile entstehen;

e) fördern die Ziele dieses Artikels gegebenenfalls durch den 

Abschluss  zwei-  oder  mehrseitiger  Übereinkünfte  und 

bemühen sich in diesem Rahmen sicherzustellen, dass die 

Unterbringung des Kindes in einem anderen Land durch die 

zuständigen Behörden oder Stellen durchgeführt wird.

Artikel 22 (Asyl, Flucht)

(1)  Die  Vertragsstaaten  treffen  geeignete  Maßnahmen,  um 

sicherzustellen, dass ein Kind, das die Rechtsstellung eines Flücht-

lings begehrt oder nach Maßgabe der anzuwendenden Regeln und 
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Verfahren  des  Völkerrechts  oder  des  innerstaatlichen  Rechts  als 

Flüchtling angesehen wird, angemessenen Schutz und humanitäre 

Hilfe bei der Wahrnehmung der Rechte erhält, die in diesem Über-

einkommen oder  in anderen internationalen Übereinkünften über 

Menschenrechte oder über humanitäre Fragen, denen die genann-

ten Staaten  als  Vertragsparteien  angehören,  festgelegt  sind,  und 

zwar unabhängig davon, ob es sich in Begleitung seiner Eltern oder 

einer anderen Person befindet oder nicht.

(2)  Zu diesem Zweck  wirken die  Vertragsstaaten in  der  ihnen 

angemessen erscheinenden Weise bei allen Bemühungen mit, wel-

che die Vereinten Nationen und andere zuständige zwischenstaatli-

che  oder  nichtstaatliche  Organisationen,  die  mit  den  Vereinten 

Nationen Zusammenarbeiten, unternehmen, um ein solches Kind zu 

schützen, um ihm zu helfen und um die Eltern oder andere Famili-

enangehörige eines Flüchtlingskinds ausfindig zu machen mit dem 

Ziel,  die  für  eine  Familienzusammenführung  notwendigen 

Informationen zu erlangen. Können die Eltern oder andere Familien-

angehörige nicht ausfindig gemacht werden, so ist dem Kind im Ein-

klang mit den in diesem Übereinkommen enthaltenen Grundsätzen 

derselbe  Schutz  zu  gewähren  wie  jedem anderen  Kind,  das  aus 

irgendeinem Grund dauernd oder vorübergehend aus seiner famili-

ären Umgebung herausgelöst ist.

Artikel 23 (Behinderung)

(1) Die Vertragsstaaten erkennen an, dass ein geistig oder kör-

perlich behindertes Kind ein erfülltes und menschenwürdiges Leben 

unter Bedingungen führen soll, welche die  Würde des  Kindes wah-

ren, seine Selbständigkeit fördern und seine aktive Teilnahme am 

Leben der Gemeinschaft erleichtern.
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(2) Die Vertragsstaaten erkennen das Recht des behinderten Kin-

des auf besondere Betreuung an und treten dafür ein und stellen 

sicher, dass dem behinderten Kind und den für seine Betreuung Ver-

antwortlichen  im  Rahmen der  verfügbaren  Mittel  auf  Antrag  die 

Unterstützung zuteil wird, die dem Zustand des  Kindes sowie den 

Lebensumständen der  Eltern oder anderer Personen, die das  Kind 

betreuen, angemessen ist.

(3) In Anerkennung der besonderen Bedürfnisse eines behinder-

ten  Kindes  ist  die  nach Absatz  2  gewährte  Unterstützung soweit 

irgend möglich und unter Berücksichtigung der finanziellen Mittel 

der Eltern oder anderer Personen, die das Kind betreuen, unentgelt-

lich  zu  leisten  und  so  zu  gestalten,  dass  sichergestellt  ist,  dass 

Erziehung,  Ausbildung,  Gesundheitsdienste,  Rehabilitationsdienste, 

Vorbereitung auf das Berufsleben und Erholungsmöglichkeiten dem 

behinderten Kind tatsächlich in einer Weise zugänglich sind, die der 

möglichst vollständigen  sozialen Integration und individuellen Ent-

faltung des  Kindes  einschließlich seiner  kulturellen und geistigen 

Entwicklung förderlich ist.

(4)  Die  Vertragsstaaten  fordern  im  Geist  der  internationalen 

Zusammenarbeit  den  Austausch  sachdienlicher  Informationen  im 

Bereich der  Gesundheitsvorsorge und der  medizinischen, psycholo-

gischen  und  funktionellen  Behandlung  behinderter  Kinder 

einschließlich der Verbreitung von Informationen über Methoden der 

Rehabilitation,  der  Erziehung und  der  Berufsausbildung  und  des 

Zugangs zu solchen Informationen, um es den Vertragsstaaten zu 

ermöglichen,  in  diesen  Bereichen ihre  Fähigkeiten und ihr  Fach-

wissen zu verbessern und weitere Erfahrungen zu sammeln. Dabei 

sind die Bedürfnisse der  Entwicklungsländer besonders zu berück-

sichtigen.
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Artikel 24 (Recht auf Gesundheit, Aufklärung)

(1) Die Vertragsstaaten erkennen das Recht des  Kindes auf das 

erreichbare  Höchstmaß  an  Gesundheit an  sowie  auf  Inanspruch-

nahme von Einrichtungen zur Behandlung von  Krankheiten und zur 

Wiederherstellung  der  Gesundheit.  Die  Vertragsstaaten  bemühen 

sich sicherzustellen, dass keinem Kind das Recht auf Zugang zu der-

artigen Gesundheitsdiensten vorenthalten wird.

(2) Die Vertragsstaaten bemühen sich, die volle Verwirklichung 

dieses Rechts sicherzustellen, und treffen insbesondere geeignete 

Maßnahmen, um

a) die Säuglings- und Kindersterblichkeit zu verringern;

b) sicherzustellen, dass alle  Kinder die notwendige  ärztliche 

Hilfe und Gesundheitsfürsorge erhalten, wobei besonderer 

Nachdruck auf den Ausbau der gesundheitlichen Grundver-

sorgung gelegt wird;

c) Krankheiten sowie Unter- und Fehlernährung auch im Rah-

men der gesundheitlichen Grundversorgung zu bekämpfen, 

unter anderem durch den Einsatz leicht zugänglicher Tech-

nik und durch die Bereitstellung ausreichender vollwertiger 

Nahrungsmittel  und  sauberen  Trinkwassers,  wobei  die 

Gefahren  und  Risiken  der  Umweltverschmutzung  zu 

berücksichtigen sind;

d) eine angemessene Gesundheitsfürsorge für  Mütter vor und 

nach der Entbindung sicherzustellen;

e) sicherzustellen, dass allen Teilen der Gesellschaft, insbe-

sondere  Eltern und  Kindern,  Grundkenntnisse  über  die 

Gesundheit und Ernährung des Kindes, die Vorteile des Stil-

lens, die Hygiene und die Sauerhaltung der Umwelt sowie 
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die Unfallverhütung vermittelt werden, dass sie Zugang zu 

der entsprechenden Schulung haben und dass sie bei der 

Anwendung  dieser  Grundkenntnisse  Unterstützung  erhal-

ten;

f) die Gesundheitsvorsorge, die Elternberatung sowie die Auf-

klärung und die Dienste auf dem Gebiet der  Familienpla-

nung auszubauen.

(3)  Die Vertragsstaaten treffen alle wirksamen und geeigneten 

Maßnahmen, um überlieferte Bräuche, die für die  Gesundheit der 

Kinder schädlich sind, abzuschaffen.

(4)  Die  Vertragsstaaten  verpflichten  sich,  die  internationale 

Zusammenarbeit zu unterstützen und zu fördern, um fortschreitend 

die volle Verwirklichung des in diesem Artikel anerkannten Rechts 

zu  erreichen.  Dabei  sind  die  Bedürfnisse  der  Entwicklungsländer 

besonders zu berücksichtigen.

Artikel 25 (Körperliche oder geistige Erkrankung)

Die  Vertragsstaaten  erkennen  an,  dass  ein  Kind,  das  von  den 

zuständigen  Behörden  wegen  einer  körperlichen  oder  geistigen 

Erkrankung  zur  Betreuung,  zum Schutz  der  Gesundheit oder  zur 

Behandlung untergebracht worden ist, das Recht hat auf eine regel-

mäßige  Überprüfung  der  dem  Kind gewährten  Behandlung  sowie 

aller  anderen Umstände,  die  für  seine  Unterbringung von Belang 

sind.
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Artikel 26 (Sozialhilfe, Sozialversicherung)

(1) Die Vertragsstaaten erkennen das Recht jedes Kindes auf Leis-

tungen der sozialen Sicherheit einschließlich der Sozialversicherung 

an und treffen die erforderlichen Maßnahmen, um die volle Ver-

wirklichung dieses Rechts in Übereinstimmung mit dem innerstaatli-

chen Recht sicherzustellen.

(2) Die Leistungen sollen gegebenenfalls unter Berücksichtigung 

der wirtschaftlichen Verhältnisse und der sonstigen Umstände des 

Kindes und der Unterhaltspflichtigen sowie anderer für die Beantra-

gung von Leistungen durch das Kind oder im Namen des Kindes maß-

geblicher Gesichtspunkte gewährt werden.

Artikel 27 (Lebensstandard, Verantwortung Eltern und des Staa-

tes)

(1)  Die  Vertragsstaaten  erkennen  das  Recht  jedes  Kindes  auf 

einen  seiner  körperlichen,  geistigen,  seelischen,  sittlichen  und 

sozialen Entwicklung angemessenen Lebensstandard an.

(2) Es ist in erster Linie Aufgabe der Eltern oder anderer für das 

Kind verantwortlicher Personen, im Rahmen ihrer Fähigkeiten und 

finanziellen Möglichkeiten die für die Entwicklung des  Kindes not-

wendigen Lebensbedingungen sicherzustellen.

(3) Die Vertragsstaaten treffen gemäß ihren innerstaatlichen Ver-

hältnissen und im Rahmen ihrer Mittel geeignete Maßnahmen, um 

den Eltern und anderen für das Kind verantwortlichen Personen bei 

der Verwirklichung dieses Rechts zu helfen, und sehen bei Bedürf-

tigkeit  materielle  Hilfs-  und  Unterstützungsprogramme  insbeson-

dere im Hinblick auf Ernährung, Bekleidung und Wohnung vor.
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(4) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen, um 

die Geltendmachung von  Unterhaltsansprüchen des  Kindes gegen-

über den  Eltern oder anderen finanziell für das  Kind verantwortli-

chen Personen sowohl innerhalb des Vertragsstaats als auch im Aus-

land  sicherzustellen.  Insbesondere  fördern  die  Vertragsstaaten, 

wenn die für das  Kind finanziell verantwortliche Person in einem 

anderen  Staat  lebt  als  das  Kind,  den  Beitritt  zu  internationalen 

Übereinkünften  oder  den  Abschluss  solcher  Übereinkünfte  sowie 

andere geeignete Regelungen.

Artikel 28 (Recht auf Bildung, Würde)

(1) Die Vertragsstaaten erkennen das Recht des  Kindes auf  Bil-

dung an; um die Verwirklichung dieses Rechts auf der Grundlage der 

Chancengleichheit  fortschreitend zu erreichen,  werden sie  insbe-

sondere

a) den Besuch der Grundschule für alle zur Pflicht und unent-

geltlich machen;

b) die Entwicklung verschiedener Formen der weiterführen-

den  Schulen allgemein bildender und berufsbildender Art 

fördern,  sie  allen  Kindern  verfügbar  und  zugänglich 

machen und geeignete Maßnahmen wie die Einführung der 

Unentgeltlichkeit und die Bereitstellung finanzieller Unter-

stützung bei Bedürftigkeit treffen;

c) allen entsprechend ihren Fähigkeiten den Zugang zu den 

Hochschulen mit allen geeigneten Mitteln ermöglichen;

d) Bildungs- und Berufsberatung allen  Kindern verfügbar und 

zugänglich machen;
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e) Maßnahmen  treffen,  die  den  regelmäßigen  Schulbesuch 

fördern und den Anteil derjenigen, welche die Schule vor-

zeitig verlassen, verringern.

(2) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen, um 

sicherzustellen,  dass  die  Disziplin  in  der  Schule in  einer  Weise 

gewahrt wird, die der Menschenwürde des Kindes entspricht und im 

Einklang mit diesem Übereinkommen steht.

(3) Die Vertragsstaaten fördern die internationale Zusammenar-

beit  im  Bildungswesen,  insbesondere  um  zur  Beseitigung  von 

Unwissenheit  und  Analphabetentum in  der  Welt  beizutragen  und 

den Zugang zu wissenschaftlichen und technischen Kenntnissen und 

modernen  Unterrichtsmethoden  zu  erleichtern.  Dabei  sind  die 

Bedürfnisse der Entwicklungsländer besonders zu berücksichtigen.

Artikel 29 (Bildungsinhalte)

(1) Die Vertragsstaaten stimmen darin überein, dass die Bildung 

des Kindes darauf gerichtet sein muss,

a) die Persönlichkeit, die Begabung und die geistigen und kör-

perlichen  Fähigkeiten  des  Kindes  voll  zur  Entfaltung  zu 

bringen;

b) dem Kind Achtung vor den Menschenrechten und Grundfrei-

heiten und den in der Charta der Vereinten Nationen ver-

ankerten Grundsätzen zu vermitteln;

c) dem  Kind Achtung  vor  seinen  Eltern,  seiner  kulturellen 

Identität,  seiner  Sprache und seinen  kulturellen Werten, 

den nationalen Werten des Landes,  in dem es lebt,  und 

gegebenenfalls des Landes, aus dem es stammt, sowie vor 

anderen Kulturen als der eigenen zu vermitteln;
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d) das  Kind auf ein verantwortungsbewusstes Leben in einer 

freien  Gesellschaft  im  Geist  der  Verständigung,  des 

Friedens,  der  Toleranz,  der  Gleichberechtigung der 

Geschlechter und der Freundschaft zwischen allen Völkern 

und ethnischen, nationalen und  religiösen Gruppen sowie 

zu Ureinwohnern vorzubereiten;

e) dem Kind Achtung vor der natürlichen Umwelt zu vermit-

teln.

(2) Dieser Artikel und Artikel 28 dürfen nicht so ausgelegt wer-

den,  dass  sie  die  Freiheit natürlicher  oder  juristischer  Personen 

beeinträchtigen,  Bildungseinrichtungen zu gründen und zu führen, 

sofern  die  in Absatz 1  festgelegten Grundsätze beachtet  werden 

und die in solchen Einrichtungen vermittelte  Bildung den von dem 

Staat gegebenenfalls festgelegten Mindestnormen entspricht.

Artikel 30 (Recht auf eigene Kultur)

In Staaten, in denen es ethnische, religiöse oder sprachliche Min-

derheiten oder Ureinwohner gibt, darf einem  Kind, das einer sol-

chen  Minderheit angehört  oder  Ureinwohner  ist,  nicht  das  Recht 

vorenthalten  werden,  in  Gemeinschaft  mit  anderen  Angehörigen 

seiner Gruppe seine eigene Kultur zu pflegen, sich zu seiner eigenen 

Religion zu bekennen und sie auszuüben oder seine eigene Sprache 

zu verwenden.
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Artikel 31 (Recht auf Freizeit, Kunst)

(1) Die Vertragsstaaten erkennen das Recht des Kindes auf Ruhe 

und Freizeit an, auf Spiel und altersgemäße aktive Erholung sowie 

auf freie Teilnahme am kulturellen und künstlerischen Leben.

(2) Die Vertragsstaaten achten und fördern das Recht des Kindes 

auf volle Beteiligung am kulturellen und künstlerischen Leben und 

fördern die Bereitstellung geeigneter und gleicher Möglichkeiten für 

die  kulturelle und künstlerische Betätigung sowie für aktive Erho-

lung und Freizeitbeschäftigung.

Artikel 32 (Arbeit, Ausbeutung)

(1) Die Vertragsstaaten erkennen das Recht des  Kindes an, vor 

wirtschaftlicher Ausbeutung geschützt und nicht zu einer Arbeit her-

angezogen zu werden, die Gefahren mit sich bringen, die Erziehung 

des  Kindes behindern oder die  Gesundheit des  Kindes oder seine 

körperliche, geistige, seelische, sittliche oder  soziale Entwicklung 

schädigen könnte.

(2)  Die  Vertragsstaaten  treffen  Gesetzgebungs-,  Verwaltungs-, 

Sozial- und  Bildungsmaßnahmen, um die Durchführung dieses Arti-

kels sicherzustellen. Zu diesem Zweck und unter Berücksichtigung 

der einschlägigen Bestimmungen anderer internationaler  Überein-

künfte werden die Vertragsstaaten insbesondere

a) ein oder mehrere Mindestalter für die Zulassung zur Arbeit 

festlegen;

b) eine  angemessene  Regelung  der  Arbeitszeit  und  der 

Arbeitsbedingungen vorsehen;
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c) angemessene Strafen oder andere Sanktionen zur wirksa-

men Durchsetzung dieses Artikels vorsehen.

Artikel 33 (Suchtstoffe, Rauschgift)

Die  Vertragsstaaten  treffen  alle  geeigneten  Maßnahmen 

einschließlich Gesetzgebungs-, Verwaltungs-,  Sozial- und  Bildungs-

maßnahmen, um Kinder vor dem unerlaubten Gebrauch von Sucht-

stoffen  und  psychotropen  Stoffen  im  Sinne  der  diesbezüglichen 

internationalen Übereinkünfte zu schützen und den Einsatz von Kin-

dern bei der unerlaubten Herstellung dieser Stoffe und beim uner-

laubten Verkehr mit diesen Stoffen zu verhindern.

Artikel 34 (Sexuelle Ausbeutung, Missbrauch, Prostitution)

Die Vertragsstaaten verpflichten sich, das Kind vor allen Formen 

sexueller  Ausbeutung und  sexuellen  Missbrauchs  zu  schützen.  Zu 

diesem Zweck treffen die Vertragsstaaten insbesondere alle geeig-

neten innerstaatlichen, zweiseitigen und mehrseitigen Maßnahmen, 

um zu verhindern, dass Kinder

a) zur  Beteiligung  an  rechtswidrigen  sexuellen  Handlungen 

verleitet oder gezwungen werden;

b) für  die  Prostitution oder  andere  rechtswidrige  sexuelle 

Praktiken ausgebeutet werden;

c) für pornographische Darbietungen und Darstellungen aus-

gebeutet werden.
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Artikel 35 (Kinderhandel)

Die  Vertragsstaaten  treffen  alle  geeigneten  innerstaatlichen, 

zweiseitigen und mehrseitigen Maßnahmen, um die Entführung und 

den Verkauf von Kindern sowie den Handel mit Kindern zu irgendei-

nem Zweck und in irgendeiner Form zu verhindern.

Artikel 36 (Ausbeutung)

Die Vertragsstaaten schützen das Kind vor allen sonstigen Formen 

der  Ausbeutung,  die  das  Wohl des  Kindes  in  irgendeiner  Weise 

beeinträchtigen.

Artikel 37 (Folter, Freiheitsentzug, Bestrafung)

Die Vertragsstaaten stellen sicher,

a) dass kein  Kind der Folter oder einer anderen grausamen, 

unmenschlichen  oder  erniedrigenden  Behandlung  oder 

Strafe unterworfen wird. Für Straftaten, die von Personen 

vor  Vollendung  des  achtzehnten  Lebensjahrs  begangen 

worden sind, darf weder die Todesstrafe noch lebenslange 

Freiheitsstrafe ohne die Möglichkeit vorzeitiger Entlassung 

verhängt werden;

b) dass keinem Kind die Freiheit rechtswidrig oder willkürlich 

entzogen wird.  Festnahme,  Freiheitsentziehung oder  Frei-

heitsstrafe darf bei einem Kind im Einklang mit dem Gesetz 

nur  als  letztes  Mittel  und für  die kürzeste  angemessene 

Zeit angewendet werden;

c) dass jedes Kind, dem die Freiheit entzogen ist, menschlich 

und  mit  Achtung  vor  der  dem Menschen innewohnenden 
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Würde und unter Berücksichtigung der Bedürfnisse von Per-

sonen seines Alters behandelt wird. Insbesondere ist jedes 

Kind, dem die  Freiheit entzogen ist, von Erwachsenen zu 

trennen, sofern nicht ein anderes Vorgehen als dem Wohl 

des  Kindes  dienlich  erachtet  wird;  jedes  Kind hat  das 

Recht, mit seiner Familie durch Briefwechsel und Besuche 

in Verbindung zu bleiben, sofern nicht aussergewöhnliche 

Umstände vorliegen;

d) dass jedes  Kind, dem die Freiheit entzogen ist, das Recht 

auf  umgehenden  Zugang  zu  einem  rechtskundigen  oder 

anderen geeigneten Beistand und das Recht hat, die Recht-

mäßigkeit der  Freiheitsentziehung bei einem Gericht oder 

einer  anderen  zuständigen,  unabhängigen  und  unpartei-

ischen Behörde anzufechten, sowie das Recht auf alsbal-

dige Entscheidung in einem solchen Verfahren.

Artikel 38 (Kriege, bewaffnete Konflikte)

(1) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, die für sie verbindli-

chen Regeln des in bewaffneten Konflikten anwendbaren humani-

tären Völkerrechts, die für das Kind Bedeutung haben, zu beachten 

und für deren Beachtung zu sorgen.

(2) Die Vertragsstaaten treffen alle durchführbaren Maßnahmen, 

um sicherzustellen, dass Personen, die das fünfzehnte Lebensjahr 

noch nicht vollendet haben, nicht unmittelbar an Feindseligkeiten 

teilnehmen.

(3) Die Vertragsstaaten nehmen davon Abstand, Personen, die das 

fünfzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet haben, zu ihren Streit-

kräften einzuziehen. Werden Personen zu den Streitkräften eingezo-
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gen, die zwar das fünfzehnte, nicht aber das achtzehnte Lebensjahr 

vollendet  haben,  so  bemühen sich  die  Vertragsstaaten,  vorrangig 

die jeweils ältesten einzuziehen.

(4) Im Einklang mit ihren Verpflichtungen nach dem humanitären 

Völkerrecht  die  Zivilbevölkerung  in  bewaffneten  Konflikten  zu 

schützen, treffen die Vertragsstaaten alle durchführbaren Maßnah-

men,  um  sicherzustellen,  dass  von  einem  bewaffneten  Konflikt 

betroffene Kinder geschützt und betreut werden.

Artikel 39 (Hilfe bei Vernachlässigung oder schlechter Behand-

lung)

Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen, um die 

physische und psychische Genesung und die  soziale Wiedereinglie-

derung eines  Kindes  zu fördern,  das  Opfer irgendeiner Form von 

Vernachlässigung,  Ausbeutung oder  Misshandlung,  der  Folter  oder 

einer anderen Form grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender 

Behandlung oder  Strafe oder aber bewaffneter Konflikte geworden 

ist. Die Genesung und Wiedereingliederung müssen in einer Umge-

bung stattfinden, die der  Gesundheit,  der Selbstachtung und der 

Würde des Kindes förderlich ist.

Artikel 40 (Strafverfolgung, Rechts- und Schuldfähigkeit)

(1) Die Vertragsstaaten erkennen das Recht jedes Kindes an, das 

der Verletzung der Strafgesetze verdächtigt, beschuldigt oder über-

führt wird, in einer Weise behandelt zu werden, die das Gefühl des 

Kindes für die eigene  Würde und den eigenen Wert fördert, seine 

Achtung  vor  den  Menschenrechten  und  Grundfreiheiten  anderer 
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stärkt und das Alter des Kindes sowie die Notwendigkeit berücksich-

tigt, seine soziale Wiedereingliederung sowie die Übernahme einer 

konstruktiven Rolle in der Gesellschaft durch das Kind zu fördern.

(2) Zu diesem Zweck stellen die Vertragsstaaten unter Berück-

sichtigung der einschlägigen Bestimmungen internationaler Überein-

künfte insbesondere sicher,

a) dass kein Kind wegen Handlungen oder Unterlassungen, die 

zur Zeit ihrer Begehung nach innerstaatlichem Recht oder 

Völkerrecht  nicht  verboten  waren,  der  Verletzung  der 

Strafgesetze verdächtigt, beschuldigt oder überführt wird;

b) dass jedes Kind, das einer Verletzung der Strafgesetze ver-

dächtigt oder beschuldigt wird, Anspruch auf folgende Min-

destgarantien hat:

i. bis zum gesetzlichen Nachweis der Schuld als unschul-

dig zu gelten,

ii. unverzüglich und unmittelbar über die gegen das Kind 

erhobenen  Beschuldigungen  unterrichtet  zu  werden, 

gegebenenfalls  durch  seine  Eltern oder  seinen  Vor-

mund, und einen rechtskundigen oder anderen geeig-

neten  Beistand  zur  Vorbereitung  und  Wahrnehmung 

seiner Verteidigung zu erhalten,

iii. seine  Sache  unverzüglich  durch  eine  zuständige 

Behörde oder ein zuständiges Gericht, die unabhängig 

und unparteiisch sind, in einem fairen Verfahren ent-

sprechend  dem  Gesetz  entscheiden  zu  lassen,  und 

zwar in Anwesenheit eines rechtskundigen oder ande-

ren geeigneten Beistands sowie - sofern dies nicht ins-

besondere in Anbetracht des Alters oder der Lage des 

Kindes  als  seinem  Wohl widersprechend  angesehen 
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wird - in Anwesenheit seiner  Eltern oder seines  Vor-

munds,

iv. nicht  gezwungen  zu  werden,  als  Zeuge  auszusagen 

oder sich schuldig zu bekennen, sowie die Belastungs-

zeugen zu befragen oder befragen zu lassen und das 

Erscheinen und die Vernehmung der Entlastungszeugen 

unter gleichen Bedingungen zu erwirken,

v. wenn es einer Verletzung der Strafgesetze überführt 

ist, diese Entscheidung und alle als Folge davon ver-

hängten Maßnahmen durch eine zuständige übergeord-

nete  Behörde oder  ein  zuständiges  höheres  Gericht, 

die  unabhängig  und  unparteiisch  sind,  entsprechend 

dem Gesetz nachprüfen zu lassen,

vi. die unentgeltliche Hinzuziehung eines Dolmetschers zu 

verlangen,  wenn  das  Kind die  Verhandlungssprache 

nicht versteht oder spricht,

vii. sein  Privatleben in  allen  Verfahrensabschnitten  voll 

geachtet zu sehen.

(3) Die Vertragsstaaten bemühen sich, den Erlass von Gesetzen 

sowie die Schaffung von Verfahren, Behörden und Einrichtungen zu 

fördern, die besonders für Kinder, die einer Verletzung der Strafge-

setze verdächtigt, beschuldigt oder überführt werden, gelten oder 

zuständig sind; insbesondere

a) legen sie ein Mindestalter fest, das ein Kind erreicht haben 

muss, um als strafmündig angesehen zu werden,

b) treffen  sie,  soweit  dies  angemessen  und  wünschenswert 

ist, Maßnahmen, um den Fall ohne ein gerichtliches Verfah-

ren zu regeln, wobei jedoch die Menschenrechte und die 

Rechtsgarantien uneingeschränkt beachtet werden müssen.
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(4)  Um  sicherzustellen,  dass  Kinder  in  einer  Weise  behandelt 

werden, die ihrem Wohl dienlich ist und ihren Umständen sowie der 

Straftat entspricht, muss eine Vielzahl von Vorkehrungen zur Verfü-

gung stehen, wie Anordnungen über Betreuung, Anleitung und Auf-

sicht, wie Beratung, Entlassung auf Bewährung, Aufnahme in eine 

Pflegefamilie,  Bildungs- und Berufsbildungsprogramme und andere 

Alternativen zur Heimerziehung.

Artikel 41 (Bessere Bestimmungen)

Dieses Übereinkommen lässt zur Verwirklichung der Rechte des 

Kindes  besser  geeignete  Bestimmungen  unberührt,  die  enthalten 

sind

a) im Recht eines Vertragsstaats oder

b) in dem für diesen Staat geltenden Völkerrecht.
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TEIL 2TEIL 2

Artikel 42 (Bekanntmachung, Verbreitung des Abkommens)

Die  Vertragsstaaten  verpflichten  sich,  die  Grundsätze  und 

Bestimmungen dieses Übereinkommens durch geeignete und wirk-

same Maßnahmen bei Erwachsenen und auch bei Kindern allgemein 

bekannt zu machen.
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Übereinkommen gegen Folter

Übereinkommen gegen Folter und andere grausame, unmenschli-

che oder erniedrigende Behandlung oder Strafe 

vom 10. Dezember 1984 

Von Deutschland ratifiziert am 01.10.1990 In Kraft getreten in  

Deutschland am am 26.06.1987 
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PRÄAMBELPRÄAMBEL

Die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens -

in  der  Erwägung,  dass  nach  den  in  der  Charta  der  Vereinten 

Nationen verkündeten Grundsätzen die Anerkennung der Gleichheit 

und Unveräußerlichkeit  der Rechte aller  Mitglieder der menschli-

chen Gesellschaft  die  Grundlage  von  Freiheit,  Gerechtigkeit und 

Frieden in der Welt bildet,

in der Erkenntnis, dass sich diese Rechte aus der dem Menschen 

innewohnenden Würde herleiten,

in der Erwägung, dass die Charta, insbesondere Artikel 55, die 

Staaten  verpflichtet,  die  allgemeine  Achtung  und  Verwirklichung 

der Menschenrechte und Grundfreiheiten zu fördern,

im Hinblick auf Artikel  5 der  Allgemeinen Erklärung der Men-

schenrechte und Artikel 7 des Internationalen Paktes über bürgerli-

che und politische Rechte, die beide vorsehen, dass niemand der 

Folter oder grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behand-

lung oder  Strafe unterworfen werden darf, sowie im Hinblick auf 

die von der Generalversammlung am 9. Dezember 1975 angenom-

mene Erklärung über den Schutz aller Personen vor Folter und ande-

rer  grausamer,  unmenschlicher  oder  erniedrigender  Behandlung 

oder Strafe,

in dem Wunsch, dem Kampf gegen Folter und andere grausame, 

unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder  Strafe in der 

ganzen Welt größere Wirksamkeit zu verleihen -

sind wie folgt übereingekommen:
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TEIL ITEIL I

Artikel 1 (Definition)

(1)  Im Sinne dieses  Übereinkommens  bezeichnet  der  Ausdruck 

"Folter"  jede Handlung,  durch die  einer  Person vorsätzlich  große 

körperliche oder seelische Schmerzen oder Leiden zugefügt werden, 

zum Beispiel um von ihr oder einem Dritten eine Aussage oder ein 

Geständnis zu erlangen, um sie für eine tatsächlich oder mutmaß-

lich von ihr oder einem Dritten begangene Tat zu bestrafen oder um 

sie oder einen Dritten einzuschüchtern oder zu nötigen, oder aus 

einem anderen, auf irgendeiner Art von Diskriminierung beruhenden 

Grund, wenn diese Schmerzen oder Leiden von einem Angehörigen 

des  öffentlichen Dienstes oder einer anderen in amtlicher Eigen-

schaft handelnden Person, auf deren Veranlassung oder mit deren 

ausdrücklichem  oder  stillschweigendem Einverständnis  verursacht 

werden.  Der Ausdruck umfasst  nicht  Schmerzen oder Leiden,  die 

sich lediglich aus  gesetzlich  zulässigen Sanktionen ergeben,  dazu 

gehören oder damit verbunden sind.

(2) Dieser Artikel  lässt alle internationalen Übereinkünfte oder 

innerstaatlichen  Rechtsvorschriften  unberührt,  die  weitergehende 

Bestimmungen enthalten.

Artikel 2 (generelles Verbot)

(1) Jeder Vertragsstaat trifft wirksame gesetzgeberische, verwal-

tungsmäßige, gerichtliche oder sonstige Maßnahmen, um Folterun-

gen in allen seiner Hoheitsgewalt unterstehenden Gebieten zu ver-

hindern.
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(2) Außergewöhnliche Umstände gleich welcher Art, sei es Krieg 

oder  Kriegsgefahr,  innenpolitische  Instabilität  oder  ein  sonstiger 

öffentlicher  Notstand,  dürfen  nicht  als  Rechtfertigung  für  Folter 

geltend gemacht werden.

(3) Eine von einem Vorgesetzten oder einem Träger öffentlicher 

Gewalt erteilte Weisung darf nicht als Rechtfertigung für Folter gel-

tend gemacht werden.

Artikel 3 (Verbot der Abschiebung bei Foltergefahr)

(1)  Ein  Vertragsstaat  darf  eine  Person  nicht  in  einen anderen 

Staat ausweisen, abschieben oder an diesen ausliefern, wenn stich-

haltige  Gründe  für  die  Annahme bestehen,  dass  sie  dort  Gefahr 

liefe, gefoltert zu werden.

(2) Bei der Feststellung, ob solche Gründe vorliegen, berücksich-

tigen  die  zuständigen  Behörden  alle  maßgeblichen  Erwägungen 

einschließlich des Umstands, dass in dem betreffenden Staat eine 

ständige Praxis grober, offenkundiger oder massenhafter Verletzun-

gen der Menschenrechte herrscht.

Artikel 4 (Folterungen sind Straftaten)

(1) Jeder Vertragsstaat trägt dafür Sorge, dass nach seinem Straf-

recht alle Folterhandlungen als Straftaten gelten. Das gleiche gilt 

für versuchte Folterung und für von irgendeiner Person begangene 

Handlungen, die eine Mittäterschaft oder Teilnahme an einer Folte-

rung darstellen.

(2) Jeder Vertragsstaat bedroht diese Straftaten mit angemesse-

nen Strafen, welche die Schwere der Tat berücksichtigen.
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Artikel 5 ((Straf-)Gerichtsbarkeit)

(1) Jeder Vertragsstaat trifft die notwendigen Maßnahmen, um 

seine Gerichtsbarkeit über die in Artikel 4 genannten Straftaten in 

folgenden Fällen zu begründen:

a) wenn die Straftat in einem der Hoheitsgewalt des betref-

fenden Staates unterstehenden Gebiet oder an Bord eines 

in diesem Staat eingetragenen Schiffes oder Luftfahrzeugs 

begangen wird;

b) wenn der Verdächtige Angehöriger des betreffenden Staa-

tes ist;

c) wenn das Opfer Angehöriger des betreffenden Staates ist, 

sofern dieser Staat es für angebracht hält.

(2)  Ebenso trifft  jeder  Vertragsstaat  die notwendigen Maßnah-

men, um seine Gerichtsbarkeit über diese Straftaten für den Fall zu 

begründen, dass der Verdächtige sich in einem der Hoheitsgewalt 

des betreffenden Staates unterstehenden Gebiet befindet und er 

ihn nicht nach Artikel 8 an einen der in Absatz 1 des vorliegenden 

Artikels bezeichneten Staaten ausliefert.

(3) Dieses Übereinkommen schließt eine Strafgerichtsbarkeit, die 

nach innerstaatlichem Recht ausgeübt wird, nicht aus.

Artikel 6 (Haftbedingungen, Verhaftung)

(1) Hält ein Vertrags Staat, in dessen Hoheitsgebiet sich ein der 

Begehung einer in Artikel 4 genannten Straftat Verdächtiger befin-

det, es nach Prüfung der ihm vorliegenden Informationen in Anbe-

tracht der Umstände für  gerechtfertigt, so nimmt er  ihn in  Haft 

oder  trifft  andere  rechtliche Maßnahmen,  um seine Anwesenheit 
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sicherzustellen. Die  Haft und die anderen rechtlichen Maßnahmen 

müssen mit dem Recht dieses Staates übereinstimmen; sie dürfen 

nur so lange aufrechterhalten werden, wie es notwendig ist, um die 

Einleitung eines Straf- oder Auslieferungsverfahrens zu ermöglichen.

(2) Dieser Staat führt unverzüglich eine vorläufige Untersuchung 

zur Feststellung des Sachverhalts durch.

(3) Einer auf Grund des Absatzes 1 in  Haft befindlichen Person 

wird  jede  Erleichterung  gewährt,  damit  sie  mit  dem  nächsten 

zuständigen Vertreter des Staates,  dessen  Staatsangehörigkeit sie 

besitzt, oder, wenn sie staatenlos ist, mit dem Vertreter des Staa-

tes,  in  dem  sie  sich  gewöhnlich  aufhält,  unmittelbar  verkehren 

kann.

(4) Hat ein Staat eine Person auf Grund dieses Artikels in  Haft 

genommen,  so  zeigt  er  unverzüglich  den  in  Artikel  5  Absatz  1 

genannten Staaten die Tatsache, dass diese Person in Haft ist, sowie 

die Umstände an, welche die Haft rechtfertigen. Der Staat, der die 

vorläufige Untersuchung nach Absatz 2 durchführt, unterrichtet die 

genannten  Staaten  unverzüglich  über  das  Ergebnis  der  Untersu-

chung und teilt ihnen mit, ob er seine Gerichtsbarkeit auszuüben 

beabsichtigt.

Artikel 7 (gerechte Behandlung, Auslieferung)

(1) Der Vertragsstaat, der die Hoheitsgewalt über das Gebiet aus-

übt, in dem der einer in Artikel 4 genannten Straftat Verdächtige 

aufgefunden wird, unterbreitet den Fall, wenn er den Betreffenden 

nicht ausliefert, in den in Artikel 5 genannten Fällen seinen zustän-

digen Behörden zum Zweck der Strafverfolgung.
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(2)  Diese  Behörden  treffen  ihre  Entscheidung  in  der  gleichen 

Weise  wie  im Fall  einer  gemeinrechtlichen Straftat  schwerer  Art 

nach dem Recht dieses Staates. In den in Artikel 5 Absatz 2 genann-

ten Fällen  dürfen für  die  Strafverfolgung  und  Verurteilung keine 

weniger strengen Maßstäbe bei der Beweisführung angelegt werden 

als in den in Artikel 5 Absatz 1 genannten Fällen.

(3) Jedem, gegen den ein Verfahren wegen einer der in Artikel 4 

genannten Straftaten durchgeführt wird, ist während des gesamten 

Verfahrens eine gerechte Behandlung zu gewährleisten.

Artikel 8 (Auslieferung an andere Staaten)

(1) Die in Artikel 4 genannten Straftaten gelten als in jeden zwi-

schen  Vertragsstaaten  bestehenden  Auslieferungsvertrag  einbezo-

gene, der Auslieferung unterliegende Straftaten. Die Vertragsstaa-

ten verpflichten sich, diese Straftaten als der Auslieferung unterlie-

gende Straftaten in jeden zwischen ihren zu schließenden Ausliefe-

rungsvertrag aufzunehmen.

(2) Erhält ein Vertragsstaat, der die Auslieferung vom Bestehen 

eines  Vertrags  abhängig  macht,  ein  Auslieferungsersuchen  von 

einem anderen Vertragsstaat, mit dem er keinen Auslieferungsver-

trag hat, so kann er dieses Übereinkommen als Rechtsgrundlage für 

die Auslieferung in Bezug auf solche Straftaten ansehen. Die Auslie-

ferung unterliegt im übrigen den im Recht des ersuchten Staates 

vorgesehenen Bedingungen.

(3) Vertragsstaaten, welche die Auslieferung nicht vom Bestehen 

eines Vertrags abhängig machen, erkennen unter sich solche Straf-

taten  als  der  Auslieferung  unterliegende  Straftaten  vorbehaltlich 

der im Recht des ersuchten Staates vorgesehenen Bedingungen an.
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(4)  Solche  Straftaten werden  für  die  Zwecke  der  Auslieferung 

zwischen Vertragsstaaten so behandelt, als seien sie nicht nur an 

dem Ort,  an  dem sie  sich  ereignet  haben,  sondern auch in  den 

Hoheitsgebieten  der  Staaten  begangen  worden,  die  verpflichtet 

sind, ihre Gerichtsbarkeit nach Artikel 5 Absatz 1 zu begründen.

Artikel 9 (Hilfe bei Strafverfolgung)

(1) Die Vertrags Staaten gewähren einander die weitestgehende 

Hilfe im Zusammenhang mit Strafverfahren, die in Bezug auf eine 

der  in  Artikel  4  genannten  Straftaten  eingeleitet  werden, 

einschließlich der Überlassung aller ihnen zur Verfügung stehenden 

und für das Verfahren erforderlichen Beweismittel.

(2) Die Vertragsstaaten kommen ihren Verpflichtungen aus Absatz 

1 im Einklang mit allen möglicherweise zwischen ihnen bestehenden 

Verträgen über gegenseitige Rechtshilfe nach.

Artikel 10 (Aufklärung, Bildung)

(1) Jeder Vertragsstaat trägt dafür Sorge, dass die Erteilung von 

Unterricht und die Aufklärung über das Verbot der Folter als vollgül-

tiger  Bestandteil  in  die  Ausbildung des  mit  dem Gesetzesvollzug 

betrauten  zivilen  und  militärischen  Personals,  des  medizinischen 

Personals, der Angehörigen des  öffentlichen Dienstes und anderer 

Personen aufgenommen wird, die mit dem Gewahrsam, der Verneh-

mung oder der Behandlung einer Person befasst werden können, die 

der Festnahme, der  Haft, dem Strafvollzug oder irgendeiner ande-

ren Form der Freiheitsentziehung unterworfen ist.
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(2) Jeder Vertragsstaat nimmt dieses Verbot in die Vorschriften 

oder Anweisungen über die Pflichten und Aufgaben aller dieser Per-

sonen auf.

Artikel 11 (Überprüfung von Maßnahmen)

Jeder Vertragsstaat unterzieht die für Vernehmungen geltenden 

Vorschriften, Anweisungen, Methoden und Praktiken sowie die Vor-

kehrungen für den Gewahrsam und die Behandlung von Personen, 

die  der  Festnahme,  der  Haft,  dem Strafvollzug  oder  irgendeiner 

anderen Form der  Freiheitsentziehung unterworfen sind,  in  allen 

seiner Hoheitsgewalt unterstehenden Gebieten einer regelmäßigen 

systematischen Überprüfung, um jeden Fall von Folter zu verhüten.

Artikel 12 (Strafverfolgung)

Jeder  Vertragsstaat  trägt  dafür  Sorge,  dass  seine  zuständigen 

Behörden umgehend eine unparteiische Untersuchung durchführen, 

sobald ein hinreichender Grund für die Annahme besteht, dass in 

einem  seiner  Hoheitsgewalt unterstehenden  Gebiet  eine  Folter-

handlung begangen wurde.

Artikel 13 (Strafverfolgung, Schutz vor Folter)

Jeder Vertragsstaat trägt dafür Sorge, dass jeder, der behauptet, 

er sei in einem der Hoheitsgewalt des betreffenden Staates unter-

stehenden  Gebiet  gefoltert  worden,  das  Recht  auf  Anrufung  der 

zuständigen  Behörden  und  auf  umgehende  unparteiische  Prüfung 

seines Falles durch diese Behörden hat.  Es sind Vorkehrungen zu 
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treffen,  um  sicherzustellen,  dass  der  Beschwerdeführer  und  die 

Zeugen vor jeder Misshandlung oder Einschüchterung wegen ihrer 

Beschwerde oder ihrer Aussagen geschützt sind.

Artikel 14 (Wiedergutmachung)

(1) Jeder Vertragsstaat stellt in seiner Rechtsordnung sicher, dass 

das Opfer einer Folterhandlung Wiedergutmachung erhält und ein 

einklagbares  Recht auf  gerechte  und angemessene Entschädigung 

ein-schließlich der Mittel für eine möglichst vollständige Rehabilita-

tion hat.  Stirbt  das  Opfer  infolge  der  Folterhandlung,  so  haben 

seine Hinterbliebenen Anspruch auf Entschädigung.

(2)  Dieser  Artikel  berührt  nicht  einen  nach  innerstaatlichem 

Recht bestehenden Anspruch des Opfers oder anderer Personen auf 

Entschädigung.

Artikel 15 (Aussagen unter Folter)

Jeder Vertragsstaat trägt dafür Sorge, dass Aussagen, die nach-

weislich durch Folter herbeigeführt worden sind, nicht als Beweis in 

einem Verfahren verwendet werden, es sei denn gegen eine der Fol-

ter angeklagte Person als Beweis dafür, dass die Aussage gemacht 

wurde.

Artikel 16 

(Verbot jeder grausamen oder unmenschlichen Behandlung)

(1) Jeder Vertragsstaat verpflichtet sich, in jedem seiner Hoheits-

gewalt unterstehenden Gebiet andere Handlungen zu verhindern, 

132



die eine grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung 

oder  Strafe darstellen,  ohne  der  Folter  im  Sinne  des  Artikels  1 

gleichzukommen, wenn diese  Handlungen von einem Angehörigen 

des  öffentlichen Dienstes oder einer anderen in amtlicher Eigen-

schaft handelnden Person, auf deren Veranlassung oder mit deren 

ausdrücklichem  oder  stillschweigendem  Einverständnis  begangen 

werden. Die in den Artikeln 10, 11, 12 und 13 aufgeführten Ver-

pflichtungen  bezüglich  der  Folter  gelten  auch  entsprechend  für 

andere  Formen  grausamer,  unmenschlicher  oder  erniedrigender 

Behandlung oder Strafe.

(2)  Dieses  Übereinkommen  berührt  nicht  die  Bestimmungen 

anderer internationaler Übereinkünfte oder innerstaatlicher Rechts-

vorschriften,  die  grausame,  unmenschliche  oder  erniedrigende 

Behandlung oder Strafe verbieten oder die sich auf die Auslieferung 

oder Ausweisung beziehen.
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Übereinkommen über die Rechte von 

Menschen mit Behinderungen

vom 13.12.2006 

Von Deutschland ratifiziert am 24.02.2009 In Kraft getreten in  

Deutschland am am 26.03.2009
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PRÄAMBELPRÄAMBEL

Die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens -

a) unter Hinweis auf die in der Charta der Vereinten Nationen 

verkündeten Grundsätze, denen zufolge die Anerkennung 

der  Würde und  des  Wertes,  die  allen  Mitgliedern  der 

menschlichen Gesellschaft  innewohnen,  sowie  ihrer  glei-

chen und unveräußerlichen Rechte die Grundlage von Frei-

heit, Gerechtigkeit und Frieden in der Welt bildet,

b) in der Erkenntnis, dass die Vereinten Nationen in der Allge-

meinen Erklärung der Menschenrechte und in den Interna-

tionalen Menschenrechtspakten verkündet haben und über-

eingekommen sind,  dass  jeder  Mensch ohne Unterschied 

Anspruch auf alle darin aufgeführten Rechte und Freiheiten 

hat,

c) bekräftigend, dass alle Menschenrechte und Grundfreihei-

ten allgemein gültig und unteilbar sind, einander bedingen 

und  miteinander  verknüpft  sind  und  dass  Menschen  mit 

Behinderungen der volle Genuss dieser Rechte und Freihei-

ten ohne Diskriminierung garantiert werden muss,

d) unter  Hinweis  auf  den  Internationalen  Pakt  über  wirt-

schaftliche,  soziale und kulturelle Rechte, den Internatio-

nalen  Pakt  über  bürgerliche  und  politische  Rechte,  das 

Internationale Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form 

von Rassendiskriminierung, das Übereinkommen zur Besei-

tigung jeder Form von Diskriminierung der Frau, das Über-

einkommen gegen Folter und andere grausame, unmensch-

liche  oder  erniedrigende  Behandlung  oder  Strafe,  das 

Übereinkommen über die Rechte des Kindes und das Inter-
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nationale  Übereinkommen  zum  Schutz  der  Rechte  aller 

Wanderarbeitnehmer und ihrer Fami 1 i enangehörigen,

e) in der Erkenntnis,  dass das  Verständnis von  Behinderung 

sich  ständig  weiterentwickelt  und  dass  Behinderung aus 

der Wechselwirkung zwischen Menschen mit Beeinträchti-

gungen und einstellungs-  und umweltbedingten Barrieren 

entsteht, die sie an der vollen, wirksamen und  gleichbe-

rechtigten Teilhabe an der Gesellschaft hindern,

f) in der Erkenntnis,  dass die in dem Weltaktionsprogramm 

für Behinderte und den Rahmenbestimmungen für die Her-

stellung der Chancengleichheit für Behinderte enthaltenen 

Grundsätze und Leitlinien einen wichtigen Einfluss auf die 

Förderung,  Ausarbeitung  und  Bewertung  von  politischen 

Konzepten, Plänen, Programmen und Maßnahmen auf ein-

zelstaatlicher,  regionaler  und  internationaler  Ebene  zur 

Verbesserung  der  Chancengleichheit  für  Menschen  mit 

Behinderungen haben,

g) nachdrücklich darauf hinweisend, wie wichtig es ist,  die 

Behinderungsthematik  zu  einem  festen  Bestandteil  der 

einschlägigen Strategien der nachhaltigen Entwicklung zu 

machen,

h) ebenso in der Erkenntnis, dass jede  Diskriminierung auf-

grund von Behinderung eine Verletzung der Würde und des 

Wertes darstellt, die jedem Menschen innewohnen,

i) ferner  in  der  Erkenntnis  der  Vielfalt der  Menschen  mit 

Behinderungen,

j) in  Anerkennung  der  Notwendigkeit,  die  Menschenrechte 

aller Menschen mit  Behinderungen, einschließlich derjeni-
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gen, die intensivere Unterstützung benötigen, zu fördern 

und zu schützen,

k) besorgt  darüber,  dass  sich  Menschen  mit  Behinderungen 

trotz dieser verschiedenen Dokumente und Verpflichtungen 

in allen Teilen der Welt nach wie vor Hindernissen für ihre 

Teilhabe als  gleichberechtigte Mitglieder der Gesellschaft 

sowie Verletzungen ihrer Menschenrechte gegenübersehen,

l) in  Anerkennung  der  Bedeutung  der  internationalen 

Zusammenarbeit für die Verbesserung der Lebensbedingun-

gen der Menschen mit Behinderungen in allen Ländern, ins-

besondere den Entwicklungsländern,

m) in Anerkennung des wertvollen Beitrags, den Menschen mit 

Behinderungen zum allgemeinen Wohl und zur Vielfalt ihrer 

Gemeinschaften  leisten  und  leisten  können,  und  in  der 

Erkenntnis,  dass  die  Förderung  des  vollen  Genusses  der 

Menschenrechte und Grundfreiheiten durch Menschen mit 

Behinderungen sowie ihrer uneingeschränkten Teilhabe ihr 

Zugehörigkeitsgefühl verstärken und zu erheblichen Fort-

schritten in  der  menschlichen,  sozialen und wirtschaftli-

chen Entwicklung der Gesellschaft und bei der Beseitigung 

der Armut führen wird,

n) in der Erkenntnis, wie wichtig die individuelle Autonomie 

und Unabhängigkeit für Menschen mit  Behinderungen ist, 

einschließlich der Freiheit, eigene Entscheidungen zu tref-

fen,

o) in  der  Erwägung,  dass  Menschen  mit  Behinderungen  die 

Möglichkeit haben sollen, aktiv an Entscheidungsprozessen 

über politische Konzepte und über Programme mitzuwir-

ken, insbesondere wenn diese sie unmittelbar betreffen,
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p) besorgt  über  die  schwierigen  Bedingungen,  denen  sich 

Menschen mit Behinderungen gegenübersehen, die mehrfa-

chen  oder  verschärften  Formen  der  Diskriminierung auf-

grund  der  Rasse,  der  Hautfarbe,  des  Geschlechts,  der 

Sprache,  der  Religion,  der  politischen  oder  sonstigen 

Anschauung,  der  nationalen,  ethnischen,  indigenen  oder 

sozialen Herkunft, des  Vermögens, der  Geburt, des  Alters 

oder des sonstigen Status ausgesetzt sind,

q) in der Erkenntnis, dass  Frauen und Mädchen mit  Behinde-

rungen sowohl innerhalb als auch außerhalb ihres häusli-

chen Umfelds oft in stärkerem Maße durch Gewalt, Verlet-

zung oder  Missbrauch, Nichtbeachtung oder Vernachlässi-

gung, Misshandlung oder Ausbeutung gefährdet sind,

r) in der Erkenntnis, dass Kinder mit Behinderungen gleichbe-

rechtigt mit  anderen  Kindern  alle  Menschenrechte  und 

Grundfreiheiten  in  vollem  Umfang  genießen  sollen,  und 

unter Hinweis auf die zu diesem Zweck von den Vertrags-

staaten des Übereinkommens über die Rechte des  Kindes 

eingegangenen Verpflichtungen,

s) nachdrücklich  darauf  hinweisend,  dass  es  notwendig  ist, 

bei allen Anstrengungen zur Förderung des vollen Genusses 

der Menschenrechte und Grundfreiheiten durch Menschen 

mit  Behinderungen  die  Geschlechterperspektive  einzube-

ziehen,

t) unter besonderem Hinweis darauf, dass die Mehrzahl der 

Menschen mit  Behinderungen in einem Zustand der  Armut 

lebt, und diesbezüglich in der Erkenntnis, dass die nachtei-

ligen Auswirkungen der  Armut auf Menschen mit  Behinde-

rungen dringend angegangen werden müssen,
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u) in dem Bewusstsein, dass Frieden und Sicherheit auf der 

Grundlage  der  uneingeschränkten  Achtung  der  in  der 

Charta  der  Vereinten  Nationen  enthaltenen  Ziele  und 

Grundsätze sowie der Einhaltung der anwendbaren Über-

einkünfte auf dem Gebiet der Menschenrechte unabdingbar 

sind für den umfassenden Schutz von Menschen mit Behin-

derungen,  insbesondere  in  bewaffneten  Konflikten  oder 

während ausländischer Besetzung,

v) in der Erkenntnis, wie wichtig es ist, dass Menschen mit 

Behinderungen vollen Zugang zur physischen, sozialen, wir-

tschaftlichen und  kulturellen Umwelt, zu  Gesundheit und 

Bildung sowie zu Information und Kommunikation haben, 

damit  sie  alle  Menschenrechte  und  Grundfreiheiten  voll 

genießen können,

w) im Hinblick darauf dass der Einzelne gegenüber seinen Mit-

menschen und der Gemeinschaft, der er angehört, Pflich-

ten hat und gehalten ist, für die Förderung und Achtung 

der in der Internationalen Menschenrechtscharta anerkann-

ten Rechte einzutreten,

x) in der Überzeugung, dass die Familie die natürliche Kern-

zelle der Gesellschaft ist  und Anspruch auf Schutz durch 

Gesellschaft und Staat hat und dass Menschen mit Behinde-

rungen  und  ihre  Familienangehörigen  den  erforderlichen 

Schutz und die notwendige Unterstützung erhalten sollen, 

um es den Familien zu ermöglichen, zum vollen und gleich-

berechtigten Genuss der Rechte der Menschen mit  Behin-

derungen beizutragen,

y) in  der  Überzeugung,  dass  ein  umfassendes  und  in  sich 

geschlossenes  internationales  Übereinkommen zur  Förde-
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rung und zum Schutz der Rechte und der Würde von Men-

schen mit  Behinderungen sowohl in den  Entwicklungslän-

dern als auch in den entwickelten Ländern einen maßgebli-

chen  Beitrag  zur  Beseitigung  der  tiefgreifenden  sozialen 

Benachteiligung von Menschen mit  Behinderungen leisten 

und ihre Teilhabe am bürgerlichen, politischen, wirtschaft-

lichen,  sozialen und  kulturellen Leben auf der Grundlage 

der Chancengleichheit fördern wird - haben Folgendes ver-

einbart:
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Artikel 1 (Zweck)

Zweck dieses Übereinkommens ist es, den vollen und  gleichbe-

rechtigten Genuss aller Menschenrechte und Grundfreiheiten durch 

alle Menschen mit  Behinderungen zu fördern, zu schützen und zu 

gewährleisten und die Achtung der ihnen innewohnenden Würde zu 

fördern.

Zu den Menschen mit Behinderungen zählen Menschen, die lang-

fristige körperliche, seelische, geistige oder Sinnesbeeinträchtigun-

gen haben, welche sie in Wechselwirkung mit verschiedenen Barrie-

ren an der vollen, wirksamen und  gleichberechtigten Teilhabe an 

der Gesellschaft hindern können.

Artikel 2 (Begriffsbestimmungen)

Im Sinne dieses Übereinkommens 

• schließt  "Kommunikation"  Sprachen,  Textdarstellung, 

Brailleschrift,  taktile  Kommunikation,  Großdruck,  leicht 

zugängliches  Multimedia  sowie  schriftliche,  auditive,  in 

einfache  Sprache übersetzte,  durch  Vorleser  zugänglich 

gemachte sowie ergänzende und alternative Formen, Mit-

tel und Formate der Kommunikation, einschließlich leicht 

zugänglicher  Informations-  und  Kommunikationstechnolo-

gie, ein;

• schließt "Sprache" gesprochene  Sprachen sowie Gebärden-

sprachen und andere nicht gesprochene Sprachen ein;

• bedeutet "Diskriminierung aufgrund von Behinderung" jede 

Unterscheidung,  Ausschließung  oder  Beschränkung  auf-

grund von  Behinderung, die zum Ziel oder zur Folge hat, 
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dass das auf die  Gleichberechtigung mit anderen gegrün-

dete Anerkennen, Genießen oder Ausüben aller Menschen-

rechte  und  Grundfreiheiten  im  politischen,  wirtschaftli-

chen, sozialen, kulturellen, bürgerlichen oder jedem ande-

ren Bereich beeinträchtigt oder vereitelt wird. Sie umfasst 

alle Formen der  Diskriminierung, einschließlich der Versa-

gung angemessener Vorkehrungen;

• bedeutet  "angemessene  Vorkehrungen"  notwendige  und 

geeignete Änderungen und Anpassungen, die keine unver-

hältnismäßige oder unbillige Belastung darstellen und die, 

wenn sie in einem bestimmten Fall erforderlich sind, vor-

genommen werden, um zu gewährleisten, dass Menschen 

mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen alle Men-

schenrechte  und  Grundfreiheiten genießen  oder  ausüben 

können;

• bedeutet  "universelles Design"  ein Design von Produkten, 

Umfeldern,  Programmen  und  Dienstleistungen  in  der 

Weise, dass sie von allen Menschen möglichst weitgehend 

ohne  eine  Anpassung  oder  ein  spezielles  Design  genutzt 

werden können.  "Universelles Design"  schließt  Hilfsmittel 

für bestimmte Gruppen von Menschen mit Behinderungen, 

soweit sie benötigt werden, nicht aus.

Artikel 3 (Allgemeine Grundsätze)

Die Grundsätze dieses Übereinkommens sind:

a) die Achtung der dem Menschen innewohnenden Würde, sei-

ner  individuellen  Autonomie,  einschließlich  der  Freiheit, 
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eigene  Entscheidungen  zu  treffen,  sowie  seiner  Unab-

hängigkeit;

b) die Nichtdiskriminierung;

c) die volle und wirksame Teilhabe an der Gesellschaft und 

Einbeziehung in die Gesellschaft;

d) die Achtung vor der Unterschiedlichkeit von Menschen mit 

Behinderungen und die Akzeptanz dieser Menschen als Teil 

der menschlichen Vielfalt und der Menschheit;

e) die Chancengleichheit;

f) die Zugänglichkeit;

g) die Gleichberechtigung von Mann und Frau;

h) die Achtung vor den sich entwickelnden Fähigkeiten von 

Kindern mit  Behinderungen und die Achtung ihres Rechts 

auf Wahrung ihrer Identität.

Artikel 4 (Allgemeine Verpflichtungen)

(1)  Die  Vertragsstaaten  verpflichten  sich,  die  volle  Verwirkli-

chung aller Menschenrechte und Grundfreiheiten für alle Menschen 

mit  Behinderungen ohne jede  Diskriminierung aufgrund von  Behin-

derung zu  gewährleisten  und  zu  fördern.  Zu  diesem Zweck  ver-

pflichten sich die Vertragsstaaten,

a) alle geeigneten Gesetzgebungs-, Verwaltungs- und sonsti-

gen Maßnahmen zur Umsetzung der in diesem Übereinkom-

men anerkannten Rechte zu treffen;

b) alle  geeigneten  Maßnahmen  einschließlich  gesetzgeberi-

scher Maßnahmen zur Änderung oder Aufhebung bestehen-

der  Gesetze,  Verordnungen,  Gepflogenheiten und  Prakti-
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ken zu treffen, die eine Diskriminierung von Menschen mit 

Behinderungen darstellen;

c) den  Schutz  und  die  Förderung  der  Menschenrechte  von 

Menschen mit  Behinderungen in allen politischen Konzep-

ten und allen Programmen zu berücksichtigen;

d) Handlungen oder Praktiken, die mit diesem Übereinkom-

men unvereinbar sind, zu unterlassen und dafür zu sorgen, 

dass die staatlichen Behörden und öffentlichen Einrichtun-

gen im Einklang mit diesem Übereinkommen handeln;

e) alle  geeigneten  Maßnahmen  zur  Beseitigung  der  Diskri-

minierung aufgrund  von  Behinderung durch  Personen, 

Organisationen oder private Unternehmen zu ergreifen;

f) Forschung und  Entwicklung  für  Güter,  Dienstleistungen, 

Geräte und Einrichtungen in universellem Design,  wie in 

Artikel 2 definiert, die den besonderen Bedürfnissen von 

Menschen  mit  Behinderungen  mit  möglichst  geringem 

Anpassungs-  und  Kostenaufwand  gerecht  werden,  zu 

betreiben oder zu fördern, ihre Verfügbarkeit und Nutzung 

zu fördern und sich bei der Entwicklung von Normen und 

Richtlinien für universelles Design einzusetzen;

g) Forschung und Entwicklung für neue Technologien, die für 

Menschen mit  Behinderungen geeignet sind, einschließlich 

Informations-  und  Kommunikationstechnologien,  Mobili-

tätshilfen, Geräten und unterstützenden Technologien, zu 

betreiben  oder  zu  fördern  sowie  ihre  Verfügbarkeit  und 

Nutzung zu fördern und dabei Technologien zu erschwingli-

chen Kosten den Vorrang zu geben;

h) für  Menschen mit  Behinderungen zugängliche Informatio-

nen  über  Mobilitätshilfen,  Geräte  und  unterstützende 
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Technologien,  einschließlich  neuer  Technologien,  sowie 

andere Formen von Hilfe, Unterstützungsdiensten und Ein-

richtungen zur Verfügung zu stellen;

i) die Schulung von Fachkräften und anderem mit Menschen 

mit  Behinderungen arbeitendem Personal auf dem Gebiet 

der in diesem Übereinkommen anerkannten Rechte zu för-

dern, damit die aufgrund dieser Rechte garantierten Hilfen 

und Dienste besser geleistet werden können.

(2)  Hinsichtlich  der  wirtschaftlichen,  sozialen  und  kulturellen 

Rechte  verpflichtet  sich  jeder  Vertragsstaat,  unter  Ausschöpfung 

seiner  verfügbaren Mittel  und erforderlichenfalls  im Rahmen der 

internationalen Zusammenarbeit Maßnahmen zu treffen, um nach 

und nach die volle Verwirklichung dieser Rechte zu erreichen, unbe-

schadet  derjenigen  Verpflichtungen  aus  diesem  Übereinkommen, 

die nach dem Völkerrecht sofort anwendbar sind.

(3) Bei der Ausarbeitung und Umsetzung von Rechtsvorschriften 

und  politischen  Konzepten  zur  Durchführung  dieses  Übereinkom-

mens und bei anderen Entscheidungsprozessen in Fragen, die Men-

schen mit Behinderungen betreffen, führen die Vertragsstaaten mit 

den Menschen mit Behinderungen, einschließlich Kindern mit Behin-

derungen, über die sie vertretenden Organisationen enge Konsulta-

tionen und beziehen sie aktiv ein.

(4)  Dieses Übereinkommen lässt zur Verwirklichung der Rechte 

von Menschen mit  Behinderungen besser geeignete Bestimmungen, 

die im Recht eines Vertragsstaats oder in dem für diesen Staat gel-

tenden Völkerrecht  enthalten sind, unberührt.  Die in einem Ver-

tragsstaat  durch  Gesetze,  Übereinkommen,  Verordnungen  oder 

durch Gewohnheitsrecht anerkannten oder bestehenden Menschen-

rechte  und  Grundfreiheiten  dürfen  nicht  unter  dem  Vorwand 
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beschränkt oder außer Kraft gesetzt werden, dass dieses Überein-

kommen derartige Rechte oder  Freiheiten nicht oder nur in einem 

geringeren Ausmaß anerkenne.

(5)  Die  Bestimmungen  dieses  Übereinkommens  gelten  ohne 

Einschränkung oder Ausnahme für alle Teile eines Bundesstaats.

Artikel 5 (Gleichberechtigung und Nichtdiskriminierung)

(1) Die Vertragsstaaten anerkennen, dass alle Menschen vor dem 

Gesetz gleich sind, vom Gesetz gleich zu behandeln sind und ohne 

Diskriminierung Anspruch auf gleichen Schutz durch das Gesetz und 

gleiche Vorteile durch das Gesetz haben.

(2) Die Vertragsstaaten verbieten jede  Diskriminierung aufgrund 

von Behinderung und garantieren Menschen mit Behinderungen glei-

chen und wirksamen rechtlichen Schutz vor Diskriminierung, gleich-

viel aus welchen Gründen.

(3)  Zur  Förderung der  Gleichberechtigung und  zur  Beseitigung 

von Diskriminierung unternehmen die Vertragsstaaten alle geeigne-

ten Schritte, um die Bereitstellung angemessener Vorkehrungen zu 

gewährleisten.

(4) Besondere Maßnahmen, die zur Beschleunigung oder Herbei-

führung  der  tatsächlichen  Gleichberechtigung von  Menschen  mit 

Behinderungen erforderlich sind, gelten nicht als Diskriminierung im 

Sinne dieses Übereinkommens.

Artikel 6 (Frauen mit Behinderungen)

(1)  Die Vertragsstaaten anerkennen, dass  Frauen und Mädchen 

mit Behinderungen mehrfacher Diskriminierung ausgesetzt sind, und 

147



ergreifen in dieser Hinsicht Maßnahmen, um zu gewährleisten, dass 

sie alle Menschenrechte und Grundfreiheiten voll und gleichberech-

tigt genießen können.

(2) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen zur 

Sicherung der vollen Entfaltung, der Förderung und der Stärkung 

der Autonomie der  Frauen, um zu garantieren, dass sie die in die-

sem Übereinkommen genannten Menschenrechte und Grundfreihei-

ten ausüben und genießen können.

Artikel 7 (Kinder mit Behinderungen)

(1) Die Vertragsstaaten treffen alle erforderlichen Maßnahmen, 

um zu gewährleisten, dass Kinder mit Behinderungen gleichberech-

tigt mit anderen Kindern alle Menschenrechte und Grundfreiheiten 

genießen können.

(2) Bei allen Maßnahmen, die  Kinder mit  Behinderungen betref-

fen, ist  das  Wohl des  Kindes ein Gesichtspunkt, der vorrangig zu 

berücksichtigen ist.

(3) Die Vertragsstaaten gewährleisten, dass  Kinder mit  Behinde-

rungen  das  Recht  haben,  ihre  Meinung in  allen  sie  berührenden 

Angelegenheiten  gleichberechtigt mit  anderen  Kindern  frei  zu 

äußern, wobei ihre  Meinung angemessen und entsprechend ihrem 

Alter und ihrer Reife berücksichtigt wird, und behinderungsgerechte 

sowie altersgemäße Hilfe zu erhalten, damit sie dieses Recht ver-

wirklichen können.
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Artikel 8 (Bewusstseinsbildung)

(1)  Die  Vertragsstaaten  verpflichten  sich,  sofortige,  wirksame 

und geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um

a) in der gesamten Gesellschaft, einschließlich auf der Ebene 

der  Familien, das Bewusstsein für Menschen mit  Behinde-

rungen zu schärfen und die Achtung ihrer Rechte und ihrer 

Würde zu fördern;

b) Klischees,  Vorurteile und schädliche Praktiken gegenüber 

Menschen mit  Behinderungen, einschließlich aufgrund des 

Geschlechts oder des  Alters, in allen Lebensbereichen zu 

bekämpfen;

c) das Bewusstsein für die Fähigkeiten und den Beitrag von 

Menschen mit Behinderungen zu fördern.

(2) Zu den diesbezüglichen Maßnahmen gehören

a) die  Einleitung  und  dauerhafte  Durchführung  wirksamer 

Kampagnen zur Bewusstseinsbildung in der  Öffentlichkeit 

mit  dem  Ziel,  die  Aufgeschlossenheit  gegenüber  den 

Rechten von Menschen mit Behinderungen zu erhöhen,

I. eine positive Wahrnehmung von Menschen mit  Behin-

derungen und ein größeres gesellschaftliches Bewusst-

sein ihnen gegenüber zu fördern,

II. die  Anerkennung  der  Fertigkeiten,  Verdienste  und 

Fähigkeiten  von  Menschen  mit  Behinderungen  und 

ihres Beitrags zur Arbeitswelt und zum Arbeitsmarkt zu 

fördern;

b) die  Förderung  einer  respektvollen  Einstellung  gegenüber 

den Rechten von Menschen mit  Behinderungen auf  allen 
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Ebenen des  Bildungssystems,  auch bei  allen  Kindern von 

früher Kindheit an;

a) die  Aufforderung  an  alle  Medienorgane,  Menschen  mit 

Behinderungen  in  einer  dem  Zweck  dieses  Übereinkom-

mens entsprechenden Weise darzustellen;

b) die Förderung von Schulungsprogrammen zur Schärfung des 

Bewusstseins  für  Menschen  mit  Behinderungen  und  für 

deren Rechte.

Artikel 9 (Zugänglichkeit)

(1) Um Menschen mit  Behinderungen eine unabhängige Lebens-

führung und die volle Teilhabe in allen Lebensbereichen zu ermögli-

chen, treffen die Vertragsstaaten geeignete Maßnahmen mit dem 

Ziel,  für  Menschen  mit  Behinderungen  den  gleichberechtigten 

Zugang  zur  physischen  Umwelt,  zu  Transportmitteln,  Information 

und Kommunikation, einschließlich Informations- und Kommunikati-

onstechnologien  und  -systemen,  sowie  zu  anderen  Einrichtungen 

und Diensten, die der  Öffentlichkeit in städtischen und  ländlichen 

Gebieten  offenstehen  oder  für  sie  bereitgestellt  werden,  zu 

gewährleisten.  Diese  Maßnahmen,  welche  die  Feststellung  und 

Beseitigung  von Zugangshindernissen  und  -barrieren  einschließen, 

gelten unter anderem für

a) Gebäude,  Straßen, Transportmittel  sowie  andere  Einrich-

tungen in Gebäuden und im Freien, einschließlich Schulen, 

Wohnhäusern, medizinischer Einrichtungen und Arbeitsstät-

ten;

b) Informations-,  Kommunikations-  und  andere  Dienste, 

einschließlich elektronischer Dienste und Notdienste.
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(2) Die Vertragsstaaten treffen außerdem geeignete Maßnahmen,

a) um Mindeststandards und Leitlinien für die Zugänglichkeit 

von  Einrichtungen  und  Diensten,  die  der  Öffentlichkeit 

offenstehen oder für sie bereitgestellt werden, auszuarbei-

ten und zu erlassen und ihre Anwendung zu überwachen;

b) um sicherzustellen, dass private Rechtsträger, die Einrich-

tungen  und  Dienste,  die  der  Öffentlichkeit  offenstehen 

oder für sie bereitgestellt werden, anbieten, alle Aspekte 

der  Zugänglichkeit  für  Menschen  mit  Behinderungen 

berücksichtigen;

c) um betroffenen Kreisen Schulungen zu Fragen der Zugäng-

lichkeit für Menschen mit Behinderungen anzubieten;

d) um  in  Gebäuden  und  anderen  Einrichtungen,  die  der 

Öffentlichkeit  offenstehen,  Beschilderungen  in  Braille-

schrift  und  in  leicht  lesbarer  und  verständlicher  Form 

anzubringen;

e) um menschliche und tierische Hilfe sowie Mittelspersonen, 

unter anderem Personen zum Führen und Vorlesen sowie 

professionelle Gebärdendolmetscher und - -dolmetscherin-

nen, zur Verfügung zu stellen mit dem Ziel, den Zugang zu 

Gebäuden und anderen Einrichtungen, die der  Öffentlich-

keit offenstehen, zu erleichtern;

f) um andere geeignete Formen der Hilfe und Unterstützung 

für  Menschen  mit  Behinderungen  zu  fördern,  damit  ihr 

Zugang zu Informationen gewährleistet wird;

g) um den Zugang von Menschen mit  Behinderungen zu den 

neuen Informations- und Kommunikationstechnologien und 

-systemen, einschließlich des Internets, zu fördern;
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h) um die Gestaltung, die Entwicklung, die Herstellung und 

den Vertrieb zugänglicher Informations- und Kommunikati-

onstechnologien und -systeme in einem frühen Stadium zu 

fördern,  sodass  deren  Zugänglichkeit  mit  möglichst 

geringem Kostenaufwand erreicht wird.

Artikel 10 (Recht auf Leben)

Die Vertragsstaaten bekräftigen, dass jeder Mensch ein angebo-

renes Recht auf Leben hat, und treffen alle erforderlichen Maßnah-

men,  um  den  wirksamen  und  gleichberechtigten  Genuss  dieses 

Rechts durch Menschen mit Behinderungen zu gewährleisten.

Artikel 11 (Gefahrensituationen und humanitäre Notlagen)

Die Vertragsstaaten ergreifen im Einklang mit ihren Verpflichtun-

gen nach dem Völkerrecht, einschließlich des humanitären Völker-

rechts und der internationalen Menschenrechtsnormen, alle erfor-

derlichen  Maßnahmen,  um  in  Gefahrensituationen,  einschließlich 

bewaffneter  Konflikte,  humanitärer  Notlagen  und  Naturkatastro-

phen, den Schutz und die Sicherheit von Menschen mit Behinderun-

gen zu gewährleisten.

Artikel 12 (Gleiche Anerkennung vor dem Recht)

(1) Die Vertragsstaaten bekräftigen, dass Menschen mit Behinde-

rungen  das  Recht  haben,  überall  als  Rechtssubjekt  anerkannt  zu 

werden.
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(2) Die Vertragsstaaten anerkennen, dass Menschen mit Behinde-

rungen  in  allen  Lebensbereichen  gleichberechtigt mit  anderen 

Rechts- und Handlungsfähigkeit genießen.

(3) Die Vertragsstaaten treffen geeignete Maßnahmen, um Men-

schen  mit  Behinderungen  Zugang  zu  der  Unterstützung  zu  ver-

schaffen, die sie bei der Ausübung ihrer Rechts- und Handlungsfä-

higkeit gegebenenfalls benötigen.

(4) Die Vertragsstaaten stellen sicher, dass zu allen die Ausübung 

der  Rechts-  und  Handlungsfähigkeit  betreffenden  Maßnahmen im 

Einklang mit den internationalen Menschenrechtsnormen geeignete 

und wirksame Sicherungen vorgesehen werden, um Missbräuche zu 

verhindern. Diese Sicherungen müssen gewährleisten, dass bei den 

Maßnahmen betreffend die Ausübung der Rechts- und Handlungsfä-

higkeit die Rechte, der Wille und die Präferenzen der betreffenden 

Person geachtet werden, es nicht zu Interessenkonflikten und miss-

bräuchlicher Einflussnahme kommt, dass die Maßnahmen verhältnis-

mäßig und auf die Umstände der Person zugeschnitten sind, dass sie 

von möglichst kurzer Dauer sind und dass sie einer regelmäßigen 

Überprüfung durch eine zuständige, unabhängige und unparteiische 

Behörde oder gerichtliche Stelle unterliegen. Die Sicherungen müs-

sen  im  Hinblick  auf  das  Ausmaß,  in  dem  diese  Maßnahmen  die 

Rechte und Interessen der Person berühren, verhältnismäßig sein.

(5) Vorbehaltlich dieses Artikels treffen die Vertragsstaaten alle 

geeigneten und wirksamen Maßnahmen, um zu gewährleisten, dass 

Menschen mit  Behinderungen das gleiche Recht wie andere haben, 

Eigentum zu besitzen oder zu erben, ihre finanziellen Angelegenhei-

ten selbst zu regeln und gleichen Zugang zu Bankdarlehen, Hypo-

theken und anderen Finanzkrediten zu haben, und gewährleisten, 
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dass  Menschen  mit  Behinderungen  nicht  willkürlich  ihr  Eigentum 

entzogen wird.

Artikel 13 (Zugang zur Justiz)

(1) Die Vertragsstaaten gewährleisten Menschen mit Behinderun-

gen  gleichberechtigt mit  anderen  wirksamen  Zugang  zur  Justiz, 

unter  anderem durch  verfahrensbezogene  und  altersgemäße  Vor-

kehrungen,  um  ihre  wirksame  unmittelbare  und  mittelbare  Teil-

nahme, einschließlich als Zeugen und Zeuginnen, an allen Gerichts-

verfahren, auch in der Ermittlungsphase und in anderen Vörverfah-

rensphasen, zu erleichtern.

(2) Um zur Gewährleistung des wirksamen Zugangs von Menschen 

mit Behinderungen zur Justiz beizutragen, fördern die Vertragsstaa-

ten geeignete Schulungen für die im Justizwesen tätigen Personen, 

einschließlich des Personals von Polizei und Strafvollzug.

Artikel 14 (Freiheit und Sicherheit der Person)

(1) Die Vertragsstaaten gewährleisten,

a) dass  Menschen  mit  Behinderungen  gleichberechtigt mit 

anderen das Recht auf persönliche Freiheit und Sicherheit 

genießen;

b) dass  Menschen  mit  Behinderungen  gleichberechtigt mit 

anderen  die  Freiheit nicht  rechtswidrig  oder  willkürlich 

entzogen wird, dass jede  Freiheitsentziehung im Einklang 

mit dem Gesetz erfolgt und dass das Vorliegen einer Behin-

derung in keinem Fall  eine  Freiheitsentziehung rechtfer-

tigt.
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(2) Die Vertragsstaaten gewährleisten, dass Menschen mit Behin-

derungen, denen aufgrund eines Verfahrens ihre  Freiheit entzogen 

wird,  gleichberechtigten Anspruch auf  die in den internationalen 

Menschenrechtsnormen vorgesehenen Garantien haben und im Ein-

klang  mit  den  Zielen  und  Grundsätzen  dieses  Übereinkommens 

behandelt  werden,  einschließlich  durch  die  Bereitstellung  ange-

messener Vorkehrungen.

Artikel 15 (Freiheit von Folter oder grausamer, unmenschlicher 

oder erniedrigender Behandlung oder Strafe)

(1)  Niemand  darf  der  Folter  oder  grausamer,  unmenschlicher 

oder erniedrigender Behandlung oder  Strafe unterworfen werden. 

Insbesondere darf niemand ohne seine freiwillige Zustimmung medi-

zinischen oder wissenschaftlichen Versuchen unterworfen werden.

(2)  Die  Vertragsstaaten  treffen  alle  wirksamen  gesetzgeberi-

schen, verwaltungsmäßigen, gerichtlichen oder sonstigen Maßnah-

men, um auf der Grundlage der Gleichberechtigung zu verhindern, 

dass  Menschen  mit  Behinderungen  der  Folter  oder  grausamer, 

unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe unter-

worfen werden.

Artikel 16 (Freiheit von Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch)

(1) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Gesetzgebungs-, 

Verwaltungs-, Sozial-, Bildungs- und sonstigen Maßnahmen, um Men-

schen mit  Behinderungen sowohl innerhalb als auch außerhalb der 

Wohnung vor jeder Form von  Ausbeutung,  Gewalt und  Missbrauch, 

einschließlich ihrer geschlechtsspezifischen Aspekte, zu schützen.
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(2) Die Vertragsstaaten treffen außerdem alle geeigneten Maß-

nahmen, um jede Form von Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch zu 

verhindern,  indem sie  unter  anderem geeignete  Formen von  das 

Geschlecht und das  Alter berücksichtigender Hilfe und Unterstüt-

zung  für  Menschen  mit  Behinderungen  und  ihre  Familien  und 

Betreuungspersonen gewährleisten, einschließlich durch die Bereit-

stellung von Informationen und Aufklärung darüber, wie Fälle von 

Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch verhindert, erkannt und ange-

zeigt werden können. Die Vertragsstaaten sorgen dafür, dass Schutz-

dienste das Alter, das Geschlecht und die Behinderung der betroffe-

nen Personen berücksichtigen.

(3)  Zur Verhinderung jeder Form von  Ausbeutung,  Gewalt und 

Missbrauch stellen die Vertragsstaaten sicher, dass alle Einrichtun-

gen und Programme, die für Menschen mit Behinderungen bestimmt 

sind, wirksam von unabhängigen Behörden überwacht werden.

(4) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen, um 

die körperliche, kognitive und psychische Genesung, die Rehabilita-

tion und die  soziale Wiedereingliederung von Menschen mit  Behin-

derungen, die Opfer irgendeiner Form von Ausbeutung, Gewalt oder 

Missbrauch werden, zu fördern, auch durch die Bereitstellung von 

Schutzeinrichtungen. Genesung und Wiedereingliederung müssen in 

einer  Umgebung  stattfinden,  die  der  Gesundheit,  dem  Wohler-

gehen, der Selbstachtung, der Würde und der Autonomie des Men-

schen förderlich ist und geschlechts- und altersspezifischen Bedürf-

nissen Rechnung trägt.

(5)  Die  Vertragsstaaten  schaffen  wirksame  Rechtsvorschriften 

und politische Konzepte, einschließlich solcher, die auf Frauen und 

Kinder ausgerichtet sind, um sicherzustellen, dass Fälle von Ausbeu-

tung, Gewalt und Missbrauch gegenüber Menschen mit Behinderun-
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gen erkannt, untersucht und gegebenenfalls strafrechtlich verfolgt 

werden.

Artikel 17 (Schutz der Unversehrtheit der Person)

Jeder Mensch mit Behinderungen hat gleichberechtigt mit ande-

ren  das  Recht  auf  Achtung  seiner  körperlichen  und  seelischen 

Unversehrtheit.

Artikel 18 (Freizügigkeit und Staatsangehörigkeit)

(1) Die Vertragsstaaten anerkennen das gleiche Recht von Men-

schen mit Behinderungen auf Freizügigkeit, auf freie Wahl ihres Auf-

enthaltsorts  und  auf  eine  Staatsangehörigkeit,  indem  sie  unter 

anderem gewährleisten, dass

a) Menschen mit Behinderungen das Recht haben, eine Staats-

angehörigkeit zu erwerben und ihre Staatsangehörigkeit zu 

wechseln, und dass ihnen diese nicht willkürlich oder auf-

grund von Behinderung entzogen wird;

b) Menschen mit  Behinderungen nicht aufgrund von Behinde-

rung die Möglichkeit versagt wird, Dokumente zum Nach-

weis ihrer Staatsangehörigkeit oder andere Identitätsdoku-

mente zu  erhalten,  zu besitzen und zu verwenden oder 

einschlägige  Verfahren  wie  Einwanderungsverfahren  in 

Anspruch zu nehmen, die gegebenenfalls erforderlich sind, 

um die Ausübung des Rechts auf  Freizügigkeit zu erleich-

tern;

c) Menschen  mit  Behinderungen  die  Freiheit haben,  jedes 

Land einschließlich ihres eigenen zu verlassen;
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d) Menschen  mit  Behinderungen  nicht  willkürlich  oder  auf-

grund  von  Behinderung das  Recht  entzogen  wird,  in  ihr 

eigenes Land einzureisen.

(2)  Kinder  mit  Behinderungen  sind  unverzüglich  nach  ihrer 

Geburt in ein Register einzutragen und haben das Recht auf einen 

Namen  von  Geburt an,  das  Recht,  eine  Staatsangehörigkeit zu 

erwerben, und soweit möglich das Recht, ihre Eltern zu kennen und 

von ihnen betreut zu werden.

Artikel 19 (Unabhängige Lebensführung und Einbeziehung in die 

Gemeinschaft)

Die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens anerkennen das glei-

che Recht aller Menschen mit  Behinderungen, mit gleichen Wahl-

möglichkeiten wie andere Menschen in der Gemeinschaft zu leben, 

und treffen wirksame und geeignete Maßnahmen, um Menschen mit 

Behinderungen den vollen Genuss dieses Rechts und ihre volle Ein-

beziehung in die Gemeinschaft und Teilhabe an der Gemeinschaft 

zu erleichtern, indem sie unter anderem gewährleisten, dass

a) Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt die Möglich-

keit  haben,  ihren  Aufenthaltsort zu  wählen  und  zu  ent-

scheiden, wo und mit wem sie leben, und nicht verpflich-

tet sind, in besonderen Wohnformen zu leben;

b) Menschen mit  Behinderungen Zugang zu einer  Reihe von 

gemeindenahen  Unterstützungsdiensten  zu  Hause  und  in 

Einrichtungen  sowie  zu  sonstigen  gemeindenahen  Unter-

stützungsdiensten  haben,  einschließlich  der  persönlichen 

Assistenz, die zur Unterstützung des Lebens in der Gemein-

schaft und der Einbeziehung in die Gemeinschaft sowie zur 
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Verhinderung  von  Isolation  und  Absonderung  von  der 

Gemeinschaft notwendig ist;

c) gemeindenahe Dienstleistungen und Einrichtungen für die 

Allgemeinheit Menschen mit Behinderungen auf der Grund-

lage  der  Gleichberechtigung zur  Verfügung  stehen  und 

ihren Bedürfnissen Rechnung tragen.

Artikel 20 (Persönliche Mobilität)

Die Vertragsstaaten treffen wirksame Maßnahmen, um für Men-

schen mit  Behinderungen persönliche Mobilität mit größtmöglicher 

Unabhängigkeit sicherzustellen, indem sie unter anderem

a) die persönliche Mobilität von Menschen mit Behinderungen 

in der Art und Weise und zum Zeitpunkt ihrer Wahl und zu 

erschwinglichen Kosten erleichtern;

b) den Zugang von Menschen mit Behinderungen zu hochwer-

tigen Mobilitätshilfen, Geräten, unterstützenden Technolo-

gien und menschlicher und tierischer Hilfe sowie Mittels-

personen erleichtern, auch durch deren Bereitstellung zu 

erschwinglichen Kosten;

c) Menschen  mit  Behinderungen  und  Fachkräften,  die  mit 

Menschen  mit  Behinderungen  arbeiten,  Schulungen  in 

Mobilitätsfertigkeiten anbieten;

d) Hersteller von Mobilitätshilfen, Geräten und unterstützen-

den Technologien ermutigen, alle Aspekte der Mobilität für 

Menschen mit Behinderungen zu berücksichtigen.
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Artikel 21 (Recht der freien Meinungsäußerung, Meinungsfreiheit 

und Zugang zu Informationen)

Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen, um zu 

gewährleisten,  dass  Menschen  mit  Behinderungen  das  Recht  auf 

freie  Meinungsäußerung  und  Meinungsfreiheit,  einschließlich  der 

Freiheit,  Informationen  und  Gedankengut  sich  zu  beschaffen,  zu 

empfangen und weiterzugeben,  gleichberechtigt mit anderen und 

durch  alle  von  ihnen  gewählten  Formen  der  Kommunikation  im 

Sinne des Artikels 2 ausüben können, unter anderem indem sie

a) Menschen  mit  Behinderungen  für  die  Allgemeinheit 

bestimmte Informationen rechtzeitig und ohne zusätzliche 

Kosten in zugänglichen Formaten und Technologien, die für 

unterschiedliche Arten der Behinderung geeignet sind, zur 

Verfügung stellen;

b) im Umgang mit Behörden die Verwendung von Gebärden-

sprachen,  Brailleschrift,  ergänzenden  und  alternativen 

Kommunikationsformen und allen sonstigen selbst gewähl-

ten  zugänglichen  Mitteln,  Formen  und  Formaten  der 

Kommunikation durch Menschen mit Behinderungen akzep-

tieren und erleichtern;

c) private  Rechtsträger,  die,  einschließlich  durch das  Inter-

net, Dienste für die Allgemeinheit anbieten, dringend dazu 

auffordern, Informationen und Dienstleistungen in Forma-

ten zur Verfügung zu stellen, die für Menschen mit Behin-

derungen zugänglich und nutzbar sind;

d) die  Massenmedien,  einschließlich  der  Anbieter  von 

Informationen  über  das  Internet,  dazu  auffordem,  ihre 

Dienstleistungen für Menschen mit  Behinderungen zugäng-

lich zu gestalten;
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e) die  Verwendung  von  Gebärdensprachen  anerkennen  und 

fördern.

Artikel 22 (Achtung der Privatsphäre)

(1) Menschen mit  Behinderungen dürfen unabhängig von ihrem 

Aufenthaltsort oder der Wohnform, in der sie leben, keinen willkür-

lichen oder rechtswidrigen Eingriffen in ihr Privatleben, ihre Fami-

lie, ihre Wohnung oder ihren Schriftverkehr oder andere Arten der 

Kommunikation oder rechtswidrigen Beeinträchtigungen ihrer  Ehre 

oder ihres  Rufes ausgesetzt werden. Menschen mit  Behinderungen 

haben Anspruch auf rechtlichen Schutz gegen solche Eingriffe oder 

Beeinträchtigungen.

(2) Die Vertragsstaaten schützen auf der Grundlage der Gleichbe-

rechtigung mit anderen die Vertraulichkeit von Informationen über 

die Person, die Gesundheit und die Rehabilitation von Menschen mit 

Behinderungen.

Artikel 23 (Achtung der Wohnung und der Familie)

(1) Die Vertragsstaaten treffen wirksame und geeignete Maßnah-

men zur Beseitigung der Diskriminierung von Menschen mit Behinde-

rungen auf der Grundlage der  Gleichberechtigung mit anderen in 

allen  Fragen,  die  Ehe,  Familie,  Elternschaft  und  Partnerschaften 

betreffen, um zu gewährleisten, dass

a) das Recht aller Menschen mit Behinderungen im heiratsfä-

higen Alter, auf der Grundlage des freien und vollen Einver-

ständnisses der künftigen Ehegatten eine Ehe zu schließen 

und eine Familie zu gründen, anerkannt wird;
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b) das Recht von Menschen mit  Behinderungen auf freie und 

verantwortungsbewusste  Entscheidung  über  die  Anzahl 

ihrer  Kinder und die  Geburtenabstände sowie auf Zugang 

zu altersgemäßer Information sowie Aufklärung über  Fort-

pflanzung und  Familienplanung anerkannt wird und ihnen 

die  notwendigen  Mittel  zur  Ausübung  dieser  Rechte  zur 

Verfügung gestellt werden;

c) Menschen  mit  Behinderungen,  einschließlich  Kindern, 

gleichberechtigt mit anderen ihre Fruchtbarkeit behalten.

(2) Die Vertragsstaaten gewährleisten die Rechte und Pflichten 

von  Menschen  mit  Behinderungen  in  Fragen  der  Vormundschaft, 

Pflegschaft1, Personen- und Vermögenssorge, Adoption von Kindern 

oder ähnlichen Rechtsinstituten, soweit  das innerstaatliche Recht 

solche kennt; in allen Fällen ist das  Wohl des  Kindes ausschlagge-

bend. Die Vertragsstaaten unterstützen Menschen mit  Behinderun-

gen in angemessener Weise bei der Wahrnehmung ihrer elterlichen 

Verantwortung.

(3) Die Vertragsstaaten gewährleisten, dass  Kinder mit  Behinde-

rungen gleiche Rechte in Bezug auf das  Familienleben haben. Zur 

Verwirklichung dieser Rechte und mit dem Ziel, das Verbergen, das 

Aussetzen, die Vernachlässigung und die Absonderung von  Kindern 

mit  Behinderungen zu  verhindern,  verpflichten sich  die  Vertrags-

staaten,  Kindern mit  Behinderungen und ihren  Familien frühzeitig 

umfassende Informationen,  Dienste  und  Unterstützung  zur  Verfü-

gung zu stellen.

(4) Die Vertragsstaaten gewährleisten, dass ein Kind nicht gegen 

den Willen seiner Eltern von diesen getrennt wird, es sei denn, dass 

die zuständigen Behörden in einer gerichtlich nachprüfbaren Ent-

scheidung nach den anzuwendenden Rechtsvorschriften und Verfah-
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ren bestimmen, dass diese Trennung zum Wohl des Kindes notwen-

dig ist.  In keinem Fall  darf  das  Kind aufgrund einer  Behinderung 

entweder  des  Kindes  oder  eines  oder  beider  Eltemteile  von  den 

Eltern getrennt werden.

(5) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, in Fällen, in denen die 

nächsten  Familienangehörigen nicht in der Lage sind, für ein  Kind 

mit Behinderungen zu sorgen, alle Anstrengungen zu unternehmen, 

um andere Formen der Betreuung innerhalb der weiteren  Familie 

und,  falls  dies  nicht  möglich  ist,  innerhalb  der  Gemeinschaft  in 

einem familienähnlichen Umfeld zu gewährleisten.

Artikel 24 (Bildung)

(1) Die Vertragsstaaten anerkennen das Recht von Menschen mit 

Behinderungen auf  Bildung. Um dieses Recht ohne  Diskriminierung 

und  auf  der  Grundlage  der  Chancengleichheit  zu  verwirklichen, 

gewährleisten die Vertragsstaaten ein integratives  Bildungssystem 

auf allen Ebenen und lebenslanges Lernen mit dem Ziel,

a) die menschlichen Möglichkeiten sowie das Bewusstsein der 

Würde und das Selbstwertgefühl des Menschen voll zur Ent-

faltung  zu  bringen  und  die  Achtung  vor  den  Menschen-

rechten, den Grundfreiheiten und der menschlichen  Viel-

falt zu stärken;

b) Menschen  mit  Behinderungen  ihre  Persönlichkeit,  ihre 

Begabungen und ihre Kreativität sowie ihre geistigen und 

körperlichen Fähigkeiten voll zur Entfaltung bringen zu las-

sen;

c) Menschen  mit  Behinderungen  zur  wirklichen  Teilhabe  an 

einer freien Gesellschaft zu befähigen.
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(2) Bei der Verwirklichung dieses Rechts stellen die Vertragsstaa-

ten sicher, dass

a) Menschen mit  Behinderungen nicht aufgrund von Behinde-

rung vom allgemeinen Bildungssystem ausgeschlossen wer-

den und dass Kinder mit Behinderungen nicht aufgrund von 

Behinderung vom  unentgeltlichen  und  obligatorischen 

Grundschulunterricht oder  vom  Besuch  weiterführender 

Schulen ausgeschlossen werden;

b) Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen 

in der Gemeinschaft, in der sie leben, Zugang zu einem 

integrativen, hochwertigen und unentgeltlichen Unterricht 

an Grundschulen und weiterführenden Schulen haben;

c) angemessene Vorkehrungen für die Bedürfnisse des Einzel-

nen getroffen werden;

d) Menschen  mit  Behinderungen  innerhalb  des  allgemeinen 

Bildungssystems  die  notwendige  Unterstützung  geleistet 

wird, um ihre erfolgreiche Bildung zu erleichtern;

e) in Übereinstimmung mit dem Ziel der vollständigen Inte-

gration  wirksame  individuell  angepasste  Unterstützungs-

maßnahmen in einem Umfeld, das die bestmögliche schuli-

sche  und  soziale  Entwicklung  gestattet,  angeboten  wer-

den.

(3) Die Vertragsstaaten ermöglichen Menschen mit  Behinderun-

gen,  lebenspraktische  Fertigkeiten  und  soziale  Kompetenzen  zu 

erwerben, um ihre volle und gleichberechtigte Teilhabe an der Bil-

dung und als Mitglieder der Gemeinschaft zu erleichtern. Zu diesem 

Zweck ergreifen die Vertragsstaaten geeignete Maßnahmen; unter 

anderem
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a) erleichtern sie das Erlernen von Brailleschrift, alternativer 

Schrift, ergänzenden und alternativen Formen, Mitteln und 

Formaten  der  Kommunikation,  den  Erwerb von Orientie-

rungs- und Mobilitätsfertigkeiten sowie die Unterstützung 

durch andere Menschen mit Behinderungen und das Mento-

ring;

b) erleichtern sie das Erlernen der Gebärdensprache und die 

Förderung der sprachlichen Identität der Gehörlosen;

c) stellen sie sicher, dass blinden, gehörlosen oder taubblin-

den  Menschen,  insbesondere  Kindern,  Bildung in  den 

Sprachen  und  Kommunikationsformen  und  mit  den 

Kommunikationsmitteln, die für den Einzelnen am besten 

geeignet sind, sowie in einem Umfeld vermittelt wird, das 

die  bestmögliche  schulische  und  soziale  Entwicklung 

gestattet.

(4) Um zur Verwirklichung dieses Rechts beizutragen, treffen die 

Vertragsstaaten geeignete Maßnahmen zur Einstellung von Lehrkräf-

ten,  einschließlich  solcher  mit  Behinderungen,  die  in  Gebärden-

sprache oder Brailleschrift ausgebildet sind, und zur Schulung von 

Fachkräften sowie Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen auf allen Ebe-

nen des Bildungswesens. Diese Schulung schließt die Schärfung des 

Bewusstseins  für  Behinderungen  und  die  Verwendung  geeigneter 

ergänzender  und  alternativer  Formen,  Mittel  und  Formate  der 

Kommunikation sowie pädagogische Verfahren und Materialien zur 

Unterstützung von Menschen mit Behinderungen ein.

(5) Die Vertragsstaaten stellen sicher, dass Menschen mit Behin-

derungen  ohne  Diskriminierung und  gleichberechtigt mit  anderen 

Zugang  zu  allgemeiner  Hochschulbildung,  Berufsausbildung, 

Erwachsenenbildung  und  lebenslangem  Lernen  haben.  Zu  diesem 
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Zweck  stellen  die  Vertragsstaaten  sicher,  dass  für  Menschen  mit 

Behinderungen angemessene Vorkehrungen getroffen werden.

Artikel 25 (Recht auf Gesundheit)

Die  Vertragsstaaten  anerkennen  das  Recht  von  Menschen  mit 

Behinderungen auf das erreichbare Höchstmaß an Gesundheit ohne 

Diskriminierung aufgrund  von  Behinderung.  Die  Vertragsstaaten 

treffen  alle  geeigneten  Maßnahmen,  um  zu  gewährleisten,  dass 

Menschen  mit  Behinderungen  Zugang  zu  geschlechtsspezifischen 

Gesundheitsdiensten, einschließlich gesundheitlicher Rehabilitation, 

haben. Insbesondere

a) stellen die Vertragsparteien Menschen mit  Behinderungen 

eine  unentgeltliche  oder  erschwingliche  Gesundheitsver-

sorgung in derselben Bandbreite,  von derselben Qualität 

und auf  demselben Standard zur Verfügung wie anderen 

Menschen, einschließlich sexual- und fortpflanzungsmedizi-

nischer Gesundheitsleistungen und der Gesamtbevölkerung 

zur  Verfügung  stehender  Programme  des  öffentlichen 

Gesundheitswesens;

b) bieten die Vertragsstaaten die  Gesundheitsleistungen an, 

die von Menschen mit Behinderungen speziell wegen ihrer 

Behinderungen  benötigt  werden,  soweit  angebracht, 

einschließlich Früherkennung und Frühintervention, sowie 

Leistungen, durch die, auch bei  Kindern und älteren Men-

schen,  weitere  Behinderungen  möglichst  gering  gehalten 

oder vermieden werden sollen;

c) bieten die Vertragsstaaten diese  Gesundheitsleistungen so 

gemeindenah wie möglich an, auch in ländlichen Gebieten;
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d) erlegen die Vertragsstaaten den Angehörigen der  Gesund-

heitsberufe die Verpflichtung auf, Menschen mit  Behinde-

rungen eine Versorgung von gleicher Qualität wie anderen 

Menschen angedeihen zu lassen, namentlich auf der Grund-

lage  der  freien  Einwilligung  nach  vorheriger  Aufklärung, 

indem sie unter anderem durch Schulungen und den Erlass 

ethischer Normen für die staatliche und private  Gesund-

heitsversorgung das Bewusstsein für  die Menschenrechte, 

die  Würde, die Autonomie und die Bedürfnisse von Men-

schen mit Behinderungen schärfen;

e) verbieten die Vertragsstaaten die Diskriminierung von Men-

schen mit  Behinderungen in der Krankenversicherung und 

in der Lebensversicherung, soweit eine solche Versicherung 

nach innerstaatlichem Recht zulässig ist; solche Versiche-

rungen  sind  zu  fairen  und  angemessenen  Bedingungen 

anzubieten;

f) verhindern  die  Vertragsstaaten  die  diskriminierende  Vor-

enthaltung  von  Gesundheitsversorgung  oder  -leistungen 

oder von  Nahrungsmitteln und Flüssigkeiten aufgrund von 

Behinderung.

Artikel 26 ((Re-)Habilitation)

(1) Die Vertragsstaaten treffen wirksame und geeignete Maßnah-

men, einschließlich durch die Unterstützung durch andere Menschen 

mit Behinderungen, um Menschen mit Behinderungen in die Lage zu 

versetzen, ein Höchstmaß an Unabhängigkeit, umfassende körperli-

che,  geistige,  soziale  und berufliche Fähigkeiten sowie  die  volle 

Einbeziehung in alle Aspekte des Lebens und die volle Teilhabe an 
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allen Aspekten des Lebens zu erreichen und zu bewahren. Zu die-

sem Zweck organisieren, stärken und erweitern die Vertragsstaaten 

umfassende  Habilitations-  und  Rehabilitationsdienste  und 

-programme,  insbesondere  auf  dem  Gebiet  der  Gesundheit,  der 

Beschäftigung, der Bildung und der Sozialdienste, und zwar so, dass 

diese Leistungen und Programme

a) im frühestmöglichen Stadium einsetzen und auf einer mul-

tidisziplinären Bewertung der individuellen Bedürfnisse und 

Stärken beruhen;

b) die Einbeziehung in die Gemeinschaft und die Gesellschaft 

in allen ihren Aspekten sowie die Teilhabe daran unterstüt-

zen,  freiwillig  sind  und  Menschen  mit  Behinderungen  so 

gemeindenah wie möglich zur Verfügung stehen, auch in 

ländlichen Gebieten.

(2)  Die  Vertragsstaaten  fördern  die  Entwicklung  der  Aus-  und 

Fortbildung für Fachkräfte und Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen in 

Habilitations- und Rehabilitationsdiensten.

(3) Die Vertragsstaaten fördern die Verfügbarkeit, die Kenntnis 

und die Verwendung unterstützender Geräte und Technologien, die 

für Menschen mit Behinderungen bestimmt sind, für die Zwecke der 

Habilitation und Rehabilitation.

Artikel 27 (Arbeit und Beschäftigung)

(1) Die Vertragsstaaten anerkennen das gleiche Recht von Men-

schen mit Behinderungen auf Arbeit; dies beinhaltet das Recht auf 

die Möglichkeit, den Lebensunterhalt durch Arbeit zu verdienen, die 

in einem offenen, integrativen und für Menschen mit Behinderungen 

zugänglichen  Arbeitsmarkt  und  Arbeitsumfeld  frei  gewählt  oder 
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angenommen wird. Die Vertragsstaaten sichern und fördern die Ver-

wirklichung des Rechts auf Arbeit, einschließlich für Menschen, die 

während  der  Beschäftigung  eine  Behinderung erwerben,  durch 

geeignete Schritte, einschließlich des Erlasses von Rechtsvorschrif-

ten, um unter anderem

a) Diskriminierung aufgrund von Behinderung in allen Angele-

genheiten  im  Zusammenhang  mit  einer  Beschäftigung 

gleich  welcher  Art,  einschließlich  der  Auswahl-,  Einstel-

lungs- und Beschäftigungsbedingungen, der Weiterbeschäf-

tigung, des beruflichen Aufstiegs sowie sicherer und gesun-

der Arbeitsbedingungen, zu verbieten;

b) das  gleiche  Recht  von  Menschen  mit  Behinderungen  auf 

gerechte  und günstige  Arbeitsbedingungen,  einschließlich 

Chancengleichheit und gleichen  Entgelts für gleichwertige 

Arbeit,  auf  sichere  und  gesunde  Arbeitsbedingungen, 

einschließlich Schutz vor Belästigungen, und auf Abhilfe bei 

Missständen zu schützen;

c) zu gewährleisten, dass Menschen mit  Behinderungen ihre 

Arbeitnehmer-  und Gewerkschaftsrechte  gleichberechtigt 

mit anderen ausüben können;

d) Menschen mit  Behinderungen wirksamen Zugang zu allge-

meinen fachlichen und beruflichen Beratungsprogrammen, 

Stellenvermittlung  sowie  Berufsausbildung  und  Weiterbil-

dung zu ermöglichen;

e) für  Menschen  mit  Behinderungen  Beschäftigungsmöglich-

keiten  und  beruflichen  Aufstieg  auf  dem  Arbeitsmarkt 

sowie die Unterstützung bei der Arbeitssuche, beim Erhalt 

und der Beibehaltung eines Arbeitsplatzes und beim beruf-

lichen Wiedereinstieg zu fördern;
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f) Möglichkeiten  für  Selbständigkeit,  Unternehmertum,  die 

Bildung von  Genossenschaften  und  die  Gründung  eines 

eigenen Geschäfts zu fördern;

g) Menschen  mit  Behinderungen  im  öffentlichen  Sektor  zu 

beschäftigen;

h) die Beschäftigung von Menschen mit Behinderungen im pri-

vaten Sektor durch geeignete Strategien und Maßnahmen 

zu  fördern,  wozu  auch  Programme für  positive  Maßnah-

men, Anreize und andere Maßnahmen gehören können;

i) sicherzustellen, dass am Arbeitsplatz angemessene Vorkeh-

rungen für Menschen mit Behinderungen getroffen werden;

j) das  Sammeln  von  Arbeitserfahrung  auf  dem allgemeinen 

Arbeitsmarkt  durch Menschen mit  Behinderungen zu  för-

dern;

k) Programme für  die  berufliche  Rehabilitation,  den  Erhalt 

des Arbeitsplatzes und den beruflichen Wiedereinstieg von 

Menschen mit Behinderungen zu fördern.

(2) Die Vertragsstaaten stellen sicher, dass Menschen mit  Behin-

derungen nicht in  Sklaverei oder  Leibeigenschaft gehalten werden 

und dass sie gleichberechtigt mit anderen vor Zwangs oder Pflicht-

arbeit geschützt werden.

Artikel 28 (Angemessener Lebensstandard und sozialer Schutz)

(1) Die Vertragsstaaten anerkennen das Recht von Menschen mit 

Behinderungen  auf  einen  angemessenen  Lebensstandard für  sich 

selbst  und ihre  Familien,  einschließlich angemessener  Ernährung, 

Bekleidung und  Wohnung, sowie auf eine stetige Verbesserung der 

Lebensbedingungen  und  unternehmen  geeignete  Schritte  zum 
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Schutz und zur  Förderung der  Verwirklichung dieses  Rechts  ohne 

Diskriminierung aufgrund von Behinderung.

(2) Die Vertragsstaaten anerkennen das Recht von Menschen mit 

Behinderungen auf  sozialen Schutz und den Genuss dieses Rechts 

ohne  Diskriminierung aufgrund von  Behinderung und unternehmen 

geeignete  Schritte  zum Schutz  und  zur  Förderung  der  Verwirkli-

chung dieses Rechts, einschließlich Maßnahmen, um

a) Menschen  mit  Behinderungen  gleichberechtigten  Zugang 

zur Versorgung mit sauberem Wasser und den Zugang zu 

geeigneten und erschwinglichen Dienstleistungen, Geräten 

und anderen Hilfen für Bedürfnisse im Zusammenhang mit 

ihrer Behinderung zu sichern;

b) Menschen  mit  Behinderungen,  insbesondere  Frauen  und 

Mädchen sowie älteren Menschen mit  Behinderungen, den 

Zugang zu Programmen für  sozialen Schutz und Program-

men zur Armutsbekämpfung zu sichern;

c) in Armut lebenden Menschen mit Behinderungen und ihren 

Familien den Zugang zu staatlicher Hilfe bei behinderungs-

bedingten  Aufwendungen,  einschließlich  ausreichender 

Schulung, Beratung, finanzieller Unterstützung sowie Kurz-

zeitbetreuung, zu sichern;

d) Menschen mit  Behinderungen den Zugang zu Programmen 

des sozialen Wohnungsbaus zu sichern;

e) Menschen mit Behinderungen gleichberechtigten Zugang zu 

Leistungen  und  Programmen  der  Altersversorgung  zu 

sichern.
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Artikel 29 (Teilhabe am politischen und öffentlichen Leben)

Die Vertragsstaaten garantieren Menschen mit Behinderungen die 

politischen Rechte sowie die Möglichkeit, diese gleichberechtigt mit 

anderen zu genießen, und verpflichten sich,

a) sicherzustellen, dass Menschen mit  Behinderungen  gleich-

berechtigt mit  anderen  wirksam  und  umfassend  am 

politischen und  öffentlichen Leben teilhaben können, sei 

es  unmittelbar  oder  durch  frei  gewählte  Vertreter  oder 

Vertreterinnen,  was  auch das  Recht  und die  Möglichkeit 

einschließt,  zu  wählen  und  gewählt  zu  werden;  unter 

anderem 

i. stellen sie sicher, dass die Wahlverfahren, -einrichtun-

gen und -materialien geeignet, zugänglich und leicht 

zu verstehen und zu handhaben sind;

ii. schützen sie das Recht von Menschen mit Behinderun-

gen, bei  Wahlen und Volksabstimmungen in geheimer 

Abstimmung ohne Einschüchterung ihre Stimme abzu-

geben, bei  Wahlen zu kandidieren, ein Amt wirksam 

innezuhaben und alle  öffentlichen Aufgaben auf allen 

Ebenen staatlicher Tätigkeit wahrzunehmen, indem sie 

gegebenenfalls die Nutzung unterstützender und neuer 

Technologien erleichtern;

iii. garantieren  sie  die  freie  Willensäußerung  von  Men-

schen mit Behinderungen als Wähler und Wählerinnen 

und  erlauben  zu  diesem  Zweck  im  Bedarfsfall  auf 

Wunsch, dass sie sich bei der Stimmabgabe durch eine 

Person ihrer Wahl unterstützen lassen;

b) aktiv ein Umfeld zu fördern, in dem Menschen mit  Behin-

derungen  ohne  Diskriminierung und  gleichberechtigt mit 
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anderen  wirksam  und  umfassend  an  der  Gestaltung  der 

öffentlichen Angelegenheiten mitwirken können, und ihre 

Mitwirkung  an  den  öffentlichen  Angelegenheiten  zu 

begünstigen, unter anderem

i. die  Mitarbeit  in  nichtstaatlichen  Organisationen  und 

Vereinigungen,  die  sich  mit  dem  öffentlichen  und 

politischen Leben ihres Landes befassen, und an den 

Tätigkeiten und der Verwaltung politischer Parteien;

ii. die  Bildung von  Organisationen  von  Menschen  mit 

Behinderungen, die sie auf internationaler, nationaler, 

regionaler und lokaler Ebene vertreten, und den Bei-

tritt zu solchen Organisationen.

Artikel 30 (Kulturelles Leben, Freizeit, Sport)

(1) Die Vertragsstaaten anerkennen das Recht von Menschen mit 

Behinderungen, gleichberechtigt mit anderen am kulturellen Leben 

teilzunehmen,  und  treffen  alle  geeigneten  Maßnahmen,  um 

sicherzustellen, dass Menschen mit Behinderungen

a) Zugang zu  kulturellem Material in zugänglichen Formaten 

haben;

b) Zugang zu Fernsehprogrammen, Filmen, Theatervorstellun-

gen  und  anderen  kulturellen  Aktivitäten  in  zugänglichen 

Formaten haben;

c) Zugang zu Orten  kultureller Darbietungen oder Dienstleis-

tungen,  wie  Theatern,  Museen,  Kinos,  Bibliotheken  und 

Tourismusdiensten, sowie, so weit wie möglich, zu Denk-

mälern und Stätten von nationaler  kultureller Bedeutung 

haben.
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(2) Die Vertragsstaaten treffen geeignete Maßnahmen, um Men-

schen mit  Behinderungen die Möglichkeit zu geben, ihr kreatives, 

künstlerisches und intellektuelles Potenzial zu entfalten und zu nut-

zen, nicht nur für sich selbst, sondern auch zur Bereicherung der 

Gesellschaft.

(3) Die Vertragsstaaten unternehmen alle geeigneten Schritte im 

Einklang  mit  dem  Völkerrecht,  um  sicherzustellen,  dass  Gesetze 

zum Schutz von Rechten des geistigen Eigentums keine ungerecht-

fertigte  oder  diskriminierende Barriere für  den Zugang von Men-

schen mit Behinderungen zu kulturellem Material darstellen.

(4)  Menschen  mit  Behinderungen  haben  gleichberechtigt mit 

anderen Anspruch auf Anerkennung und Unterstützung ihrer spezifi-

schen  kulturellen  und  sprachlichen  Identität,  einschließlich  der 

Gebärdensprachen und der Gehörlosenkultur.

(5) Mit dem Ziel, Menschen mit Behinderungen die gleichberech-

tigte  Teilnahme  an  Erholungs-,  Freizeit-  und  Sportaktivitäten  zu 

ermöglichen, treffen die Vertragsstaaten geeignete Maßnahmen,

a) um Menschen mit  Behinderungen zu ermutigen, so umfas-

send  wie  möglich  an  breitensportlichen  Aktivitäten  auf 

allen Ebenen teilzunehmen, und ihre Teilnahme zu fördern;

b) um sicherzustellen, dass Menschen mit  Behinderungen die 

Möglichkeit  haben,  behinderungsspezifische  Sport-  und 

Erholungsaktivitäten zu organisieren, zu entwickeln und an 

solchen teilzunehmen, und zu diesem Zweck die Bereitstel-

lung eines geeigneten Angebots an Anleitung, Training und 

Ressourcen auf der Grundlage der  Gleichberechtigung mit 

anderen zu fördern;

c) um  sicherzustellen,  dass  Menschen  mit  Behinderungen 

Zugang zu Sport-, Erholungs- und Tourismusstätten haben;
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d) um sicherzustellen, dass Kinder mit Behinderungen gleich-

berechtigt mit anderen Kindern an Spiel-, Erholungs-, Frei-

zeit- und  Sportaktivitäten teilnehmen können, einschließ-

lich im schulischen Bereich;

e) um  sicherzustellen,  dass  Menschen  mit  Behinderungen 

Zugang  zu  Dienstleistungen  der  Organisatoren  von  Erho-

lungs-, Tourismus-, Freizeit- und Sportaktivitäten haben.

Artikel 31 (Statistik und Datensammlung)

(1) Die Vertragsstaaten verpflichten sich zur Sammlung geeigne-

ter  Informationen,  einschließlich  statistischer  Angaben  und  For-

schungsdaten,  die  ihnen  ermöglichen,  politische  Konzepte  zur 

Durchführung dieses Übereinkommens auszuarbeiten und umzuset-

zen.  Das  Verfahren  zur  Sammlung  und  Aufbewahrung  dieser 

Informationen muss

a) mit den gesetzlichen Schutzvorschriften, einschließlich der 

Rechtsvorschriften  über  den  Datenschutz,  zur  Sicherung 

der Vertraulichkeit und der Achtung der  Privatsphäre von 

Menschen mit Behinderungen im Einklang stehen;

b) mit den international anerkannten Normen zum Schutz der 

Menschenrechte  und  Grundfreiheiten  und  den  ethischen 

Grundsätzen für  die Sammlung und Nutzung statistischer 

Daten im Einklang stehen.

(2) Die im Einklang mit diesem Artikel gesammelten Informatio-

nen werden, soweit angebracht, aufgeschlüsselt und dazu verwen-

det,  die Umsetzung der Verpflichtungen aus diesem Übereinkom-

men durch die Vertragsstaaten zu beurteilen und die Hindernisse, 
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denen  sich  Menschen  mit  Behinderungen  bei  der  Ausübung  ihrer 

Rechte gegenübersehen, zu ermitteln und anzugehen.

(3)  Die Vertragsstaaten übernehmen die Verantwortung für  die 

Verbreitung dieser Statistiken und sorgen dafür, dass sie für Men-

schen mit Behinderungen und andere zugänglich sind.

Artikel 32 (Internationale Zusammenarbeit)

(1) Die Vertragsstaaten anerkennen die Bedeutung der interna-

tionalen Zusammenarbeit  und deren Förderung zur Unterstützung 

der  einzeltaatlichen  Anstrengungen  für  die  Verwirklichung  des 

Zwecks und der Ziele dieses Übereinkommens und treffen diesbe-

züglich  geeignete  und  wirksame  Maßnahmen,  zwischenstaatlich 

sowie, soweit angebracht, in Partnerschaft mit den einschlägigen 

internationalen und regionalen Organisationen und der Zivilgesell-

schaft, insbesondere Organisationen von Menschen mit Behinderun-

gen. Unter anderem können sie Maßnahmen ergreifen, um

a) sicherzustellen,  dass  die  internationale  Zusammenarbeit, 

einschließlich  internationaler  Entwicklungsprogramme, 

Menschen  mit  Behinderungen  einbezieht  und  für  sie 

zugänglich ist;

b) den Aufbau von Kapazitäten zu erleichtern und zu unter-

stützen,  unter  anderem  durch  den  Austausch  und  die 

Weitergabe von Informationen, Erfahrungen,  Ausbildungs-

programmen und vorbildlichen Praktiken;

c) die Forschungszusammenarbeit und den Zugang zu wissen-

schaftlichen und technischen Kenntnissen zu erleichtern;

d) soweit angebracht, technische und wirtschaftliche Hilfe zu 

leisten, unter anderem durch Erleichterung des Zugangs zu 
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zugänglichen und unterstützenden Technologien und ihres 

Austauschs sowie durch Weitergabe von Technologien.

(2) Dieser Artikel berührt nicht die Pflicht jedes Vertragsstaats, 

seine Verpflichtungen aus diesem Übereinkommen zu erfüllen.

Artikel 33 (Innerstaatliche Durchführung und Überwachung)

(1) Die Vertragsstaaten bestimmen nach Maßgabe ihrer staatli-

chen Organisation eine oder mehrere  staatliche Anlaufstellen für 

Angelegenheiten  im  Zusammenhang  mit  der  Durchführung  dieses 

Übereinkommens und prüfen sorgfältig die Schaffung oder Bestim-

mung eines staatlichen Koordinierungsmechanismus, der die Durch-

führung  der  entsprechenden  Maßnahmen in  verschiedenen  Berei-

chen und auf verschiedenen Ebenen erleichtern soll.

(2)  Die  Vertragsstaaten  unterhalten,  stärken,  bestimmen oder 

schaffen nach Maßgabe ihres Rechts- und Verwaltungssystems auf 

einzelstaatlicher Ebene für die Förderung, den Schutz und die Über-

wachung der Durchführung dieses Übereinkommens eine Struktur, 

die,  je nachdem, was angebracht  ist,  einen oder  mehrere unab-

hängige Mechanismen einschließt. Bei der Bestimmung oder Schaf-

fung eines solchen Mechanismus berücksichtigen die Vertragsstaaten 

die Grundsätze betreffend die Rechtsstellung und die  Arbeitsweise 

der einzelstaatlichen Institutionen zum Schutz und zur Förderung 

der Menschenrechte.

(3) Die Zivilgesellschaft, insbesondere Menschen mit Behinderun-

gen und die sie vertretenden Organisationen, wird in den Überwa-

chungsprozess einbezogen und nimmt in vollem Umfang daran teil.
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